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Editorial
Das zu Ende gehende Jahr stand ganz im Zeichen der weltwei-

ten Finanz- und Wirtschaftskrise. Die konjunkturellen Indikato-
ren für Deutschland deuten an, dass nun das Schlimmste vorüber
sein könnte. Für das kommende Jahr wird wieder mit – wenn
auch bescheidenem – Wachstum gerechnet. Der Arbeitsmarkt
hat sich trotz düsterer Vorhersagen bislang als erfreulich robust
erwiesen. Und doch dürfte 2009 als „Krisenjahr“ in Erinnerung
bleiben.

„Krise“ im griechischen Wortsinn bezeichnet eine entschei-
dende Wendung: Abschied vom Gewohnten, Beginn von Unbe-
kanntem – Abschluss und Chance für Neues zugleich. Bislang ist
in Deutschland ein besonnener Umgang mit den Krisenfolgen zu
konstatieren. Die Bürgerinnen und Bürger reagieren gelassen –
als Verbraucher wie als Wähler; Extremisten hatten bei den dies-
jährigen Wahlen keinen Zulauf. Doch angesichts der Erschütte-
rungen des globalisierten Kapitalismus und seiner Notrettung
mit ungeheuren Summen öffentlicher Kredite droht eine Krise
des Sozialen, vielleicht auch der Demokratie und ihrer Institutio-
nen überhaupt.

Zu den unmittelbaren Folgen von Globalisierung und Indivi-
dualisierung gehören gesellschaftliche Desintegrationsprozesse.
Ein immer größerer Teil der Gesellschaft fühlt sich politisch
ohnmächtig und wirtschaftlich abgehängt. Klassische Partizipa-
tionsangebote wie die Beteiligung an Wahlen oder die Mitwir-
kung in politischen Parteien werden immer weniger wahrge-
nommen. Sollte die Finanzkrise nicht sozialverträglich und vor
allem nachhaltig bewältigt werden, wird das Vertrauen in die
Problemlösungskompetenz der Politik und in das Verantwor-
tungsbewusstsein der Eliten weiter schwinden. Jenseits der Mil-
liardendefizite in den öffentlichen Haushalten sind die tatsächli-
chen Kosten des „Krisenjahrs 2009“ noch nicht absehbar.

Hans-Georg Golz



Klaus F. Zimmermann

Wirtschafts-
wunderjahr 2009

Am Jahresende 2008 war die Welt von
Furcht und Unsicherheit über die wirt-

schaftliche Zukunft beherrscht. Zu rasch war
im letzten Drittel des
Jahres aus ökonomi-
schen Abschwungten-
denzen ein gefühlter
freier Fall der Volks-
wirtschaften gewor-
den, dessen Größen-
ordnung erst Wochen
später bekannt wurde
und dessen Ende
nicht vorauszusehen
war. Schon rasch kon-
kretisierten sich die
Befürchtungen, die
neue Wirtschaftskrise
habe das Kaliber, die
große Weltwirt-
schaftskrise 1929 mit

weltweiten Auswirkungen für Wachstum und
Wohlfahrt als dramatischstes Ereignis der
neueren Wirtschaftsgeschichte abzulösen.

Tatsächlich befand sich die deutsche Wirt-
schaft, wie wir heute wissen, bereits im Vor-
jahr früh in einer Rezession, also in einer
Schrumpfung des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) als Maß der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit. Der massive Einbruch im 4. Quar-
tal 2008 und im 1. Quartal 2009 wurde aller-
dings frühzeitig ab dem 2. Quartal 2009 ge-
stoppt. Inzwischen zeigt sich, dass sich die
deutsche Volkswirtschaft gegen alle Erwar-
tungen als eine der ersten Ökonomien welt-
weit deutlich erholt und eine Leitrolle bei der
Bewältigung der Krise übernimmt. Dabei hat
sich der Arbeitsmarkt unverhofft und entge-
gen vieler Panikprognosen als außerordent-
lich robust erwiesen. Das Krisenjahr 2009
könnten Wirtschaftshistoriker somit später
einmal als Wirtschaftswunderjahr am Ar-
beitsmarkt bezeichnen.

Ist die Krise damit am Ende? Was war ihre
Ursache, und was haben wir zur Vermeidung

ähnlicher Herausforderungen in der Zukunft
gelernt? Gibt es Gefahren eines Rückfalls?
Welche Keime einer neuen Krise können aus
der gegenwärtigen erwachsen? 1

Wo steht die deutsche Wirtschaft?

Im Vergleich zum Vorjahr wird die Wirt-
schaftsleistung 2009 preisbereinigt um deut-
lich weniger als fünf Prozent geringer ausfal-
len. Mit Ausnahme Japans verzeichnet keines
der großen Industrieländer einen solch star-
ken Rückgang. Tatsächlich hatten die Be-
fürchtungen einer Schrumpfung bis zur Jah-
resmitte zeitweise schon bei mehr als sechs
Prozent gelegen.

Im Verlauf der weltweit heftigsten Rezessi-
on seit dem Zweiten Weltkrieg wuchs die
Angst um die Arbeitsplätze. Tatsächlich
brach in vielen Ländern die Beschäftigung
ein. Neben den USA sind in Europa bei-
spielsweise Spanien, Irland und Großbritan-
nien zu nennen. Auch in Deutschland war
von vielen Beobachtern seit längerer Zeit ein
großer Einbruch am Arbeitsmarkt erwartet
worden. Spätestens seit dem Jahreswechsel
2008/2009 verdichteten sich die Befürchtun-
gen heftig steigender Arbeitslosenzahlen. Al-
lerdings war die Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land, über das Ende des Wirtschaftsbooms
hinaus, das ganze Jahr über bis zum Dezem-
ber 2008 gefallen. Trotz eines Anstiegs in den
ersten Monaten des Jahres 2009 ging die Ar-
beitslosigkeit im Frühjahr wieder zurück.

Dennoch verstärkten sich auch im Sommer
die öffentlichen Einschätzungen, nach denen
die Arbeitslosigkeit im Jahresverlauf weiter
anziehen und bald schon vier Millionen in die-
sem Jahr und fünf Millionen im Jahr 2010
überschreiten werde. Dies stützte sich auf die
erheblichen Arbeitskräftereserven in vielen
Firmen, ihre massiven wirtschaftlichen Belas-
tungen und den hohen Bestand an Kurzarbei-
tern. Die Arbeitsproduktivität fiel, ein ganz
außergewöhnlicher Vorgang, und bot einen
Beleg dafür, dass die Unternehmen Arbeits-
kräfte in gewaltigem Umfang horteten und
wohl immer noch horten. Und wenn den Un-
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1 Vgl. zu einer umfassenden Analyse auch das soeben
vorgelegte Buch von Klaus F. Zimmermann und Do-
rothea Schäfer, Finanzmärkte nach dem Flächenbrand.
Warum es dazu kam und was wir daraus lernen müs-
sen, Wiesbaden 2010.
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ternehmen die Puste ausgehe, müssten sie sich
über kurz oder lang von überflüssigem Perso-
nal trennen.

Gemessen an diesen Vorhersagen erscheint
es tatsächlich als Wunder, dass es am Arbeits-
markt in diesem Sommer ruhig blieb und es
auch im Herbst nicht schlechter wurde. Aller-
dings hatte ich genau dies bereits im Früh-
sommer prognostiziert. 2 Und ein weiteres
Wunder war, dass der freie Fall der Wirtschaft
bereits im 2. Quartal gestoppt werden konnte
und sich eine Phase des sanften Auftriebs ab-
zeichnete. Im 3. Quartal wuchs die deutsche
Wirtschaft wieder kräftig. Auch im 4. Quartal
2009 wird mit einer Fortsetzung des positiven
Trends gerechnet. Dadurch wirkte sich die
Krise weit weniger markant aus als lange ge-
dacht, und für 2010 kann auf kräftiges Wachs-
tum gehofft werden. Vier Millionen Arbeits-
lose im Jahr 2009 wurden deshalb schon bald
auch rechnerisch unmöglich, fünf Millionen
im kommenden Jahr erscheinen inzwischen
ausgeschlossen. Heute liegen die Prognosen
für 2009 bei 3,4 Millionen und für 2010 bei
knapp vier Millionen Arbeitslosen. 3

Von Wundern kann indes nur so lange ge-
sprochen werden, bis die Ursachen transpa-
rent sind. Das Ganze sei ein Erfolg der Kon-
junkturpakete, wird wohlfeil spekuliert.
Dabei wird geflissentlich übersehen, dass die
meisten staatlichen Fördermaßnahmen erst
zur Jahresmitte zu wesentlichen Mittelabflüs-
sen führten und sich die Wirkungen, wenn
überhaupt, weitgehend erst 2010 einstellen
werden. Außer der Kurzarbeit war nur die
umstrittene Abwrackprämie an wesentlichen
Instrumenten frühzeitig in Kraft, sie kann
aber schon vom Volumen her kaum die rasche
Erholung bewirkt haben. Die sich abzeich-
nende Erholung sollte zum Anlass für Über-
legungen genommen werden, wie die beschlos-
senen konjunkturellen Belebungsmaßnahmen
auf den Bildungs- und Infrastrukturbereich
konzentriert werden können, wo die Mittel am

sinnvollsten und nachhaltigsten investiert
wären.

Der deutsche Arbeitsmarkt ist in der Krise
gut aufgestellt gewesen: Dazu haben die Ar-
beitsmarktreformen der vielgescholtenen
Agenda 2010, die langjährige Lohnzurückhal-
tung der Gewerkschaften und die Anpas-
sungsmaßnahmen in den Unternehmen bei-
getragen. Seit langem sind die Lohn- hinter
den Kapitaleinkommen zurückgeblieben, was
zu einer robusten Konstitution der Firmen
beigetragen hat. Ferner hat die Krise in
Deutschland vor allem die Leistungsträger in
den exportorientierten Investitionsgüterin-
dustrien getroffen. Die Folgen waren deshalb
auf einige Sektoren begrenzt, vor allem auf
die Exportindustrie und damit verbundene
Wirtschaftszweige wie den Außenhandel.
Kaum tangiert wurden dagegen Wirtschafts-
zweige, die auf den privaten Konsum ausge-
richtet sind. Baden-Württemberg steht folg-
lich mit seiner stark exportorientierten mit-
telständischen Wirtschaft an der Spitze bei
der Zunahme der Arbeitslosigkeit, Mecklen-
burg-Vorpommern infolge mangelnder Ex-
portorientierung und einer geringen Wirt-
schaftskraft am Ende.

Die betroffenen Fachkräfte setzt man nicht
so leicht auf die Straße. Zu sehr ist der sich
langfristig verstärkende Fachkräftemangel
auch in der Krise sichtbar. Lieber hält man
auch angesichts einer Million offener Stellen
diese Fachkräfte jetzt um (fast) jeden Preis in
den Unternehmen. Sicher war und ist dabei
unterstützend die Kurzarbeit der effektivste
Teil des deutschen Konjunkturprogramms.
Die Möglichkeiten für Kurzarbeit, bei der die
Arbeitsagentur Arbeitszeitverkürzungen in
den Unternehmen auf Staatskosten mitfinan-
ziert, waren von der Bundesregierung in die-
sem Jahr in mehreren Schritten deutlich aus-
geweitet worden. Dabei wurden die Bezugs-
zeiten von ursprünglich sechs auf zuletzt 24
Monate erhöht. Flexiblere Arbeitszeitrege-
lungen, der Abbau von Zeitarbeit und das
Abschmelzen von Arbeitszeitkonten erfüllten
ihre Pufferfunktion.

Hinzu kommt, dass soziale, arbeitsmarkt-
politische und steuerspezifische Stabilisatoren
gegriffen haben. Bei diesen automatischen
Konjunkturmaßnahmen, für die keinerlei po-
litische Entscheidungen nötig sind, erhöhen
sich die Defizite der Budgets der öffentlichen

2 Vgl. Nikos Askitas/Klaus F. Zimmermann, Pro-
gnosen aus dem Internet: weitere Erholung am Ar-
beitsmarkt erwartet, in: Wochenbericht des DIW Ber-
lin, 76 (2009) 25, S. 402–408; dies., Sommerpause bei
der Arbeitslosigkeit: Google-gestützte Prognose si-
gnalisiert Entspannung, in: Wochenbericht des DIW
Berlin, 76 (2009) 33, S. 561–566.
3 Vgl. Sachverständigenrat, Die Zukunft nicht aufs
Spiel setzen. Jahresgutachten 2009/2010, Wiesbaden
2009.
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Hand und der sozialen Sicherungssysteme
durch krisenbedingte Steuerausfälle und ver-
mehrter Sozialhilfe und Arbeitslosenunter-
stützung. Hohe Beschäftigung und niedrige
Energiepreise stabilisieren den Konsum und
damit die Wirtschaft. Tatsächlich hat die
Krise die privaten Haushalte in Deutschland
gar nicht erreicht, sondern primär die Unter-
nehmens- und Vermögenseinkommen getrof-
fen. Sie egalisiert also und korrigiert langfris-
tige Trends in der Umverteilung.

Konjunkturprognosen in der Krise

Alle uns nach und über die Klippe? In Zeiten
großer Unsicherheiten folgen Menschen
ihrem Herdentrieb, anstatt sich selber eine
Meinung zu bilden. Das gilt auch für Investo-
ren und Prognostiker. Wie Erdbeben sind
auch existenzielle Wirtschaftskrisen unprog-
nostizierbar. Schon zu normalen Zeiten sind
Konjunkturprognosen auf mittlere Sicht sehr
unsicher. 4 Gerade deshalb ist das öffentliche
Interesse an ihnen riesengroß. In einer so
zuvor nie dagewesenen Krise gilt das umso
mehr. Prognosen sind deshalb gefährliche
Unterhaltung, nicht unschuldige Wissen-
schaft, denn ihr Zweck ist Orientierung, und
sie beeinflussen wirtschaftliches Verhalten.

Wer die Krise prognostiziert, braucht sich in
Zeiten großer Unsicherheiten nicht zu wun-
dern, wenn Aktienmärkte kollabieren und In-
vestitionen angesichts der unklaren Zukunft
unterbleiben. Der damit einsetzende Wirt-
schaftseinbruch bestätigt die Prognose und
kann zum Systemzusammenbruch führen. Der
Philosoph Karl Popper spricht vom Ödipus-
Effekt, und das Phänomen, das auch in biolo-
gischen Systemen auftritt, wird nach dem So-
ziologen Robert K. Merton selbsterfüllende
Prophezeiung genannt. Tatsächlich begann die
Wirtschaftskrise prognostiziert, aber nicht voll
verstanden, schon lange vor den kollabieren-
den Finanzmärkten im vorvergangenen
Herbst. Die damit aufgetretene massive glo-
bale Unsicherheit erzeugte auch unter den
Prognostikern Herdenverhalten – und massive
systematische Revisionen mit immer negative-
ren Wachstumsprognosen. Unvermeidbar trug
dies zu weltweit einbrechenden Absatzerwar-

tungen der Investoren bei. Manche Prognosen
wären deshalb besser unterblieben. 5

Im April dieses Jahres verzichtete das DIW
Berlin auf eine Prognose für 2010, legte sich
aber für das laufende Jahr auf minus 4,9 %
fest. 6 Es sei immer noch zu komplex, das Fol-
gejahr zu diesem Zeitpunkt abzubilden. Die
Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute, die kurz darauf vorgestellt
wurde, kam dagegen zu minus 6 % für 2009
und zu minus 0,5 % für 2010. Beide Angaben
der Gemeinschaftsdiagnose werden sich wohl
als vorschnell erweisen. Die Schrumpfung 2009
wird wohl unter 5 % bleiben. Und 2010 wird
aller Voraussicht nach viel besser als zuvor ge-
dacht: Das DIW Berlin und die Gemeinschafts-
diagnose haben sich im Oktober auf ein Plus
von 1,3 % bzw. 1,2 % festgelegt. Der Sachver-
ständigenrat hat in seinem Jahresgutachten ein
Plus von 1,6 % genannt. Einige Bankenvolks-
wirte haben bereits Prognosen mit bis zu 2,5 %
Wachstum vorgelegt. Damit kann sich das DIW
Berlin mit seiner eher zurückhaltenden Progno-
sestrategie bestätigt sehen.

Sollte damit ein Argument geliefert worden
sein, Prognosen künftig generell zu unterlas-
sen? Wohl kaum. Zwar können Prognosen in
besonders kritischen Konjunkturphasen ge-
fährlich, weil Krisen verstärkend, wirken.
Und sie sollten unterbleiben, wenn ihre Pro-
gnosefähigkeit nicht minimalen Ansprüchen
genügt. Beides trifft für den konjunkturellen
Normalbetrieb nicht zu, wenn es um Vorher-
sagen von bis zu einem Jahr geht.

Ursachen der Wirtschaftskrise

Grundsätzlich hätte die internationale Finanz-
und Wirtschaftskrise Deutschland über drei
Kanäle erreichen können: (1) über die interna-
tionale Verflechtung des Finanzsektors, wel-
che die Kreditvergabe bedroht; (2) über die
deutschen Exporte in die USA, aber auch in
alle anderen Länder, die mit den USA in engen
Wirtschaftsbeziehungen stehen; (3) durch die
Zukunftserwartungen von Unternehmern und

4 Vgl. Konstantin A. Kholodilin/Boriss Siliverstovs,
Geben Konjunkturprognosen eine gute Orientierung?,
in: Wochenbericht des DIW Berlin, 76 (2009) 13,
S. 207–213.

5 Vgl. Klaus F. Zimmermann, Schadensbegrenzung
oder Kapriolen wie im Finanzsektor?, in: Wirtschafts-
dienst, 88 (2008) 12, S. 18–20.
6 Vgl. Christian Dreger et al., Nach dem Sturm:
Schwache und langsame Erholung – Frühjahrsgrund-
linien 2009, in: Wochenbericht des DIW Berlin, 76
(2009) 15–16, S. 238–270.
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privaten Haushalten, die über die Risikobe-
reitschaft die Investitionen und über das Kon-
sumklima die Kauflust beeinflussen. Tatsäch-
lich hatte der deutsche Konjunktureinbruch
fast ausschließlich mit dem Einbruch der Ex-
porte und mit der Investitionsgüterindustrie
zu tun. Dies bestätigt ein weiteres Mal die
übergroße Weltmarktabhängigkeit der deut-
schen Wirtschaft. Neu war diesmal, dass ein
Einbruch in den Zukunftserwartungen der In-
vestoren zu einem gleichzeitigen Einbruch der
Nachfrage nach deutschen Investitionsgütern
auf allen Weltmärkten geführt hat, wie er
zuvor noch nie beobachtet wurde.

Der seit Sommer 2008 spürbare Rückgang
der Weltkonjunktur bedrohte in vielen Staaten
Beschäftigung und Wohlstand. Ausgegangen
war der Rückgang von den USA, die bereits
seit Jahresbeginn 2008 mit massiven Rezessi-
onsängsten zu kämpfen hatten. Dazu kam eine
langjährige, aber nun eskalierende Krise in der
Automobilindustrie, in der die Unternehmen
mit falschen Kostenstrukturen und verfehlten
Produktpolitiken am Markt vorbei agierten.
Das massive Konjunkturprogramm der USA
im Sommer 2008 war bereits nach zwei Quar-
talen verpufft. Seine überwiegend über Steuer-
schecks ausgegebenen Mittel flossen letztlich
nur zu einem Teil in den Konsum. Das Pro-
gramm hat den weiteren Konjunkturab-
schwung und die danach vom Schritt ins Ga-
loppieren geratene Finanzkrise in den USA
nicht verhindern können.

Im Gegenteil hätte sich ohne die einsetzen-
de Wirtschaftskrise der Zerfall der traditio-
nellen Wall Street kaum so vollzogen. Die
Vorstellung, ein paar „verantwortungslose
Zocker“ an der Wall Street hätten die Welt
über Nacht zum Einsturz gebracht, ist falsch.
Zwar sind im Finanzsektor schwere Fehler
gemacht worden; zu glauben, dass der Kol-
laps dieses Sektors im Herbst 2008 die Ursa-
che für die dann einsetzende Wirtschaftskrise
darstellt, ist aber vorschnell. Denn längst
hatte die Krise schleichend begonnen. Die
vermeintlich „schnelle“ Übertragung der
Probleme von der finanz- auf die realwirt-
schaftliche Ebene ist zunächst einmal das Er-
gebnis eines Wahrnehmungsproblems und
einer Verwechslung von Ursache und Wir-
kung. Dazu trägt natürlich bei, dass sich
Stimmungen und Erwartungen von Konsu-
menten und Investoren heute wegen der un-
mittelbaren internationalen Kommunikation

direkt anpassen. Dazu gehört aber auch, dass
medial eine Dramatik inszeniert wird, indem
Negativmeldungen überzeichnet und Positiv-
meldungen ignoriert werden. Letztlich gab es
keine schnelle Übertragung der Probleme auf
den Arbeitsmarkt, auf die Konsumstimmung
und auf die Steuereinnahmen. Dies wurde in
der öffentlichen Diskussion lange nicht aus-
reichend gewürdigt.

Die Finanzkrise hatte ihren Auslöser in
einem dreifachen Staatsversagen in den USA:
eine jahrelange Niedrigzinspolitik der Noten-
bank, die sogar negative Realzinsen zuließ
und so die Häuserspekulationsblase erst er-
möglichte, die Verweigerung einer frühzeiti-
gen Regulierung der Finanzmärkte und der
Verzicht auf die Rettung von Lehman Brot-
hers, einer systemisch wichtigen Bank. Der
Fall Lehman Brothers hatte eine wichtige
symbolische Bedeutung, da die weltweite
Vernetzung dieser Bank die Krise in die Fi-
nanzzentren der Welt transportierte.

Der deutsche Staatssektor hat in dieser
Krise weder durch seine tief verstrickten
Staatsbanken noch durch eine besonders ef-
fektive Bankenaufsicht überzeugt. Manager-
schelte ist verständlich, aber sie führt nicht
weiter, denn hier geht es um die systemischen
Risiken einer gesamten Branche. Die langfris-
tige Stabilisierung des Wirtschaftssystems nur
vom Staat zu erhoffen, hieße auf Sand zu
bauen. Die Lehrbuchantwort einer angemes-
sene Reaktion auf eine solche Finanzkrise
war und ist eine international koordinierte
Flutung der Geldversorgung, niedrige Zinsen,
die Garantie der Interbankenkredite und der
Spareinlagen, die Ablösung unfähiger Mana-
ger, die Bereitstellung von öffentlichem Ei-
genkapital durch eine temporäre Teilverstaat-
lichung verbunden mit einer simultanen
Herauslösung der Problemaktiva in eine
„Bad Bank“ und die Etablierung einer refor-
mierten internationalen Finanzordnung.

Leider ist eine solche Reaktion nur graduell
erfolgt. Mängel gab es insbesondere bei der
internationalen Koordination, bei der Lösung
des Problems der toxischen Assets und damit
der Sicherstellung des Kreditgewährungspo-
tenzials durch die Zuführung frischen Kapi-
tals sowie bei der Umsetzung einer neuen,
global funktionierenden Finanzmarktkon-
trolle. Es war kontraproduktiv, die Banken
zum Kotau zwingen zu wollen, wie dies das
deutsche Rettungspaket vorsah. Dies verzö-
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gerte wegen der Stigma-Effekte die Gesun-
dung. Hilfen wurden so nur unzureichend
angenommen. Das Bad-Bank-Modell der
Bundesregierung bleibt praktisch ungenutzt,
weil es auf Freiwilligkeit setzt und staatliches
Engagement im Bankensektor scheut. So
bleibt bis heute die Gefahr, dass eine ansprin-
gende Konjunktur durch mangelnde Kredit-
bereitschaft der Banken und durch den kon-
kurrierenden, krisenbedingt hohen Kreditbe-
darf der öffentlichen Hand behindert wird.
Dann käme es tatsächlich zu dem, was popu-
lär „Kreditklemme“ genannt wird.

Der Kern der Finanzkrise liegt aber im mas-
siven Vertrauensverlust des Finanzsektors in
sich selbst. Ruhe kehrt erst mit einer neuen in-
ternationalen Finanzarchitektur ein. Der Inter-
nationale Währungsfonds (IWF) und die Zen-
tralbanken sind potenzielle Akteure auch einer
künftigen Krisenbewältigung und sollten des-
halb als Kontrollinstitute ausscheiden. 7 Na-
tionale und supranationale (auf regionaler
Ebene), international kooperierende Kontroll-
institute müssen mit schärferen Kontrollrech-
ten für den gesamten Bankensektor unter Ein-
schluss von Banken, Hedgefonds und Rating-
agenturen ausgestattet werden. Die Kontrolle
und Zertifizierung von Finanzprodukten muss
um die Kontrollmöglichkeit ganzer Geschäfts-
strategien erweitert werden. Es müssen Hono-
rierungsgrundsätze für das Management gel-
ten, die sich am langfristigen Unternehmenser-
folg orientieren und die Verantwortung für
unternehmerisches Handeln auch monetär fas-
sen. Die Finanzkrise wird erst dann zum Ver-
stärker einer allgemeinen Wirtschaftskrise,
wenn der Bankensektor, die Zentralbanken
und der massiv intervenierende Staat ihre Auf-
gaben nicht wahrgenommen haben.

Kreditklemme, Staatsverschuldung
und Wirtschaftsaufschwung

Die Anzeichen für eine Kreditklemme sind in
Deutschland immer noch dürftig. Aber mit
der zunehmenden wirtschaftlichen Dynamik
wird der Elchtest des Bankensektors fällig.

Die Banken weisen sie noch von sich; auch
die Deutsche Bundesbank und die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau haben dies immer wie-
der bekräftigt. Bei der Europäischen Zentral-
bank akkumuliert seit langem die Banken-
liquidität. Die Interbankenverschuldung ist
allerdings noch nicht wieder genügend in
Fahrt gekommen. Ausländische Banken
haben sich aus dem deutschen Kreditvergabe-
geschäft zurückgezogen.

Langfristige oder umfangreiche Kredite,
die Konsortien aus Banken erfordern, sind ri-
sikoreich und werden deshalb nur zögerlich
angeboten. Tatsächlich berichten große Fir-
men seit einiger Zeit von zunehmenden Re-
striktionen bei der Kreditvergabe. Diese
überschreiten die Restriktionen der kleinen
und mittleren Unternehmen in ungewöhnli-
cher Weise. Aber kann man den Banken,
denen man einerseits vorwirft, Risiken bei
ihren Produkten nicht bedacht zu haben,
diese Vorsicht nun vorhalten? Ist dies nicht
die normale, angemessene Vorsicht bei noch
unsicherer wirtschaftlicher Aussicht? Die ge-
messenen Engpässe bei allen Unternehmen
liegen immer noch unter denen vor fünf Jah-
ren. Dies ist also noch kein Beleg für eine
große Krise bei der Kreditvergabe.

Eine Kreditklemme kann allerdings auch
dadurch entstehen, dass die Banken die von
der Privatwirtschaft benötigten Kredite nicht
zur Verfügung stellen können, weil der öffent-
liche Sektor infolge der krisenbedingten
Staatsverschuldung die erforderlichen Finanz-
mittel an den Kapitalmärkten aufsaugt. Dieser
Bedrohung der mittelfristigen Entwicklung
der Wirtschaft wird immer noch nicht genü-
gend Aufmerksamkeit geschenkt. Tatsächlich
ist diese Bedrohung durch die Absicht der
Bundesregierung größer geworden, die Staats-
defizite in den beiden kommenden Jahren
durch Steuersenkungen und steigende Trans-
ferausgaben weiter zu erhöhen.

Nach übersteigerten Erwartungen an den
Markt droht jetzt die Überforderung des Staa-
tes. Seit der Unterzeichnung des Vertrags von
Maastricht hatten sich deutsche Finanzminister
bemüht, die überbordende Staatsverschuldung
zu begrenzen. Denn der Vertrag sieht zur Ver-
besserung der Wachstumsbedingungen in den
Mitgliedsländern vor, die Neuverschuldung in
normalen Jahren auf deutlich unter drei und die
gesamte Staatsverschuldung auf unter 60 Pro-

7 Dem widerspricht, dass die Bundesregierung der
Deutschen Bundesbank die Aufsicht über den Finanz-
sektor übertragen will. Tatsächlich hat die Bundesbank
in der Krise eine respektable Rolle gespielt. Es ist aber
ein grundsätzliches Problem, wenn in einer möglichen
neuen Krise in der Zukunft der gescheiterte Aufseher
auch der letzte Retter in größter Not sein soll.
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zent des BIP zu begrenzen. Doch jetzt wurden
die Schleusen wieder weit geöffnet: Was bereits
im vergangenen Wirtschaftsboom begann,
wurde in der Krise zum Breitensport. Mit gro-
ßen Ausgabensummen versuchte der Staat, alles
und jedes zu retten, die Banken, allerlei Unter-
nehmen und die Konjunktur ohnehin. Im Bun-
destagswahlkampf überboten sich die Parteien
mit Wahlversprechen zu Steuersenkungen oder
zur Umverteilung. Nach der Wahl wird ein al-
lein politisch motiviertes Förderprogramm für
Familien, Erben, den Hotelsektor und Firmen
zum „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“ stili-
siert.

Aber diese große Leichtigkeit baut auf den
Schein. Sie wird uns schon bald kräftig um die
Ohren fliegen. Erinnern wir uns: Seit den
1970er Jahren ist die Staatsverschuldung stark
gestiegen, von unter 20 Prozent des BIP auf ge-
genwärtig etwa 65 Prozent. Das kostet die Steu-
erzahler schon heute viel Geld. Derzeit 70 Mil-
liarden Euro jährlich allein für den Schulden-
dienst fehlen woanders, das sind bereits drei
Prozent des BIP oder 850 Euro je Einwohner.
Allein durch die Konjunkturprogramme und
die automatischen Stabilisatoren (Steuerausfälle,
zusätzliche Ausgaben für die sozialen Siche-
rungssysteme, insbesondere für Arbeitslosig-
keit) wird der öffentliche Sektor 2009 und 2010
auf bis zu 200 Milliarden Euro Neuverschul-
dung kommen. Damit dürfte der Schuldenstand
sprunghaft auf gut 75 Prozent des BIP steigen.
Dieser öffentliche Finanzierungsbedarf bedroht
die Kreditvergabemöglichkeit an die Wirtschaft
und erhöht nachhaltig die Belastungen für die
Zukunft. Denn es wird verdrängt, dass uns die
zukünftigen, seit langem transparenten Belas-
tungen durch den demographischen Wandel mit
der großen Wirtschaftskrise nicht verlassen
haben. Rente, Pflege und Gesundheit sind nur
die Namen dreier Eisberge, die weiter in die
Richtung der „Titanic“ Deutschland treiben.
Zwar war die Haushaltskonsolidierung, beflü-
gelt durch den Boom, Steuererhöhungen und
die Arbeitsmarktreformen, bis 2008 gut voran-
gekommen. Aber dennoch hatten die Politiker
bereits wieder die Spendierhosen angezogen:
Die Renten wurden außerplanmäßig erhöht, das
Arbeitslosengeld verlängert, das Kindergeld an-
gehoben. Auch ist die Teilabschaffung der Pend-
lerpauschale gescheitert.

Die noch vor der Bundestagswahl grundge-
setzlich verankerte Schuldenbremse soll nun
dafür sorgen, dass die strukturelle, von der

Konjunktur unabhängige Neuverschuldung
des Bundes auf maximal 0,35 Prozent des BIP
beschränkt ist. Die Länder sollen sich ab 2020
gar nicht mehr verschulden dürfen. Der Bund
muss die Vorschrift ab 2016 zwingend umset-
zen, die Übergangsregelungen müssen bereits
ab 2011 beachtet werden.

Eine steigende Staatsverschuldung muss
aber mit größeren Zinszahlungen bedient
werden. Die derzeit niedrigen Zinsen lassen
dieses Problem als gering erscheinen. Doch
schon bald werden sie mit einer Erholung der
Konjunktur kräftig steigen, die Haushalte
überlasten und politische Gestaltungsspiel-
räume ersticken. Dieses und nächstes Jahr
müssen zwar noch Staatsdefizite entstehen
können, damit die Wirtschaftskrise ausklingt.
Aber mit einem kräftigen Wirtschaftswachs-
tum sollte man für die Haushaltssanierung in
den nächsten Jahren besser nicht rechnen.
Das Wachstum könnte durch die größere
Staatsverschuldung abgewürgt werden.

Die öffentlichen Haushalte mit der Keule
angedrohter Steuersenkungen zum Sparen zu
bringen, hat sich schon in den vergangenen
Jahren als unmöglich erwiesen. Weder ein
Subventionsabbau, der zudem häufig auch
Steuererhöhungen impliziert, noch die viel
beschworene Reduktion der Bürokratie und
der Personalkosten erscheinen deshalb auf
Sicht machbar. Dass Steuersenkungen unter
den absehbaren gesamtwirtschaftlichen Rah-
menbedingungen vertretbar sind, wird man
mündigen Bürgern nur sehr schwer klar ma-
chen können. Insoweit sind Steuererhöhun-
gen unvermeidbar – dies ist eine Prognose,
kein Wunsch. Unternehmens- und Einkom-
menssteuern sind aber in den vergangenen
Jahren aus guten Gründen auf breiter Front
gesenkt worden. Sie sollen Leistungsanreize
stärken und die Produktion in Deutschland
ermöglichen. Darauf kann nicht verzichtet
werden. So bleibt nur die Mehrwertsteuer,
mit der das Problem nachhaltig angegangen
werden könnte. Mit einer Anhebung von der-
zeit 19 Prozent auf bis zu 25 Prozent würden
wir in Europa aus dem derzeitigen Mittelfeld
in die Spitzengruppe rücken.

Die Mehrwertsteuer belastet nicht die volks-
wirtschaftliche Leistungserstellung und die Er-
sparnisse, sondern nur den Verbrauch. Sie wirkt
auf breiter Basis und bindet die gesamte Bevöl-
kerung ein. Es gibt kaum Ausweichreaktionen

8 APuZ 52/2009



und wenig Gestaltungsmöglichkeiten. Die
Steuer bezieht die Importe mit ein und belastet
damit auch ausländische Produktionsfaktoren.
Dagegen sind die Exporte nicht betroffen, die
bei alternativen Finanzierungen der Staatslasten
verteuert würden. Von den Exporten, immerhin
bereits 50 Prozent des deutschen BIP, erwarten
wir aber auch künftig den wirtschaftlichen Auf-
schwung und eine tragende Rolle für unser
Wirtschaftswachstum. Die Exporte durch eine
künftige alternative steuerliche Belastung der
Produktionsfaktoren weniger wettbewerbsfä-
hig zu machen wäre höchst problematisch.

Konjunkturelle Gründe würden für eine ra-
sche Ankündigung der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer zum Jahresbeginn 2011 sprechen.
Die Bürger würden dann größere Einkäufe vor-
ziehen, was 2010 den Konsum und damit die
Konjunktur stärken könnte. Allerdings spricht
zunächst dagegen, dass sich die Politik generell
gegen Steuererhöhungen in dieser Legislaturpe-
riode ausgesprochen hat. Offensichtlich ist Plan
A der Vorsatz, das Staatsbudget erst in der
nächsten Wahlperiode in Ordnung zu bringen.
Das ist ein Spiel mit dem Feuer. Und ein Plan B
für den Notfall ist nicht in Sicht.

Ausblick

Die zu Ende gehende globale Wirtschafts-
krise hat klar gemacht, wie bedeutend die Be-
herrschung grundlegender Wirtschaftspro-
zesse für die Bewahrung und den Ausbau un-
seres Wohlstandes ist. Damit ist die
Bedeutung von Ökonomie für die Gesell-
schaft gewachsen. Gewachsen ist allerdings
auch die Skepsis, große Krisen jemals völlig
ausschließen zu können.

Wir haben aber die Chance, unsere Kon-
troll- und Reaktionsregularien erheblich zu
verbessern. Es ist in der Krise deutlich gewor-
den, dass wir erhebliche Verbesserungspoten-
ziale haben. Die Chancen dazu können vor
allem durch internationale Kooperationen
realisiert werden. Im Fokus der Politikagenda
muss deshalb in den nächsten Jahren die Ver-
meidung einer Kreditklemme, die Beherr-
schung der ausufernden Staatsverschuldung
und die Einführung einer globalen Finanz-
marktkontrolle stehen.

Max Otte

Die Finanzkrise
und das Versagen
der modernen
Ökonomie
Verfolgte man die Berichterstattung im

Sommer 2009, so hätte man den Ein-
druck gewinnen können, als ob die durch die
Finanzkrise hervorge-
rufenen globalen öko-
nomischen Erschütte-
rungen nun an ihr
Ende gelangt seien. Po-
sitive Unternehmens-
und Wirtschaftsdaten
dominierten die Nach-
richten. Auch die Poli-
tik kehrte zunehmend
zum Tagesgeschäft zu-
rück. Die Rufe nach
einer effektiven Regu-
lierung der Finanzmärkte wurden leiser. Und
auch die Selbstkritik der Ökonomen – im
Herbst 2008 durchaus wahrnehmbar – ebbte
schnell ab.

Doch im Herbst 2009 wurde die Freude
über das Ende des massiven Konjunkturein-
bruchs durch neue Wermutstropfen getrübt.
Der Welthandel soll 2009 um zwölf Prozent
einbrechen. 1 In den USA erreichten die pro-
blematischen Prime-Kredite mit 9,2 Prozent
aller Kredite in Zahlungsverzug oder
Zwangsvollstreckung einen neuen Höchst-
stand. Dort und in Großbritannien haben die
Haushaltsdefizite mehr als zehn Prozent des
jeweiligen Bruttoinlandsprodukts (BIP) er-
reicht – Zahlen, die normalerweise nur in
größeren Kriegen erreicht werden.

Erst im Rückblick werden wir wissen, ob
das Jahr 2009 das Ende der Finanzkrise und

Max Otte
Ph. D. (Princeton), M. A., Diplom-
Volkswirt, geb. 1964; Professor
für allgemeine und internatio-
nale Betriebswirtschaftslehre an
der FH Worms University of Ap-
plied Sciences; Gründer und Lei-
ter des Instituts für Vermögens-
entwicklung GmbH, Aachener
Straße 197–199, 50931 Köln.
max@otte.org

1 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten
2009/2010: Die Zukunft nicht aufs Spiel setzen, online:
www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/gutacht/ga-c
ontent.php?gaid=55, S. 27 (13. 11. 2009).
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der sich anschließenden globalen Rezession
bedeutet hat oder nicht. 2 Ökonomische Vor-
hersagen sind immer mit sehr hoher Unsi-
cherheit behaftet, obwohl sie in der täglichen
Berichterstattung der Medien einen promi-
nenten Platz einnehmen und umfassend dis-
kutiert und kommentiert werden. Der Nor-
malfall ist, dass die ökonomische Entwick-
lung nicht quantitativ prognostiziert werden
kann. Es gibt zudem viele Belege dafür, dass
die Prognosen von Ökonomen und Finanz-
analysten der Realität der Wirtschaft hinter-
herlaufen. 3 Zudem handelt es sich bei Krisen
um gesellschaftliche Phänomene, die ent-
scheidend durch die Erwartungen und Hand-
lungen der Akteure geprägt werden. So könn-
ten Prognosen zu ihrer eigenen Ungültigkeit
führen. 4 Es ist daher nur konsequent, wenn
Klaus Zimmermann auf die Gefährlichkeit
von Prognosen hinweist und 2009 für das
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) ganz darauf verzichtete. 5

Ursachen

Als ich zur Jahreswende 2005/2006 schrieb,
dass uns ein Finanztsunami mit anschließen-
der globaler Wirtschaftskrise bevorstehe, der
durch amerikanische Subprime-Hypotheken
ausgelöst werden würde, stand ich mit meiner
Prognose ziemlich allein. 6 Von den Ökono-
men an Universitäten, in Wirtschaftsfor-
schungsinstituten und bei den Verbänden
waren auf beiden Seiten des Atlantiks keine
Warnungen zu hören. 7 Eine Ausnahme bil-
dete der Global Financial Stability Report des

Internationalen Währungsfonds (IWF) vom
April 2006, der viele Risiken offen ansprach,
aber keine Konsequenzen hatte. 8 Im Rück-
blick ist es nicht erstaunlich, dass einige vor
der Krise gewarnt haben, sondern, dass es
kaum jemand getan hat. Die Finanzkrise ist
durch ein System der organisierten Verant-
wortungslosigkeit ausgelöst worden, bei dem
zumindest im Ursprungsland USA die
Grundsätze soliden Finanz- und Rechtsgeba-
rens flächendeckend ausgehebelt waren. Es
lassen sich mindestens neun Gruppen von
Akteuren ausmachen, die in der Krise eine
Rolle gespielt haben. Alle haben massive Ver-
antwortung für diese Krise auf sich geladen.

Notenbanken. Die amerikanische Federal
Reserve Bank hing seit der 18-jährigen Amts-
zeit von Alan Greenspan der Doktrin an,
dass sich durch die Ausdehnung der Geld-
menge und künstlich niedrig gehaltene Zinsen
Wirtschaftswachstum fördern ließe. Eine sol-
che Politik bestraft Sparer und lädt zur Kre-
ditaufnahme für riskante Projekte geradezu
ein. Da die Dynamik der US-Wirtschaft nach
2001 insgesamt nachließ, suchte sich das viele
Geld ungesunde Wege. Diese fand es, indem
eine solide Anlageklasse, deren Preise in den
vergangenen Jahrzehnten scheinbar unauf-
haltsam gestiegen waren, zur „größten Spe-
kulationsblase“ der Geschichte missbraucht
wurde: Wohnimmobilien. 9 So entstand ein
Kartenhaus von Krediten, gefördert durch
verbriefte Produkte, bei denen Kredite nicht
in den Büchern der Banken gehalten, sondern
– zu Wertpapieren umfunktioniert – weiter-
verkauft wurden.

Investmentbanken. Das Geschäftsmodell
der Investmentbanken beruht darauf, dass sie
Transaktionen oder Börsengeschäfte struktu-
rieren, bei denen sie eine Kommission erhal-
ten, zum Beispiel Fusionen und Übernahmen,
Emissionen von Aktien und Anleihen, Bör-
senhandel auf eigene Rechnung und die
Emission von verbrieften Schulden und
strukturierten Produkten. Da die emittierten
Produkte nicht oder nur zu einem sehr klei-

2 Zum Zeitpunkt der Niederschrift konnte von einer
„Weltwirtschaftskrise“ im klassischen Sinne des Wor-
tes – nämlich einer globalen Depression mit Massen-
arbeitslosigkeit – nicht gesprochen werden.
3 Vgl. James Montier, Behavioural Investing: A Prac-
titioner‘s Guide to Applying Behavioural Finance,
London 2007, dt.: Die Psychologie der Börse. Der
Praxisleitfaden Behavioural Finance, München 2009.
4 „Das Bewusstsein bestimmt das Sein“, wusste schon
Hegel zu konstatieren: Georg Wilhelm Friedrich He-
gel, Die vollständigen Werke, Frankfurt/M. 1970.
5 Vgl. Klaus F. Zimmermann, Warum Prognosen die
Krise verschärft haben, in: www.handelsblatt.com/pol
itik/gastbeitraege/warum-prognosen-die-krise-versch
aerft-haben;2208930 (20. 3. 2009); Konjunktur: DIW
traut sich keine langfristige Prognose zu, in:
www.welt.de/wirtschaft/article3555024/DIW-traut-si
ch-keine-langfristige -Prognose-zu.html (14. 4. 2009).
6 Max Otte, Der Crash kommt, Berlin 2006.
7 Vgl. Robert Prechter, Besiege den Crash!, München
2002; Bill Bonner/Addisson Wiggin, Das Schulden-
imperium, München 2005; John Rubino, How To

Profit from the Coming Real Estate Bust, New York
2003.
8 Vgl. IMF, Global Financial Stability Report – Mar-
ket Development and Issues, April 2006, in:
www.imf.org/External/Pubs/FT/GFSR/2006/01
(23. 11. 2009).
9 Dabei war eine ähnliche Blase in Japan erst 1990 ge-
platzt; vgl. M. Otte (Anm. 6), S. 168 ff.
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nen Teil in den Bilanzen bleiben, übernehmen
Investmentbanken keine mittel-, oder lang-
fristige Verantwortung für die Konsequenzen
ihrer Transaktionen. In den Jahren von 2002
bis 2006 wurde die Verbriefung von Hypo-
thekenkrediten zur größten einzelnen Ge-
winnquelle der Investmentbanken. 10 Die Ver-
briefung von Krediten ist an sich ein durch-
aus sinnvolles Finanzprodukt: Ein Kredit
wird durch einen Vermögensgegenstand hin-
terlegt und dann als Wertpapier an der Börse
handelbar gemacht. Nicht das „Ob“, sondern
das „Wie“ ist entscheidend. Mit dem deut-
schen Pfandbrief gibt es zum Beispiel ein ver-
brieftes Produkt höchster Seriosität, das seit
mehr als hundert Jahren hervorragend funk-
tioniert.

Politik in den USA. Sowohl Demokraten
als auch Republikaner haben die Förderung
des Wohneigentums zu zentralen Punkten
ihrer Politik gemacht. Da aber die direkten
staatlichen Subventionen begrenzt waren,
zwang man die Banken, auch riskante Kredite
in einkommensschwachen Gebieten (Slums)
zu vergeben, selbst wenn dort die Gefahr von
Zahlungsausfällen höher war. Die US-Politik
hat die Vergabe von unseriösen Krediten kei-
nesfalls gebremst, sondern massiv gefördert.
Als nach 2004 am Immobilienmarkt das un-
gebremste Spekulationsfieber grassierte, trau-
ten sich weder Demokraten noch Republika-
ner, politisch einzuschreiten. 11

Hypothekenbanken in den USA. In den
USA werden Hypothekenkredite grundsätz-
lich anders als in Deutschland vergeben. Viele
Hypothekenbanken agieren quasi nur als Ver-
triebs- und Genehmigungsinstitut: Sie neh-
men die Kundendaten auf und warten darauf,
dass ihnen eine andere Bank im Hintergrund
den Kredit abkauft, bevor sie ihn genehmi-
gen. Bei dieser Struktur des Kreditsystems
haben die regionalen Hypothekenbanken (die
man eigentlich Hypothekenvermittler nennen
sollte) wenig Anreiz, auf die Qualität der
Produkte zu schauen. So ist es nicht verwun-
derlich, dass die Hypothekenbanken diesem
Wunsch nachkamen und Kredite „produzier-
ten“, und zwar mit immer unseriöseren Me-

thoden und mit immer schlechteren Stan-
dards. 12

Hauskäufer in den USA. Natürlich hätten
die amerikanischen Hauskäufer nicht mit-
spielen und zu Spekulanten werden müssen.
Allerdings gibt es einen deutlichen Unter-
schied zum deutschen Rechtssystem: Wenn
amerikanische Hypothekenschuldner zah-
lungsunfähig werden, haften sie lediglich mit
der Immobilie, nicht mit ihrem gesamten Ein-
kommen. Sie können also „den Schlüssel ab-
geben“ und sind ihre Schulden los. Zwar ist
die Kreditwürdigkeit dann erst einmal rui-
niert, aber es gab (und gibt) ja Subprime-
Loans, bei denen die Kreditwürdigkeit keine
Rolle spielt.

Ratingagenturen. Das Rating von Wertpa-
pieren wird derzeit von drei großen angel-
sächsischen Agenturen dominiert: Moody’s,
Standard & Poor’s und Fitch Ratings. Diese
Agenturen machten von 2002 bis 2006 ein
Drittel ihrer Gewinne damit, dass sie sich von
den Emittenten der verbrieften Produkte
dafür bezahlen ließen, diese zu bewerten (ra-
ting). Hier ist ein eklatanter Interessenkon-
flikt gegeben. So war es erklärbar, dass viele
verbriefte Produkte äußerst minderwertiger
Qualität ein AAA-Rating bekamen.

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. Im
Prinzip ist es bei den großen Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften ähnlich. Mir ist kein Fall
bekannt, bei dem eine große Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft vor Ausbruch der Krise
einer größeren amerikanischen Gesellschaft
das Testat für den Jahresabschluss versagt hat.
Letztlich haben die Gesellschaften die Prakti-
ken der Banken, Ratingagenturen und Haus-
käufer sanktioniert.

Internationale Politik und nichtamerikani-
sche Banken. Nach dem Jahr 2004 haben zu-
nehmend auch internationale Investoren, vor
allem Banken und Versicherungen in Europa,
dazu beigetragen, dass die Blase nicht in sich
zusammenfiel. Zwar liegen keine genauen
Zahlen vor, aber es gibt Hinweise darauf, dass
Investoren in Europa einen signifikanten An-
teil der riskantesten Produkte kauften.

Die Ökonomen. Obwohl die Exzesse der
Blase schon in den Jahren 2004 und 2005 von

10 Vgl. Whitney Tilson/Glenn Tongue, More Mort-
gage Meltdown, New York 2009.
11 Vgl. z. B. Shawn Tully, Is the housing boom over?,
in: Fortune vom 27. 9. 2004; Frank Horning, Demütige
Milliardäre, in: Der Spiegel vom 21. 1. 2006. 12 Vgl. W. Tilson/G. Tongue (Anm. 10).
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der amerikanischen Presse beschrieben wur-
den, schwiegen die Ökonomen, zumindest
die an anerkannten Universitäten und in den
Forschungsinstituten. Kaum jemand traute
sich an das „heiße Eisen“ der Immobilien-
blase heran, obwohl diese deutlich erkennbar
war. 13

Folgen: Wo stehen wir heute?

Natürlich kann ein Zusammenbruch des Ver-
trauens auf aufgeblähten und hypertrophen
Finanzmärkten nicht ohne Konsequenzen
bleiben. Im 1. Quartal 2009 schlug die Krise,
die zunächst eine Finanz- und Kreditkrise
war, auch in Deutschland voll auf die Real-
wirtschaft durch. Für 2009 erwartet der Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der Ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung einen
Rückgang des Bruttoinlandsproduktes um
5,0 Prozent, der höchste derartige Rückgang
seit Bestehen der Bundesrepublik. 14

Deutschland. Im Jahr 2009 sollen laut
Sachverständigenrat die privaten Konsumaus-
gaben, die 2008 56 Prozent des BIP ausmach-
ten, immerhin um 0,4 Prozent steigen. Auch
der staatliche Konsum, der 18 Prozent des
BIP ausmacht, soll um 2,2 Prozent wachsen.
Der Einbruch erfolgt vor allem bei den Ex-
porten: Hier ist ein Minus von fast 15 Pro-
zent zu verzeichnen, wobei ein Rückgang der
Importe um neun Prozent dies teilweise
kompensiert. Ebenso gibt es einen dramati-
schen Rückgang bei den Ausrüstungsinvesti-
tionen der Unternehmen, nämlich um fast 21
Prozent, denn die bestehenden Anlagen rei-
chen aus, um die Nachfrage zu befriedigen.
So ergibt sich für Deutschland ein zweigeteil-
tes Bild: während im Konsum und in vielen
Einzelbereichen von der Krise kaum etwas zu
spüren ist, stellt sich die Lage beim industriel-
len Rückgrat der Nation dramatisch dar.
Nicht so dramatisch wie manchmal gezeich-
net sind dagegen die Staatschulden: Vor der
Krise hatte die Bundesrepublik fast einen aus-
geglichenen Gesamthaushalt. Nach der Krise
werden die Staatschulden vielleicht 80 Pro-
zent des BIP betragen. Das ist ein Drittel
höher, als es die Schuldengrenze des Maas-
tricht-Vertrags vorschreibt, und damit nicht
schön, aber auch nicht katastrophal.

Europa. Im restlichen Europa kommt die
Krise mit unterschiedlicher Wucht an. Insge-
samt halten sich die Auswirkungen in Gren-
zen, aber in Spanien, wo es eine Häuserpreis-
blase gab, und in Großbritannien, das zum
großen Teil vom Finanzsektor abhängt und
ebenfalls eine Häuserpreisblase zu verzeich-
nen hatte, ist die Lage sehr ernst, ebenso in ei-
nigen mittel- und osteuropäischen Staaten.

USA. Auch in den USA ist die Lage dra-
matisch, was durch die offiziellen Zahlen des
BIP, das im Gegensatz zu Deutschland nur
um 2,5 Prozent sinken soll, eher verschleiert
wird. Da viele „faule Kredite“ in den Bücher
gehalten werden und die Banken sich mit
Zwangsversteigerungen zurückhalten, wird
das wahre Ausmaß der Krise verschleiert.
Auch verläuft die Krise in den USA spiegel-
bildlich zu Deutschland: Die Importe gehen
um 15,3 Prozent zurück, die Exporte nur um
11,6 Prozent. Prinzipiell ist dies eine Ent-
wicklung in die richtige Richtung der import-
süchtigen Nation, allerdings werden durch
den steigenden Außenbeitrag in der Krise an-
dere Volkswirtschaften belastet. Die Ent-
wicklung in den USA wirkt also global kri-
senverschärfend, und ein Ende der Depressi-
on ist nicht abzusehen. Am besten lässt sich
dies am Staatsdefizit der USA verdeutlichen:
Es ist von 2,9 Prozent 2007 über 5,9 Prozent
2008 auf 11,9 Prozent 2009 hochgeschnellt. 15

China und Asien. Während sich die Staats-
verschuldung in Japan, das sich seit Anfang
der 1990er Jahre in einer Art „schleichenden
Depression“ befindet, die auch zu einem Sze-
nario für die gesamte Weltwirtschaft werden
könnte, unaufhaltsam von 150 Prozent des
BIP auf 200 Prozent bewegt, 16 sind China
und die jungen Volkswirtschaften in Asien
Lichtblicke im insgesamt eingetrübten Bild.
China hat bislang verantwortungsvoll auf die
Krise reagiert und ein Konjunkturprogramm
in Höhe von 20 Prozent des BIP aufgelegt,
was angesichts der geringen Staatsverschul-
dung auch machbar war. (Zum Vergleich: Das
ist erheblich mehr als die rund 5,5 Prozent,
welche die USA im ersten American Reco-
very and Reinvestment Act für die Jahre 2009
und 2010 vorsehen. In Japan wurden eben-

13 Vgl. Max Otte, Das Schweigen der Ökonomen, in:
ders., Der Informationscrash, Berlin 2009, S. 130–132.
14 Vgl. Sachverständigenrat (Anm. 1), S. 61.

15 Vgl. ebd., S. 35.
16 Vgl. Hayman Advisors, Newsletter, 3/2009, online:

www.docstoc.com/docs/12642446/Hayman-Advisors-
Third-Quarter-2009 (23. 11. 2009).
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falls Konjunkturprogramme in Höhe von
etwa fünf Prozent des BIP auf den Weg ge-
bracht, in Deutschland beträgt der Impuls
rund zwei Prozent. Dabei darf nicht verges-
sen werden, dass Deutschland durch eine sta-
bile Konsumnachfrage erheblich zur Stabili-
sierung der Weltkonjunktur beiträgt.) So
wird für China für 2009 bereits wieder ein
Wachstum des BIP von 7,8 Prozent und für
die südostasiatischen Schwellenländer von 5,2
Prozent prognostiziert. 17

Ökonomischer Gesamtausblick. Im Herbst
2008 haben die Staaten der Welt rasch und
entschlossen reagiert und die Weltwirtschaft
vor dem Absturz bewahrt. Daher ist ein
zweites 1929 unwahrscheinlich. Allerdings
haben sich die Staaten durch ihre Rettungsak-
tionen erhebliche Folgeprobleme eingehan-
delt. Eines ist die schon angesprochene Erhö-
hung der Staatsverschuldung, das andere ist
eine massive Überschussliquidität, die heute
in den Bankbilanzen lagert. 18 Zuletzt gab es
2001/2002 eine vergleichbare Überschussli-
quidität, als durch die Geldpolitik der Federal
Reserve die Realzinsen unter Null gedrückt
wurden. Die Folge kennen wir: die Immobili-
enblase. Im Prinzip ist zu viel Geldvermögen
auf der Welt. Wir wissen noch nicht, ob dieses
im Rahmen einer Inflation wie in den 1970er
Jahren oder durch Deflation und Insolvenzen
reduziert werden wird. 19

Regulierung der Finanzmärkte

In einer viel beachteten Rede von 15. Okto-
ber 2008 sagte der Bundesminister der Finan-
zen, Peer Steinbrück: „Wenn es auf den Welt-
finanzmärkten brennt, dann muss gelöscht
werden. Auch wenn es sich um Brandstiftung
handelt. Danach müssen die Brandstifter al-
lerdings anschließend gehindert werden, so
was wieder zu machen. Die Brandbeschleuni-
ger müssen verboten werden (. . .).“ Es gehe
darum, stabile und funktionierende Finanz-
märkte zu haben. Diese seien ein öffentliches
Gut. 20

Finanzmärkte gehören reguliert. Es handelt
sich um die einzigen Märkte, in denen Akteu-
re gleichzeitig Anbieter und Nachfrager sein
können. Extreme Volumina können in Sekun-
denbruchteilen gehandelt werden. Der ameri-
kanische Superinvestor Warren Buffett sprach
von einer „elektronischen Herde“, die jeder-
zeit ausbrechen kann. Sony Kapoor, ein
ehemaliger Investmentbanker bei Lehman
Brothers (der schon lange vor der aktuellen
Krise ausgestiegen ist und den Thinktank
„Re-Define“ leitet), hat die grundlegenden
Prinzipien benannt: Wettbewerbsfähigkeit,
Diversität, Fairness. 21

Wettbewerbsfähigkeit. Die Forderung nach
25 Prozent Eigenkapitalrendite zeigt nicht,
dass ein Bankensystem besonders wettbe-
werbsfähig ist, sondern im Gegenteil, dass in
den Bereichen, wo dies möglich ist (Invest-
mentbanking; USA, Großbritannien, Italien)
oligopolistische Strukturen vorherrschen, in
denen der Wettbewerb eingeschränkt ist. Das
deutsche Bankensystem ist oft wegen fehlen-
der Eigenkapitalrenditen kritisiert worden. In
einem hoch interessanten zweiteiligen Artikel
legt Hannes Rehm, ehemaliger Vorstandsvor-
sitzender der NordLB und jetzt Chef des
Bankenrettungsfonds (SoFFin) dar, dass das
deutsche Bankensystem bei allen Produktivi-
tätskennzahlen mit Ausnahme der Eigenkapi-
talrentabilität gut abschneidet und daher eher
als Vorbild dienen kann als die hochgradig
oligopolisierten Systeme Großbritanniens
oder der Wall Street. 22

Diversität. Ein Bankensystem sollte wie ein
diversifiziertes Ökosystem verschiedenartigs-
te Strukturen aufweisen. Es ist schädlich,
wenn Banken wie Versicherungen agieren,
Versicherungen wie Banken, und alle Banken
auf das Investmentbanking schielen. Das
deutsche Bankensystem mit den Sparkassen,
den Genossenschafts-, Volks- und Raiffeisen-
banken sowie den Privatbanken war in dieser
Hinsicht vorbildlich und von 1870 bis etwa
1990 eines der international am besten aufge-
stellten Bankensysteme. 23

17 Vgl. Sachverständigenrat (Anm. 1), S. 38.
18 Vgl. Sebastian Becker. Kommt die nächste globale
Liquiditätsschwemme? Deutsche Bank Research, Ak-
tuelle Themen 457, Frankfurt/M., 17. 8. 2009.
19 Vgl. Max Otte, Wir haben zuviel Geld auf der Welt,
in: Börse Online vom 12./19. 11. 2009, S. 18–21.
20 Zit. nach: http://finanzmarktkrise.info/index.php?
id=80&tx_ttnews[tt_news]=4&tx_ttnews[backPid]=
13&cHash=6367fd3c9b (23. 11. 2009).

21 Vgl. Sony Kapoor, Changing a System of our own
Creation, online: www.re-define.org/ (23. 11. 2009).
22 Vgl. Hannes Rehm, Das deutsche Bankensystem –
Befund – Probleme – Perspektiven, in: Kredit und Ka-
pital, Teil I: 41 (2008) 1, S. 135–159; Teil II: 41 (2008) 2,
S. 305–331.
23 Vgl. Max Otte, „Finanzplatz Deutschland“ versus
deutsches Bankensystem – Zwei politökonomische

13APuZ 52/2009



Fairness. Eine Wirtschaftsordnung sollte
fair sein. Umweltverschmutzer sollten die
Kosten der Umweltverschmutzung in Form
von Abgaben tragen; Finanzakteure, die
große Risiken eingehen, sollten Rücklagen
bilden, um die Folgen tragen zu können. 24

Bundeskanzlerin Angela Merkel sagte wäh-
rend der heißen Phase der Krise, dass es eine
„lückenlose Regulierung von Produkten,
Akteuren und Regionen“ geben müsse. 25

Regeln sollten einfach sein, damit sie gut
umgesetzt werden können. Im Herbst des
Jahres 2008 hörte man vielfach den Ruf nach
der „Rückkehr des Staates“. Aber eine solche
Rückkehr fand nicht statt. 26 Mittlerweile ist
die internationale Finanzlobby so mächtig,
dass das Gegenteil passiert: Das Finanz-
marktstabilierungsgesetz in Deutschland
wurde von einer Rechtsanwaltskanzlei ge-
schrieben, die wenige Wochen zuvor noch
die HypoRealEstate beraten hatte. Auf den
Gipfeln von Washington, London und Pitts-
burgh – schon die Orte suggerieren, dass
man hier den Bock zum Gärtner gemacht
haben könnte – wurden ineffektive Regeln
beschlossen, die wenig zur Regulierung der
Finanzmärkte beitragen.

Finanzmarktaufsicht. In Europa sollen in
Zukunft ein Europäischer Rat für Systemrisi-
ken (ESRC), dem unter anderem die Gouver-
neure der 27 Notenbanken angehören, sowie
das Europäische System der Finanzaufsicht
(ESFS), dem drei europäische Aufsichtsbe-
hörden (für Banken, Versicherungen und
Wertpapiergeschäft) sowie die nationalen Be-
hörden angehören, die Finanzmärkte beauf-
sichtigen. Bei einem derart komplexen Sys-
tem ist abzusehen, dass lange Entscheidungs-
wege und die Rivalität zwischen den
staatlichen Akteuren sicherstellen, dass die
Aufsicht immer weit hinter den Finanz-
marktakteuren zurückbleibt.

Größe der Banken. In den USA sind nach
dem Glass-Steagall Act von 1934 die Ge-
schäftsbanken in ihrer Geschäftstätigkeit auf
einen Bundesstaat beschränkt worden. Wenn
man sieht, dass es 2008 vor allem die großen
Banken waren, die in Schwierigkeiten gerie-
ten (Kaupthing: Bilanzsumme 600 % des is-
ländischen, UBS: 350 % des schweizerischen,
Fortis: 300 % des belgischen Sozialprodukts),
wären Größenbeschränkungen sinnvoll, so
dass keine Institute entstehen, die zu groß
sind, als dass man sie abwickeln könnte, und
die somit die Politik erpressen können. Mit
der Zerschlagung der Royal Bank of Scotland
und der ING in den Niederlanden hat die
EU-Kommission eher einzelfallbezogen
agiert. Diese „Opfer“ verhindern letztlich,
dass anstelle von Einzelmaßnahmen sinnvolle
Regeln verabschiedet werden.

Eigenkapitalregeln. In Pittsburgh sind leicht
verschärfte Eigenkapitalregeln beschlossen
worden, die aber weit hinter den Erfordernis-
sen zurückbleiben. Noch immer ist das kom-
plexe System der Eigenkapitalrichtlinien
„Basel II“ in Kraft, bei denen Eigenkapitalan-
forderungen durch einen Risikofaktor gewich-
tet werden. Zunächst einmal hat dieses System
weltweit zur Ausdünnung von Eigenkapital
geführt: Es kann sein, dass Banken bei Kernka-
pitalquoten von acht, zehn oder mehr Prozent
nur drei Prozent Eigenkapital aufweisen.
Durch diese Ausdünnung der Kapitaldecke
wurde die Risikoanfälligkeit des Systems mas-
siv erhöht, und auch nach der Finanzkrise ist
keine Änderung in Sicht. Zudem wirkt das
System prozyklisch und fördert im Auf-
schwung die Leichtsinnigkeit und in der Krise
die Panik: Im Aufschwung erhalten Unterneh-
men leichter Kredite und können noch mehr
expandieren, in der Krise wird der Zugang zu
Krediten verteuert. Die Eigenkapitalregeln
nach „Basel II“, die auf Drängen der Amerika-
ner in Europa eingeführt wurden, begünstigen
die Finanz- und schaden der Realwirtschaft.
Schließlich wurde „Basel II“ in den USA nicht
umgesetzt, während es insbesondere dem
deutschen und österreichischen Mittelstand
hohe Kosten verursacht. In einer Podiumsdis-
kussion bezeichnete SoFFin-Chef Rehm dies
als „regulatorische Asymmetrie, die man auf
Dauer nicht hinnehmen könne“. Man könne es
auch banal mit „brutale Interessenpolitik“ und
„Wirtschaftskrieg“ übersetzen. 27

Perspektiven für die Zukunft, in: Frank Keuper/Dieter
Puchta (Hrsg.), Deutschland 20 Jahre nach dem Mau-
erfall – Rückblick und Ausblick, Wiesbaden 2009,
S. 179–204.
24 Vgl. ebd.
25 Zit. nach: www.bundesregierung.de/Content/DE/
Artikel/2009/04/2009–04–01-g20-weltfinanzgipfel.
html (23. 11. 2009).
26 Vgl. Philipp Genschel/Frank Nullmeier, Aus-
weitung der Staatszone – Die Machtgebärden der Po-
litik sind eine optische Täuschung. Wenn die Krise
vorbei ist, regiert wieder das Kapital, in: Die Zeit vom
6. 11. 2008. 27 Jahrestagung der IHK zu Schwerin am 9. 1. 2009.
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Insolventes Bankensystem und Fair Value.
Einige Dutzend internationale Banken mit
Investmentbankinggeschäft sowie amerikani-
sche Banken haben insgesamt so große Lö-
cher in den Bilanzen, dass das Eigenkapital
des weltweiten Bankensektors negativ wird,
der selber also technisch insolvent ist. Die
deutschen Sparkassen sowie die Volks- und
Raiffeisenbanken und die Genossenschafts-
banken stehen größtenteils höchst solide da.
Im Zuge der Finanzmarktkrise wurden die
internationalen Buchhaltungspflichten (IAS/
IFRS) nicht etwa verschärft, sondern ge-
lockert, so dass die Banken ihre Verluste ver-
stecken können und nicht ausweisen müssen.
Letztlich verfolgt die Politik dabei das Ziel,
die Banken schnell wieder viel Geld verdie-
nen zu lassen, damit die negativen Eigenkapi-
talkonten aufgefüllt werden können. Durch
die Aufweichung der Bilanzierungsgrund-
sätze der Bilanzwahrheit, -klarheit, -vollstän-
digkeit und -zeitnähe sind die rechtlichen
Grundlagen einer komplexen Marktwirt-
schaft bedroht. Es fragt sich, ob hier nicht der
Preis zu hoch ist und einer willkürlichen Be-
handlung von ökonomischen Aspekten Tür
und Tor geöffnet wird. Wolfgang Bieg hat
daher eine Initiative gegründet, die zum Ziel
hat, die konservativen und soliden Regelun-
gen der Bilanzierung nach dem deutschen
Handelsgesetzbuch (HGB) wieder einzufüh-
ren. 28

Ratingagenturen. Auch die Funktionsweise
der Ratingagenturen ist weitgehend unange-
tastet geblieben. Zwar sollen sie Transparenz-
regeln einhalten, aber sie dürfen sich weiter
von den Emittenten der Produkte bezahlen
lassen, die sie letztlich benoten sollen. (Nur
Beratungsleistungen sollen nicht mehr mög-
lich sein.) Auch hat es die europäische Politik
bislang versäumt, eine staatliche europäische
Ratingagentur als Gegengewicht zum priva-
ten angelsächsischen Kartell zu gründen, das
den Markt beherrscht. 29

Regulierung von Produkten. Hedgefonds,
Derivate und Zertifikate bergen erhebliche
Risiken. Warren Buffett bezeichnete bereits
im Jahr 2003 Finanzderivate als „finanzielle

Massenvernichtungswaffen“. Dennoch wer-
den diese Produkte auch nach der Finanz-
krise kaum reguliert. In Europa soll es im-
merhin Regeln für Verwalter Alternativer In-
vestmentfonds (AIFM) geben. Allerdings
sind auch hier kaum harte Regeln vorgesehen
– die Fonds sollen lediglich registriert und
zugelassen werden und sich selber einige Re-
geln zum Risiko- und Liquiditätsmanage-
ment geben. Fonds unter 100 Millionen Euro
Volumen, oder unter 500 Millionen, falls kein
Fonds gehebelt wird, fallen gar nicht unter
die Regulierung. Die Eigenkapitalregeln kann
man nur als schlechten Witz bezeichnen:
AIFM müssen ein Eigenkapital in Höhe von
125000 Euro zuzüglich 0,02 Prozent (!) auf
den 250 Millionen Euro übersteigenden Be-
trag vorhalten. 30 Es drängt sich der Eindruck
auf, dass diese Eigenkapitaldecke keinesfalls
zur Haftung gegenüber den Anlegern gedacht
ist, sondern dafür, dass die Anwälte des
Fondsmanagements ihre Honorare erhalten,
falls der Fonds in Schwierigkeiten gerät.

Diese fünf Beispiele – man könnte etliche
weitere aufführen – zeigen, dass die Gesten
der Politik bislang vor allem Säbelrasseln
waren, dass aber letztlich das System, welches
zur Krise geführt hat, weiter besteht. So ist es
nur eine Frage der Zeit, bis sich die nächste
Blase entwickeln wird.

Eine neue Ökonomie?

Seit der Tulpenmanie der Jahre 1635 bis 1637
sind größere Finanzkrisen ein regelmäßiges
Phänomen des modernen Kapitalismus. Den-
noch werden sie von der modernen Ökono-
mie weitgehend ignoriert. Im wohl bekann-
testen Ökonomielehrbuch der Volkswirt-
schaftslehre, „Economics“ von Paul A.
Samuelson und William D. Nordhaus, das in
fünfzig Jahren millionenfach verkauft wurde,
kommt der Begriff „Krise“ nicht vor. 31

Dabei ist Ökonomie immer auch politisch.
Es geht nicht darum, ob „der Markt“ oder
„der Staat“ dominieren, sondern um Interes-
senkonflikte zwischen Staaten, sozialen
Schichten, Gruppen und Branchen, also um
die Frage, wer wie viel vom Kuchen be-

28 Vgl. www2.nwb.de/portal/content/ir/service/news/
news_980497.aspx (23. 11. 2009).
29 Vgl. Margit Köppen, Finanzmarktregulierung: Be-
wertung der bisherigen Maßnahmen auf nationaler und
EU-Ebene, unveröff. Ms.

30 Vgl. ebd.
31 Paul A. Samuelson/William D. Nordhaus, Volks-
wirtschaftslehre. Das internationale Standardwerk der
Makro- und Mikroökonomie, München 2007.
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kommt. Es ist sträflich, dass die moderne ma-
thematische Ökonomie dies vernachlässigt.
Prinzipiell wird die politische Ökonomie
durch drei Perspektiven informiert: die der
Nation (oder Region), die der sozialen Klasse
oder die von Individuen und Gruppen. 32

Friedrich List begründete 1846 die nationale
Perspektive. 33 „Das Kapital“ von Karl Marx
enthält eine der ersten Krisentheorien und
behandelt das Problem aus Klassenperspekti-
ve. 34 In den 1980er Jahren schrieb Mancur
Olson „Die Logik des kollektiven Handelns“
und zeigte, wie sich in einem liberalen,
schwachen Staat starke Interessengruppen die
größten Stücke vom Kuchen abschneiden, bis
eine Gesellschaft immobil ist – das Thema
seines anderen großen Werks „Aufstieg und
Niedergang von Nationen“. 35

1947 wurde in der Schweiz die Mont Pele-
rin Society gegründet, um dem Grundgedan-
ken einer freien und liberalen Gesellschaft
wieder zu Ansehen und Wirkung zu verhel-
fen. Schon damals zeichneten sich zwei Lager
ab: diejenigen, die unbedingt an die Markt-
rationalität „glaubten“, und diejenigen, die
einen starken Staat befürworteten, damit
Märkte überhaupt funktionieren können. Be-
züglich der ersten Gruppe sprach Alexander
Rüstow auch von der „Religion der Markt-
wirtschaft“. 36 Für die Vertreter der dogmati-
schen und wirklichkeitsfernen („quasi-reli-
giösen“) Richtung gab es mehrere Nobelprei-
se (Friedrich August von Hayek, Milton
Friedman), für die des Ordoliberalismus
(Alexander Rüstow, Wilhelm Röpke) bisher
keinen einzigen. 37

Immer ist die Ausgestaltung von Marktfor-
men und Haftungsregelungen wichtig, wenn

wir eine funktionierende und gerechte Markt-
wirtschaft wollen. Wenn wir die Regeln so
gestalten, dass schnelle Investmentbankingge-
schäfte oder „Private Equity“ buchhalterisch
und rechtlich gegenüber dem klassischen
Bankgeschäft bevorzugt werden, dürfen wir
uns nicht wundern, wenn wir eine Ökonomie
bekommen, in der die Spekulation blüht.
Wenn wir die Regeln so gestalten, dass die
Kreditaufnahme gegenüber der Ersparnisbil-
dung bevorzugt wird, Manager den Lohn
ihrer Spekulation einfahren, wenn es gut
geht, und die Allgemeinheit die Kosten zahlt,
wenn die Spekulation misslingt, begünstigen
wir diejenigen, die sich auf Kosten von soli-
den Banken, mittelständischen Unternehmen
und Bürgerinnen und Bürgern bereichern.
Wenn wir die Regeln so gestalten, dass Unter-
nehmen, die vom Staat gerettet werden müs-
sen, NICHT verstaatlicht werden, vergreifen
wir uns am Grundgedanken einer liberalen
Marktwirtschaft. Wenn ein neuer Gesell-
schafter in ein insolventes Unternehmen ein-
tritt, ist das Eigenkapital ausradiert, und die-
sem neuen Gesellschafter gehört das Unter-
nehmen – und sei es der Staat. Man kann das
Unternehmen später ja wieder privatisieren.

Im Jahr 2009 wandten sich in Deutschland
83 bekannte Ökonomen – unter anderem
Herbert Giersch, Rudolf Hickel, Olaf Sievert,
Christian Watrin und Arthur Woll – mit
einem Aufruf an die Öffentlichkeit, die Lehre
der Wirtschaftspolitik an den Universitäten
zu retten. Zu sehr werde auf mathematische
Modelle gesetzt, so dass das Denken über
wirtschafts- und ordnungspolitische Frage-
stellungen mehr und mehr in den Hinter-
grund gerate. 38 Ihr Aufruf droht ohne große
Konsequenzen zu bleiben. Die Gefahr ist
groß, dass die Priesterkaste der mathemati-
schen Ökonomen auch in Zukunft grundle-
gende ordnungspolitische Zusammenhänge
ignoriert und sich in esoterischen Modellen
ergeht, während draußen in der Welt bereits
die nächste Blase entsteht.

32 Vgl. Robert Gilpin, The Political Economy of In-
ternational Relations, Princeton 1987; ders., The Chal-
lenge of Global Capitalism: The World Economy in
the 21st Century, Princeton 2002.
33 Vgl. Friedrich List, Das Nationale System der Poli-
tischen Ökonomie, Baden Baden 2008.
34 Karl Marx, Das Kapital. Kritik der politischen
Ökonomie, Bde. I – III, Berlin 200839.
35 Vgl. Mancur Olson, Die Logik des kollektiven
Handelns: Kollektivgüter und die Theorie der Grup-
pen; ders., Aufstieg und Niedergang von Nationen,
beide Tübingen 2004.
36 Alexander Rüstow, Die Religion der Marktwirt-
schaft, Münster 2004; vgl. auch Wilhelm Röpke, Jen-
seits von Angebot und Nachfrage, Bern 19795 und
ders., Civitas Humana, Bern 19794.
37 Vgl. M. Otte (Anm. 13), S. 68 f.

38 Vgl. Rettet die Wirtschaftspolitik an den Universi-
täten!, online: www.faz.net/s/RubB8DFB31915A44
3D98590B0D538FC0BEC/Doc~EA1E6687105BC44
399168BC77ADE64F8A~ATpl~Ecommon~Scontent.
html (23. 11. 2009).
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Margit Bussmann

Globalisierungs-
krise: Geburt

einer neuen
Weltwirtschafts-

ordnung?

Das Krisenjahr 2008/09 brachte das inter-
nationale Finanz- und Wirtschaftssys-

tem an den Rand des Kollapses. Was als Fi-
nanzkrise begann, ging
schnell in eine schwer-
wiegende Wirtschafts-
und Globalisierungs-
krise über, mit tiefen
Einschnitten in der
Produktion und einem
gravierenden Rückgang
an internationalem
Handel und an auslän-
dischen Investitionen.
Zusätzlich drohte die
Gefahr, dass Regierun-

gen bei der Gestaltung der Konjunkturmaß-
nahmen protektionistische Schritte ergreifen
könnten.

Mit der Diskussion um die Ursachen der
Finanzkrise geht auch eine Debatte um deren
Folgen einher, vor allem auch um die Frage,
wie die Weltwirtschaftsordnung umstruktu-
riert werden müsste, damit eine Wiederho-
lung der Krise vermieden werden kann. Die
Intensität, mit der die Diskussion geführt
wird, und der viel beschworene Vergleich mit
der Weltwirtschaftskrise 1929 lassen den Ein-
druck entstehen, dass es sich bei der aktuellen
Krise um ein „once-in-a-lifetime“ 1 Ereignis
handelt und einschneidende Veränderungen
und eine neue Weltordnung unmittelbar be-
vorstehen. Über die künftige Organisation
der Wirtschaftsbeziehungen können wir nur
spekulieren. Wichtig ist ein Blick in die Ver-
gangenheit, und zwar über den historischen
Vergleich mit der Krise 1929 hinaus. Nach
einer Beschäftigung mit den Erkenntnissen

aus vergangenen Wirtschaftskrisen wird die-
ser Beitrag die Entwicklung der Weltwirt-
schaftsordnung nachzeichnen, mit besonde-
rem Augenmerk auf die Rolle einer wirt-
schaftlichen Führungsmacht und die
Einbindung von Entwicklungsländern in
diese Ordnung.

Finanzkrisen in historischer Perspektive

Finanzkrisen sind langwierig und keineswegs
selten. Bisher beschränken sich Vergleiche
zumeist auf das Szenario von 1929, aber es
gab vorher und nachher viele Finanz- und
Bankenkrisen, deren systematische Auswer-
tung interessante Einblicke geben kann. In
einer Reihe von historischen Analysen von
Finanzkrisen über acht Jahrhunderte zeigten
Carmen M. Reinhart und Kenneth Rogoff,
dass die aktuelle Krise in den USA nicht ein-
zigartig ist, sondern viele Charakteristiken
mit früheren Krisen teilt. Besonders betroffen
sind Schwellenländer, die sich im Übergang
von Entwicklungs- zu Industriestaaten befin-
den. Aber auch die westlichen Industrielän-
der waren früher in Zahlungsverzug bei der
Begleichung von Auslandsschulden. Zah-
lungsverzüge treten meist in regionalen und
internationalen Clustern auf, z. B. in den
1820er Jahren in Lateinamerika. Zwar unter-
scheidet sich die aktuelle Krise von anderen
insofern, als sie bei der stärksten Wirtschafts-
macht ausbrach, aber auch schon früher führ-
ten Krisen in Finanzzentren zu globalen Fi-
nanzkrisen, wie etwa der Crash an der Wall
Street 1929, aber auch die Zusammenbrüche
an den Aktienmärkten in Deutschland und
Österreich im Jahre 1873 belegen. 2

Es lassen sich zudem Muster bei den Aus-
wirkungen von Finanzkrisen erkennen.
Dabei konzentrierten sich Reinhart und Ro-
goff in ihrer Analyse auf die Folgezeit von 18
Bankenkrisen in der Zeit nach dem Zweiten
Weltkrieg mit besonderem Augenmerk auf
systemische Krisen. In bisherigen Krisen san-
ken die realen Preise für Wohnimmobilien
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1 Layna Mosley/David Andrew Singer, The Global
Financial Crisis: Lessons and Opportunities for Inter-
national Political Economy, in: International Interac-
tions, 35 (2009).
2 Vgl. Carmen M. Reinhart/Kenneth Rogoff, This
Time Is Different: A Panoramic View of Eight Cen-
turies of Financial Crises. National Bureau of Econo-
mic Research (NBER) Working Paper 13882, Cam-
bridge, MA 2008.
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um durchschnittlich 35 Prozent über einen
Zeitraum von sechs Jahren, die Aktienkurse
um durchschnittlich 55 Prozent mit einem
andauernden Abschwung von dreieinhalb
Jahren. Die Zeiten nach den Bankenkrisen
waren gekennzeichnet von tiefen Einschnit-
ten in der Produktion und der Beschäfti-
gungslage. Die Produktion fiel um durch-
schnittlich neun Prozent, jedoch dauerte die
Wirtschaftsflaute nur zwei Jahre. Die Ein-
schnitte auf dem Arbeitsmarkt waren mit
durchschnittlich vier Jahren bedeutend län-
ger; die Arbeitslosenquote stieg um sieben
Prozent. Außerdem explodierte nach den
meisten Bankkrisen die Staatsverschuldung,
und zwar durchschnittlich um 86 Prozent,
wobei die Hauptursache für die steigende
Staatsverschuldung in den geringeren Steuer-
einnahmen und der antizyklischen Fiskalpoli-
tik zu suchen ist. 3

Rolle einer dominanten
Wirtschaftsmacht

In der globalen Wirtschaft ist der Umgang
mit Finanz- und Wirtschaftskrisen nicht
durch nationale Lösungen zu bewältigen,
sondern muss durch internationale Zusam-
menarbeit geschehen. Diese Kooperation
kann durch internationale Organisationen
und Regime unterstützt werden. Verschie-
dene Theoretiker räumen internationalen In-
stitutionen nur dann eine Überlebenschance
und ausreichenden Einfluss ein, wenn sie
durch einen dominanten Staat bzw. eine He-
gemonialmacht gestützt werden. Gemäß der
hegemonialen Stabilitätstheorie sorgt die
Führungsmacht im internationalen System
für Frieden und stellt andere öffentliche
Güter bereit, etwa eine stabile Währung und
eine liberale Handelsordnung. Dabei ist zen-
tral, dass der Hegemon seine bevorzugte
Weltordnung den anderen Staaten nicht auf-
drängt, sondern dass alle davon profitieren,
er also kein erzwingender, sondern ein
wohlwollender Hegemon ist. Er trägt die
Kosten des internationalen Systems sogar
überproportional, denn andere Staaten zie-
hen einen relativ größeren Nutzen. 4 Soweit
die Theorie.

Sowohl die Führungsmacht USA als auch
ihr Vorgänger Großbritannien vertraten eine
liberale Werte- und Normenordnung und be-
fürworteten folglich auch eine liberale Welt-
wirtschaftsordnung. Die USA haben nach
dem Zweiten Weltkrieg bereitwillig die Rolle
des dominanten Weltstaates übernommen
und auf eine internationale Währungsord-
nung und ein liberales Handelsregime hinge-
wirkt. Als Führungsmacht wurden sie von
Europa und Japan akzeptiert. Die USA ver-
fügten lange Zeit über eine starke Wirtschaft,
und der US-Dollar wurde zur Leitwährung.
Diese von den USA favorisierte Wirtschafts-
ordnung wurde zuerst unilateral verwaltet;
doch schon bald zeichnete sich ab, dass die
USA das Management des internationalen
Wirtschaftssystems nicht alleine schultern
konnten. Keine andere Wirtschaftsmacht war
gewillt, die Führungsrolle zu übernehmen;
folglich wurde das System multilateral ver-
waltet, wenn auch mit einem besonders star-
ken Einfluss der USA. 5 Die multilaterale
Verwaltung der Wirtschaftsordnung weitete
sich immer stärker aus. Vor allem die Organi-
sation des Handelsregimes, aber auch der in-
ternationalen Finanzordnung wurde von
mehreren Staaten getragen.

Internationale
Währungs- und Finanzordnung

Eine Lehre aus der Weltwirtschaftskrise 1929
lag in der Erkenntnis, dass ein internationales
Wirtschaftssystem etabliert werden müsse,
das einen erneuten wirtschaftlichen und poli-
tischen Zusammenbruch abwenden kann. Ein
hohes Niveau an wirtschaftlicher Interdepen-
denz und Freihandel sollte wirtschaftlichen
Nationalismus verhindern helfen. Zur Unter-
stützung einer freien Handelsordnung wurde
auf der Konferenz in Bretton Woods in New
Hampshire im Juli 1944 eine internationale
Währungsordnung geschaffen. Die damals
stärkste Wirtschaftsmacht, die USA, hatte
sich bereit erklärt, für die Stabilität der Wech-
selkurse zu sorgen, indem sie sich verpflichte-
te, Dollar in Gold umzutauschen. Die USA
fungierten quasi als Zentralbank der Welt und

3 Vgl. dies., The Aftermath of Financial Crises, in:
American Economic Review, 99 (2009) 2, S. 466–472.
4 Vgl. Robert O. Keohane, The Theory of Hegemonic
Stability and Changes in International Economic Re-
gimes, 1967–1977, in: Alexander L. George/Ole R.

Holsti/Randolph M. Siverson (eds.), Change in the
International System, Boulder, CO 1980; Robert Gil-
pin, War and Change in World Politics, Cambridge,
MA 1981.
5 Vgl. Joan Edelman Spero, The Politics of Inter-
national Economic Relations, New York 1990.
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verwalteten das System zunächst unilateral.
Damit das System funktionierte, ermutigten
die USA den Abfluss von Dollar und brach-
ten so Liquidität in die internationale Wirt-
schaft. Im Laufe der Zeit wurden im Ausland
mehr Dollar gehalten, als die USA an Goldre-
serven innehatten. Die schwindende amerika-
nische Wirtschaftsstärke, aber auch die Kos-
ten des Vietnamkriegs trugen dazu bei, dass
die USA ein Zahlungsbilanzdefizit in Kauf
nehmen mussten. Als das Defizit außer Kon-
trolle geriet, waren die USA nicht länger be-
reit, das Weltwährungssystem unilateral zu
verwalten. So kündigte schließlich US-Präsi-
dent Richard Nixon 1971 die Garantie, Dol-
lars in Gold zu tauschen, auf, so dass „Bret-
ton Woods“ 1973 beendet wurde. Die Wäh-
rungskurse wurden freigegeben. 6

Die Weltfinanzordnung nach Ende des
Bretton-Woods-Systems verschob sich von
unilateralem zu multilateralem Management.
Das multilaterale Management zeigte sich
vor allem in einem Verhandlungs- und Dis-
kussionsforum, dem seit 1975 jährlich statt-
findenden Gipfeltreffen der sieben führenden
Industriemächte, der G-7, seit 1998 nach
dem Beitritt Russlands der G-8. Ursprüng-
lich geplant, um über Finanz- und Wäh-
rungspolitik zu beraten, weiteten sich die an-
gesprochenen Themenbereiche über die
Wirtschaftspolitik hinaus aus. In den 1990er
Jahren wurden in diesem Forum die wichtig-
sten finanz- und wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungen getroffen. Ein zentraler Kritik-
punkt an der G-8 war der Ausschluss ande-
rer Wirtschaftsmächte, vor allem der
aufstrebenden Schwellenländer. Da die Aus-
grenzung von Staaten wie China und Indien
von Diskussionen zu Themen der globalen
Wirtschaft nicht länger haltbar war, wurden
zum Treffen der G-8 im Jahr 2007 in Heili-
gendamm fünf Schwellenländer hinzugebe-
ten. Hier zeigt sich beispielhaft die Entwick-
lung zu einem sich ausdehnenden Multilate-
ralismus.

G-20 und IWF

Mit der aktuellen Finanzkrise erhielt ein wei-
teres informelles Forum besondere Bedeu-
tung: die bereits 1999 ins Leben gerufene G-
20, die Gruppe der Finanzminister und Zen-
tralbankpräsidenten der 20 wichtigsten

Industrie- und Schwellenländer. Diese Grup-
pe hat sich als zentraler Kreis herausgebildet,
um die Probleme und Lösungen der aktuellen
Wirtschaftskrise zu diskutieren. Die G-20
soll die G-8 ersetzen. Diese Entwicklung
kann als weiteres Zeichen gewertet werden,
dass Schwellenländern in Fragen der globalen
Finanz- und Wirtschaftsordnung mehr Mit-
sprache eingeräumt wird. Das koordinierte
Vorgehen der in dieser Gruppe vertretenen
Staaten konnte die Weltwirtschaft in der
jüngsten Krise letztlich vor dem Zusammen-
bruch bewahren.

Auf dem Gipfel der G-20 in Pittsburgh im
September 2009 wurden weitere Vereinba-
rungen zu Auswegen aus der Krise und für
die Zeit danach getroffen. Das zur G-20 ge-
hörende Financial Stability Board übernimmt
nun die Führung in der Koordinierung und
Überwachung der Finanzregulierung und
Bankenaufsicht. 7 Wie sich dieses Forum, ins-
besondere die Entscheidungsfindung ange-
sichts der Größe und Heterogenität, entwi-
ckeln wird, muss abgewartet werden und
wird von Beobachtern nicht ohne Skepsis ge-
sehen. 8 Trotzdem spielen die USA erkennbar
weiterhin eine führende Rolle. Besondere
Aufmerksamkeit am Rande der G-20 Treffen
galt der G-2, dem bilateralen Austausch zwi-
schen den USA und China. In den Abschluss-
vereinbarungen des Gipfels von Pittsburgh
wurde ein klares Bekenntnis zum Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) und zur Doha-
Runde geäußert, was von Kontinuität (trotz
Reformvorhaben) in den internationalen Fi-
nanzbeziehungen zeugt.

Der IWF ist die zentrale internationale In-
stitution, die Staaten bei Finanzkrisen hilft.
Zusammen mit der Weltbank in den Bretton-
Woods-Vereinbarungen gegründet, sollte der
IWF primär die Aufgabe der Überwachung
der Wechselkurse der Industrienationen über-
nehmen. Nach dem Zusammenbruch des Bret-
ton-Woods-Systems hat sich das Aufgabenge-
biet des IWF verändert. Der IWF wurde weni-
ger wichtig bei der Verwaltung von
Wechselkursen; er hat vielmehr große Bedeu-

6 Vgl. ebd.

7 Vgl. The G-20 Summit: Regaining the Balance, in:
The Economist vom 26. 9. 2009; G-20, Leader’s State-
ment: The Pittsburgh Summit September 24–25, 2009,
online: www.g20.org/Documents/pittsburgh_summit
_leaders_ statement_250909.pdf (20. 11. 2009).
8 Vgl. L. Mosley/D. A. Singer (Anm. 1).
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tung bei Kreditvergaben und bei der Verwal-
tung von Schuldenkrisen in Entwicklungs-
und Schwellenländer erlangt. Zwar waren der
IWF und die Weltbank mit Blick auf den Wie-
deraufbau Europas gegründet worden, doch
wurden schon sehr früh Gelder an Entwick-
lungsländer vergeben. Bereits in Bretton
Woods wurde der IWF mit einem Fonds aus-
gestattet, aus dem Kredite an Mitgliedstaaten
vergeben werden können, sollten sich diese in
Zahlungsschwierigkeiten befinden. 9

Die Inanspruchnahme eines IWF-Kredits
ist an Strukturanpassungsprogramme und
Konditionalität geknüpft. Mitgliedstaaten
haben Anspruch auf Kredite in einer gewissen
Höhe, abhängig von der dem Land zugewiese-
nen Quote. 10 Über 25 Prozent seiner Quote
kann ein Staat frei verfügen; Kredite, die dar-
über hinausgehen, sind an Konditionen ge-
knüpft. Damit will der IWF sicherstellen, dass
Kredite zur Beseitigung wirtschaftlicher
Schwierigkeiten eingesetzt werden, damit die
Grundlagen für Wachstum und langfristige
wirtschaftliche Bedingungen geschaffen wer-
den. 11 Ziel der Konditionalität ist es, die Stel-
lung des Marktes zu erhöhen, aber auch die
Effizienz des öffentlichen Sektors und insge-
samt zusätzliche interne Ressourcen zu mobi-
lisieren. 12 Die Kreditvergabe wurde schon
früh an Bedingungen (Kürzung der Staatsaus-
gaben, Erhöhung der Steuern, Verringerung
der Geldmenge) geknüpft; diese wurden im
Laufe der Zeit zahlreicher. Besonders im Zuge
der Schuldenkrise in Lateinamerika in den frü-
hen 1980er Jahren wurden die Konditionen
spezifischer und gaben tiefgreifendere Politi-
kempfehlungen, ließen also insgesamt weniger
innenpolitische Spielräume. 13

Der IWF und das Konzept der Konditiona-
lität sind seit langem scharfer Kritik ausge-
setzt, besonders im Hinblick auf Politikmaß-
nahmen, die auf eine geringere Rolle der natio-
nalen Regierungen zugunsten von
Marktkräften abzielen. 14 Zudem gibt es er-
hebliche Zweifel an der Wirksamkeit der
IWF-Programme. Zwar scheinen die Pro-
gramme und Kredite gut geeignet, um Proble-
me in der Zahlungsbilanz anzugehen, aber die
Erreichung anderer ökonomischer Ziele ist
fraglich. Die Programme des IWF scheinen
die wirtschaftliche Entwicklung nicht voran
zu bringen, sondern schaden wirtschaftlichem
Wachstum sogar: Staaten, die unter einem
IWF-Abkommen wirtschaften, haben niedri-
geres Wirtschaftswachstum als andere. 15

Auch sendet ein solches Abkommen keine
Signale der Stabilität an ausländische Investo-
ren. 16 Andere Studien weisen auf eine Ver-
schärfung in der Einkommensungleichheit in-
nerhalb der Empfängerländer hin. 17

Doch nicht nur die Politikempfehlungen
des IWF sind zu überdenken, auch die Ab-
stimmungsstruktur ist reformbedürftig. Ent-
wicklungsländer stellen zwar die überwiegen-
de Anzahl der Mitglieder, ihr Einfluss ist aber
durch die im IWF vorherrschende Abstim-
mungsregelung beschränkt. Die den Staaten
zugewiesenen Quoten bestimmen nicht nur
die Höhe des Kreditrahmens, sondern auch
ihren Stimmenanteil. Die Zusammensetzung
des Verwaltungsrates etwa belegt, dass der
IWF nach wie vor von europäischen Staaten
dominiert ist und andere Regionen unterre-
präsentiert sind. Vor allem die Gruppe der
Kreditnehmer ist stark unterrepräsentiert. Die
Anzahl der Mitgliedstaaten stieg kontinuier-
lich an und liegt heute, nachdem auch die frü-
heren kommunistischen Staaten beigetreten
sind, bei 186. Mit der steigenden Mitglieder-
zahl verringerte sich der Einfluss der einzelnen
Staaten – auch derjenige der USA und anderer
Industriestaaten.

9 Bereits 1954 begann in Peru ein IWF-Programm;
vgl. James Raymond Vreeland, The International Mo-
netary Fund. Politics of Conditional Lending (Global
Institutions), New York-London 2007.
10 Entsprechend der wirtschaftlichen Position be-
kommt ein Staat eine Quote zugewiesen, ausgedrückt
in Sonderziehungsrechten. Nach dieser Quote richten
sich die Einzahlungsverpflichtungen zum IWF, die
Ziehungsrechte (die Höhe, in der ein Kredit in An-
spruch genommen werden kann), aber auch das
Stimmrecht eines Landes. Die Quoten werden alle fünf
Jahre neu evaluiert.
11 Vgl. J. R. Vreeland (Anm. 9).
12 Vgl. Nathan M. Jensen, Crisis, Conditions, and
Capital: The Effect of IMF Agreements on Foreign
Direct Investment Inflows, in: Journal of Conflict Re-
solution, 48 (2004) 4, S. 194–210.
13 Vgl. J. R. Vreeland (Anm. 9).

14 Vgl. Joseph E. Stiglitz, Globalization and Its Dis-
contents, London 2002. Seine Kritik bezieht sich auch
auf fehlerhafte Designs der IWF-Programme und auf
deren Abfolge.
15 Vgl. Adam Przeworski/James Raymond Vreeland,
The Effect of IMF Programs on Economic Growth, in:
Journal of Development Economics, (2000), S. 385–
421.
16 Vgl. N. M. Jensen (Anm. 12).
17 Für eine Zusammenfassung der verschiedenen Stu-
dien siehe J.R. Vreeland (Anm. 9).
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Der Vorwurf, dass der IWF nur eine Ma-
rionette amerikanischer Interessen sei, ist nur
bedingt aufrechtzuerhalten. Die USA kon-
trollieren 16,77 Prozent der Stimmen, sind
also weit von einer Mehrheit entfernt. Doch
besitzen sie faktisch ein Vetorecht, denn
wichtige Entscheidungen müssen beim IWF
mit einer Mehrheit von 85 Prozent getroffen
werden. Dadurch üben die USA beträchtli-
chen Einfluss aus. Mehrere Beispiele könnten
genannt werden, die den Verdacht nahelegen,
dass Kredite des IWF im Hinblick auf außen-
politische Ziele der USA bewilligt wurden
(etwa eine neue Vereinbarung des IWF mit
Pakistan im Jahr 2001). Empirische Studien
fanden Hinweise dafür, dass neben wirt-
schaftlichen Erwägungen eine Nähe zu den
USA durchaus hilfreich sein kann bei der
Entscheidung, welche Staaten überhaupt
einen IWF-Kredit bekommen. So können ein
an den USA orientiertes Abstimmungsverhal-
ten zu wichtigen Punkten in den UN-Voll-
versammlungen, US-Entwicklungshilfezah-
lungen, aber auch ein Militärbündnis mit den
USA eine Rolle bei der Bewilligung und Aus-
gestaltung von IWF-Krediten spielen. 18

Obwohl der IWF in den vergangenen Jahren
heftiger Kritik ausgesetzt war, wird seine Rolle
als finanzpolitische Feuerwehr durchaus ge-
schätzt. In dieser Kapazität rückte der IWF
auch in der aktuellen Krise ins Blickfeld und
hat sogar wieder Aufschwung erhalten. Erste
Staaten, die massive Zahlungsschwierigkeiten
erfuhren, beispielsweise Island, haben beim
IWF schnelle Hilfe gefunden. Auch in den G-
20-Vereinbarungen waren Bekenntnisse zu
einer Stärkung, aber auch zur Reform des IWF
enthalten. Dem IWF wurden neue Finanzmit-
tel zugesprochen, und es wurde vereinbart,
dass 2011 die bisher unterrepräsentierten Staa-
ten mehr Stimmrecht erhalten sollen. 19

Internationales Welthandelsregime

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden nicht
nur die monetären Wirtschaftsbeziehungen
neu geordnet, sondern auch eine neue Welt-
handelsordnung begründet. In der Folge der
Weltwirtschaftskrise von 1929 hatte sich Pro-
tektionismus ausgebreitet. Die USA machten
1930 den Anfang mit dem Smoot-Hawley Ta-

riff Act, und andere Staaten zogen nach. Diese
Zeit war insgesamt geprägt durch eine Beggar-
Thy-Neighbor-Politik: In den wirtschaftlich
schwierigen Zeiten wurden protektionistische
Maßnahmen ergriffen, etwa Geldabwertun-
gen und Einfuhrbeschränkungen, um auf Kos-
ten der Handelspartner und der globalen
Wohlfahrt eine positive Handelsbilanz zu er-
zielen. Doch die protektionistische Politik
verschlimmerte die Lage der Weltwirtschaft.

Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte
sich daher ein gemeinsames Interesse an einer
liberalen Welthandelsordnung. Trotzdem
konnten sich die Teilnehmer der Bretton-
Woods-Konferenz nicht auf die Gründung
einer internationalen Handelsorganisation
verständigen. Stattdessen wurde 1947 eine ver-
tragliches Regelwerk, das General Agreement
on Tariffs and Trade (GATT) vereinbart. Das
GATT wurde 1995 von der World Trade Or-
ganisation (WTO) abgelöst. Die Anzahl der
Mitglieder in der WTO nahm kontinuierlich
zu und liegt heute bei 153 Staaten. 20

Ähnlich wie bei den internationalen
Finanzinstitutionen wurde der Ruf nach einer
stärkeren Einbindung der Entwicklungslän-
der in ein internationales Handelsregime
immer lauter. Das GATT hatte lange Zeit, be-
sonders während der frühen Verhandlungs-
runden, das Image eines Klubs der Reichen.
Viele Entwicklungsländer konzentrierten sich
in den 1960er und 1970er Jahren auf eine
Strategie der Import-Substitution und kop-
pelten sich vom Weltmarkt ab. Als dieser
Weg nicht zu den gewünschten Ergebnissen
führte, wandten sich viele Staaten einer ex-
portorientierten Entwicklungsstrategie zu.
Damit einher ging der Wunsch nach einer
Veränderung der Handelsordnung und nach
mehr globaler Integration. 21

Mit der Zunahme an Mitgliedern und der
Komplexität der Handelsbarrieren wurden
auch die GATT/WTO-Handelsrunden
immer länger. Die ersten Handelsrunden bis
zur Kennedy-Runde (1964–1967) beschäftig-
ten sich hauptsächlich mit dem Abbau von
Zöllen und dauerten nicht länger als ein Jahr.
Danach wurde der Fokus auf nichttarifäre
Handelshemmnisse gelegt, und somit nahm
die Komplexität der Verträge zu. Die letzte

18 Vgl. ebd. für einen Überblick zu empirischen Stu-
dien zu dieser Thematik.
19 Vgl. Statement des G-20-Gipfels (Anm. 7).

20 Vgl. J. E. Spero (Anm. 5).
21 Vgl. ebd.
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Handelsrunde, die Uruguay-Runde, dauerte
sieben Jahre, von 1986 bis 1993. Die aktuelle
Doha-Runde ist festgefahren, aber es wäre
verfrüht, von einem Scheitern zu reden. Ein
ungelöster Streitpunkt ist der Zugang der
Entwicklungsländer zu den Agrarmärkten
der Industriestaaten. Zwar hat jedes Land in
der WTO nur eine Stimme, und formal gilt
das Konsensprinzip. Trotzdem ist es für viele
Entwicklungsländer nicht leicht, sich gleich-
berechtigt zu beteiligen. 22

Neue Weltordnung?

Das liberale Weltwirtschaftssystem hat sich
im Laufe der Jahre weiterentwickelt und
sich den jeweils aktuellen Anforderungen
angepasst. Ein Blick auf seine bisherige
Entwicklung zeigt, dass die USA die Welt-
wirtschaft schon seit langem nicht mehr
unilateral verwalten. Stattdessen lässt sich
eine Ausdehnung der multilateralen Zusam-
menarbeit unter stärkerer Berücksichtigung
von Schwellen- und Entwicklungsländern
beobachten.

China hat schon lange vor der globalen Fi-
nanzkrise 2008/09 eine immer größere Rolle
in der Weltwirtschaft gespielt, und diese Ten-
denz wird sich durch die Wirtschaftskrise
und die Schwäche der westlichen Führungs-
mächte verstärken. China zögert noch, eine
globale Führungsrolle zu übernehmen, und
die USA sind noch nicht bereit, diese China
zu überlassen. Die Weltwirtschaftsordnung
wird sich verändern, wenn auch nicht so gra-
vierend, dass wir tatsächlich von einer neuen
Weltordnung reden könnten. Was sich indes
abzeichnet, ist eine Machtverschiebung von
der bisherig stärksten Wirtschaftsmacht und
anderen westlichen Industrieländern zu auf-
strebenden Schwellenländern, allen voran
China und Indien. Das wahrscheinlichste
Szenario für die Zukunft wird weiterhin ein
multilateral verwaltetes Weltwirtschafts-
system sein.

Heike Walk

Krise der Demo-
kratie und die
Rolle der Politik-
wissenschaft
S eit Mitte der 1990er Jahre lassen sich in

Deutschland Entwicklungen beobachten,
die demokratietheoretisch alarmierend sind
und zunehmend als
Krise der Demokratie
diskutiert werden. Im
Einzelnen handelt es
sich um Prozesse der
gesellschaftlichen Dif-
ferenzierung, der zu-
nehmenden Individuali-
sierung sowie der Ero-
sion des sozialen
Zusammenhalts. Damit
verbunden sind ein
Wandel der Lebensbedingungen und der -ein-
stellungen sowie ein Vertrauensverlust in das
Funktionieren unserer Demokratie. Die aktu-
elle, globale Finanzkrise tut ihr Übriges.

Die strukturellen Ursachen dieser verän-
derten Einstellungen sind nicht einfach zu
entschlüsseln: Viele Menschen haben Zu-
kunftsängste, fürchten sich vor sozialem Ab-
stieg und machen das demokratische System
dafür verantwortlich. Das Vertrauen in die
Problemlösungsfähigkeit der Politik schwin-
det, und die Massenmedien schüren das Miss-
trauen mit Nachrichten, die sich in erster
Linie gut verkaufen lassen. Das ist keine gute
Entwicklung, denn das demokratische System
ist „die einzige Herrschaftsform (. . .), die in
ständiger erneuter Kraftanstrengung gelernt
werden muss“. 1 Und diese Kraftanstrengung
ist nicht nur von der Politik zu erbringen,
sondern bedarf des Engagements möglichst
vieler gesellschaftlicher Kräfte und des beson-
deren Einsatzes der Wissenschaft.

Heike Walk
PD Dr. phil, geb. 1966; stell-
vertretende Geschäftsführerin
am Zentrum Technik und
Gesellschaft der Technischen
Universität Berlin, Hardenberg-
straße 36A, 10623 Berlin.
walk@ztg.tu-berlin.de

22 Vgl. Bernard M. Hoekman/Petros C. Mavroidis,
The World Trade Organization: Law, Economics, and
Politics (Global Institutions), New York–London
2007.

1 Oskar Negt, Der gute Bürger ist derjenige, der Mut
und Eigensinn bewahrt. Reflexionen über das Verhält-
nis von Demokratie, Bildung und Tugenden, in:
Frankfurter Rundschau vom 16. 9. 2002, S. 10.
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Die Politikwissenschaft sollte die zurück-
haltenden bis feindlichen Haltungen gegen-
über demokratischen Institutionen und Ritua-
len sehr ernst nehmen. Bislang ist eher das Ge-
genteil zu beobachten: Die Politikwissenschaft
– so die These dieses Beitrags – stellt sich der
Herausforderung der Demokratieentwicklung
zu zögerlich. Damit verspielt sie eine ihrer
wichtigsten Aufgaben, nämlich der Zukunfts-
verantwortung gerecht zu werden und die Re-
vitalisierung der Demokratie zu forcieren. Es
waren gerade diese Herausforderungen, die in
den 1950er Jahren von den Gründungsvätern
als zentrale Aufgaben der Politikwissenschaft
in Deutschland angesehen wurden. Die Liefe-
rung von Orientierungswissen hinsichtlich
Gerechtigkeit, Gleichheit, Öffentlichkeit
sowie sozialer und rechtsstaatlicher Fragen
prägten noch in den 1970er und 1980er Jahren
die öffentliche Debatte.

Es ist lohnenswert, sich die Geschichte der
Politikwissenschaft genauer anzusehen.
Zuvor allerdings möchte ich nach den Ursa-
chen für die aktuelle Krise fragen: Woran be-
misst sich eine „Krise der Demokratie“? In
der Wissenschaft wird mit „Krise“ eine
schwierige Situation, eine Zuspitzung von
Problemen umschrieben. Häufig ist eine
Krise auch mit dem Hinweis auf die Einbuße
von Kontrolle verbunden. Hinsichtlich einer
„Krise der Demokratie“ haben wir es mit
mehreren Faktoren zu tun, die in interne und
externe Krisenphänomene unterteilt werden
können. Im Folgenden möchte ich mich weit-
gehend auf die internen Befunde konzentrie-
ren, auch wenn in den meisten Fällen kom-
plexe Wechselwirkungen bestehen und in-
terne mit externen Faktoren verwoben sind.

Ein erster interner Befund lautet: „Immer
mehr Menschen verlieren das Vertrauen in die
Demokratie“. Laut einer Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung vom Frühjahr 2008 glaubt jeder
dritte Bundesbürger, dass die Demokratie
keine Probleme mehr lösen kann – in Ost-
deutschland sind sogar 53 Prozent der Bürger
dieser Ansicht. 2 Die sinkende Wahlbeteili-
gung ist hier nur eines von mehreren Phäno-

menen. Die Mehrheit der Bundesbürger (57 %)
ist reformskeptisch eingestellt, auch „Hartz“-
und Rentenreformen werden negativ bewertet.
Der zweite Befund lautet, dass der Neolibera-
lismus durch seine Fokussierung auf Indivi-
dualismus und Marktmechanismus auch für
die Zerstörung der sozialen Beziehungen ver-
antwortlich ist. 3 Fragen der Demokratie wer-
den bei der Bewältigung des Lebensalltags den
Leistungs- und Konsumanforderungen unter-
geordnet. Dabei treten solidarische und Ge-
rechtigkeitsideen in den Hintergrund, wäh-
rend Individualwerte an Bedeutung gewinnen.
Ein dritter Befund lautet: „Die gerechte Mög-
lichkeit, die jede/r Bürger/in hat, die eigene so-
ziale Umwelt mit zu gestalten und über sich
selbst und das eigene Leben zu bestimmen,
wird durch die Verantwortungsübertragung
auf die transnationale Ebene beschnitten.“ In
dem Maße, in dem nationale Souveränitäts-
rechte an supranationale Organisationen abge-
geben werden, gehen direkte und garantierte
Mitbestimmungsrechte der Bürgerinnen und
Bürger verloren. Gleichzeitig findet die Bür-
gerbeteiligung zunehmend in technokrati-
schen Expertenrunden statt.

Die Diskussionen um eine Krise der De-
mokratie implizieren neben einem wachsen-
den Bewusstsein für die politischen und so-
zialen Folgen neoliberaler Modernisierungs-
politiken auch ein steigendes Interesse an
einer aktiveren Einbindung der Bürgerinnen
und Bürger in politische Entscheidungspro-
zesse. Die Beteiligung an der gesellschaftli-
chen Gestaltung wird von Demokratietheore-
tikern als zentrales Element für die Demokra-
tieentwicklung herausgestellt. Demzufolge
werde ich erstens einige demokratietheoreti-
sche Überlegungen präsentieren, zweitens
Probleme der neuen Governance-Systeme
und deren demokratische Defizite in den
Blick nehmen und drittens die Rolle der Poli-
tikwissenschaft kritisch diskutieren.

Demokratietheoretische Überlegungen

Demokratietheorien gibt es mannigfach:
Normative, empirische, vergleichende, dyna-
mische, demokratiefreundliche und -feindli-
che. Bei vielen Demokratietheoretikerinnen

2 In einer Repräsentativbefragung führte die Gesell-
schaft für Sozial- und Marktforschung mbH polis/si-
nus im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung im ersten
Quartal 2008 über 2500 Interviews über „Persönliche
Lebensumstände, Einstellungen zu Reformen, Po-
tenziale der Demokratieentfremdung und Wahl-
verhalten“; Ergebnisse online: www.fes.de/inhalt/Do-

kumente_2008/Zusammenfassung_Studie_GPI.pdf
(23. 11. 2009).
3 Vgl. Benjamin Barber, Starke Demokratie, Hamburg
1994.
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und -theoretikern ist das Verständnis von
Demokratie weit gespannt, wodurch dem Be-
griff oftmals eine gewisse Beliebigkeit zu-
kommt. Um dieser entgegenzuwirken, plä-
diert Heidrun Abromeit für eine „Rückbesin-
nung“ auf den „Zweck von Demokratie“.
Diesen sieht sie in der Ermöglichung der
Selbstbestimmung von Individuen. Demzu-
folge formuliert sie ihre enge (sparsame) De-
mokratiedefinition folgendermaßen: „Demo-
kratie ist die Verlängerung der individuellen
Selbstbestimmung in den Bereich kollektiver
Entscheidungen hinein; sie konkretisiert sich
in der Beteiligung der Individuen an den Ent-
scheidungen, von denen sie betroffen, denen
sie unterworfen sind.“ 4

Diese Demokratiedefinition knüpft an älte-
ren Ideen der partizipatorischen Demokratie
an. 5 Ein Entscheidungssystem ist in dem
Maße demokratisch, in dem es den betroffenen
Individuen Möglichkeiten effektiver Beteili-
gung bietet. Diese kann sich in verschiedenen
Formen ausdrücken: der Mitgestaltung, des
Widerspruchs und der expliziten Autorisie-
rung von Entscheidungsträgern. Die Verfahren
der Beteiligung sollten danach beurteilt wer-
den, ob sie dem Zweck der Selbstbestimmung
dienlich sind. Dieser hängt stark von der
Struktur des Entscheidungszusammenhangs
ab. Natürlich macht es einen großen Unter-
schied, ob die Beteiligten in einen einfachen,
übersichtlichen Entscheidungszusammenhang
eingebunden sind oder in einen komplizierten,
etwa in ein internationales Verhandlungs-
system. In diesem wird der Bedarf an Beteili-
gungsmöglichkeiten insgesamt höher, da sie
auf allen Ebenen gegeben sein sollten. Darüber
hinaus werfen sowohl die verschiedenen Arten
von Beteiligung (direktdemokratische, Min-
derheitenrechte, Vetorechte) als auch unter-
schiedliche Kontextvariablen (Struktur der
Gesellschaft und des Entscheidungssystems)
gravierende Messprobleme auf.

Der Demokratie wird in den partizipativen
Demokratietheorien erzieherische Funktion
zugesprochen. Demzufolge gewinnen die
Möglichkeiten der Maximierung von Beteili-
gungschancen hohen Stellenwert. Eine zentra-

le These dieser Demokratietheorien lautet,
dass Individuen und Institutionen in einer Ge-
sellschaft nicht getrennt voneinander betrach-
tet werden können. Die Existenz repräsentati-
ver Elemente bzw. Institutionen wird als nicht
ausreichend für ein demokratisches System
eingeschätzt. Für die politische und soziale
Stabilität von Gesellschaften im Sinne einer
starken Demokratie ist kontinuierliche und
breite Partizipation notwendig, die wiederum
an die kontinuierliche, individuelle Praxis de-
mokratischer und psychologischer Qualitäten
gebunden ist. Denn partizipative Qualitäten
und Kompetenzen sind keinesfalls einfach zu
vermitteln; dazu gehören persönliche Ent-
wicklungsprozesse, die gewährleistet sein
müssen. Die öffentliche Diskussion und Kom-
munikation werden zu bedeutenden Elemen-
ten, um Gemeinwohl zu generieren. Partizipa-
tion wird vor allem auf den Entscheidungspro-
zess bezogen, und es wird die Herstellung
einer gleichberechtigten Einflussnahme auf die
Politikergebnisse gefordert. Mit anderen Wor-
ten: Möglichst viele Bürgerinnen und Bürger
sollen an der Aussprache, der Willensbildung
und der Entscheidung über öffentliche Ange-
legenheiten beteiligt werden. Voraussetzung
für eine funktionsfähige partizipative Demo-
kratie sind daher anspruchsvolle Prozeduren
für die Regeln der Kommunikation und der
Zusammenschlüsse. Denn die demokratischen
Ansprüche müssen auch innerhalb der Gre-
mien und Organisationen gewährleistet sein.
Der Vorgang der Meinungsbekundung, die Be-
teiligung, der Diskurs, die Willensbildung und
die Entscheidung benötigen faire und präzise
einzuhaltende Verfahren.

In der Realität stehen Beteiligungsmöglich-
keiten allerdings nur eingeschränkt zur Ver-
fügung, vor allem dann, wenn die Beteiligung
keinen bestimmten Zweck erfüllt (etwa,
wenn keine Expertise oder Unterstützung be-
nötigt wird). Auf der nationalen, der europä-
ischen und auch der internationalen Ebene
(etwa bei Klimaverhandlungen) gibt es mitt-
lerweile eine völlig intransparente, selektive
Beteiligung von zivilgesellschaftlichen und
privaten Akteuren. Die Einbeziehung von
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) er-
folgt vor dem Hintergrund ihrer konsultati-
ven Funktion. Ihre Haupttätigkeit auf inter-
nationaler Ebene ist Lobbyarbeit. Auf die
Gestaltung der Willensbildungsprozesse kön-
nen sie aber nicht einwirken. Die Gruppen
werden einbezogen, wenn ihre Expertise ge-

4 Heidrun Abromeit, Die Messbarkeit von Demo-
kratie: Zur Relevanz des Kontexts, in: Politische Vier-
teljahresschrift, 45 (2004) 1, S. 73–93, hier: S. 78.
5 Vgl. B. Barber (Anm. 3); Carole Pateman, Participa-
tion and Democratic Theory, Cambridge 1970.

24 APuZ 52/2009



braucht wurde, und aus Gründen der Kon-
fliktvermeidung oder der Kompromisssuche
auch schnell wieder ausgeschlossen. 6

Darüber hinaus lässt sich seit einigen Jah-
ren ein Trend der Verlagerung von politischen
Entscheidungen in Expertengremien beob-
achten. Dabei werden kollektiv verbindliche
Entscheidungen zunehmend zwischen Ver-
waltungsapparaten und gesellschaftlich po-
tenten Gruppen ausgehandelt und von den
Parlamenten in der Regel nur nachträglich
bestätigt. An die Stelle von Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbänden und großen ge-
meinnützigen Interessengruppen etwa treten
zunehmend einzelne Unternehmen als politi-
sche Akteure. Damit werden wesentliche Be-
reiche der demokratischen Steuerung entzo-
gen: „Heute sind eher die Staaten in Märkte
als die Volkswirtschaften in staatliche Gren-
zen eingebettet.“ 7 Diese Entwicklungen füh-
ren dazu, dass sich Bürgerinnen und Bürger
ohnmächtig und ausgeliefert fühlen.

Demokratische Probleme
neuer Governance-Systeme

Sehr grob aufgegliedert lassen sich in den
neuen Verhandlungssystemen, den sogenann-
ten Governance-Systemen, fünf demokrati-
sche Probleme benennen: Erstens kann in den
meisten Governance-Systemen Unklarheit
über das gemeinsame, gesellschaftlich getra-
gene Ziel beobachtet werden: In den Klima-
verhandlungen etwa weisen die Entwick-
lungsländer auf die Verantwortung der In-
dustrieländer hin, während letztere auf die
Notwendigkeit gemeinsamen Handelns drän-
gen. Ein gemeinsames Ziel lässt sich oft nur
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner for-
mulieren (wie im Kyoto-Protokoll mit den
sehr geringen Reduktionsvorgaben von
5,2 %). Zweitens ist die Beteiligung zivilge-
sellschaftlicher und privater Akteure äußerst
intransparent: Je nach Wissenslage und Un-
terstützungsanforderungen werden die Ak-
teure äußerst selektiv einbezogen. Die Beteili-

gung erfolgt vor allem dann, wenn Regierun-
gen auf die Einbindung organisierter
Interessen angewiesen sind, um handlungsfä-
hig zu bleiben.

Drittens gibt es keine Regeln für die Betei-
ligung: Die Grundlage für die Teilnahme an
Verhandlungssystemen entspricht spezifi-
schen Ressourcen der Teilnehmer, Finanzmit-
teln, Expertenwissen oder aber öffentlichen
Mobilisierungspotenzialen; diese können in
einer Gesellschaft sehr ungleich verteilt sein.
Während sich die öffentliche Aufmerksam-
keit auf jene zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen konzentriert, die vernachlässigte Inte-
ressen und globale Probleme anwaltschaftlich
artikulieren, ist gerade das europäische und
das UN-System mit Organisationen bevöl-
kert, die stark durch die Interessen von Staa-
ten, internationalen Organisationen, Verbän-
den und transnationalen Unternehmen ge-
prägt sind. Der Finanzbedarf von NGOs, um
an den Governance-Systemen teilzunehmen,
erhöht Kooptationsgefahren und fördert die
Instrumentalisierung durch Regierungen.

Mit der ungleichen Ressourcenausstattung
geht die generell unterschiedliche Organisati-
onsfähigkeit von Interessen einher. Es deutet
einiges darauf hin, dass in Governance-Ar-
rangements die besser organisierten und bes-
ser finanziell ausgestatteten Akteure bezie-
hungsweise solche, die einen besseren Zugang
zum politischen System haben, eher beteiligt
werden als andere Interessengruppen. Zwar
wird in offiziellen Papieren die Einbeziehung
von so genannten Stakeholdern bzw. Betrof-
fenen gefordert, allerdings existiert kein insti-
tutioneller Rahmen, der die Entscheidung
über die Einbeziehung oder die Exklusion
von Gruppen regelt.

Viertens lassen sich unklare Machtverhält-
nisse beobachten – nicht nur zwischen staatli-
chen und nichtstaatlichen Akteuren, sondern
auf internationaler Ebene auch massiv zwi-
schen Staaten bzw. Staatengruppen. In der
Klimapolitik zeigte sich sehr schnell, dass die
USA den Ton angeben und andere Staaten
zuerst auf die amerikanische Haltung hören.
Auch wenn offiziell das Einstimmigkeitsprin-
zip herrscht, fanden während der Verhand-
lungsrunden wichtige strategische Abspra-
chen in kleineren – ad hoc zusammengesetz-
ten – Runden statt, auf welche nichtbeteiligte
Staaten kaum Einfluss hatten.

6 Vgl. Heike Walk, Partizipative Governance. Beteili-
gungsrechte und Beteiligungsformen im Mehrebenen-
system der Klimapolitik, Wiesbaden 2008.
7 Jürgen Habermas, Der europäische Nationalstaat
unter dem Druck der Globalisierung, in: Blätter für
deutsche und internationale Politik (Hrsg.), Der Sound
des Sachzwangs, Bonn–Berlin 2006, S. 148–159, hier:
S. 149.
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Das fünfte demokratische Problem liegt in
fehlenden Kontrollmöglichkeiten. Sehr viele
Bürgerinnen und Bürger haben das Gefühl,
dass sie Ergebnisse der (internationalen) Poli-
tik nicht mehr kontrollieren oder gar beein-
flussen können. In der Folge gerät die Legiti-
mationsbasis der Governance-Systeme und
damit auch der Entscheidungsergebnisse unter
Druck. In diesem Zusammenhang bedarf es
von politikwissenschaftlicher Seite an zusätzli-
chem Orientierungswissen. Damit könnten
frühzeitig Ideen und Konzepte vorgeschlagen
werden, mit deren Hilfe die Erneuerung de-
mokratischer Strukturen und damit die Demo-
kratisierung vorangetrieben wird.

Rolle der Politikwissenschaft

In der politikwissenschaftlichen Literatur
und in der breiten Diskussion über Gover-
nance-Systeme finden sich trotz der vielfälti-
gen Herausforderungen für demokratische
Fragestellungen nur wenige Studien, die sich
schwerpunktmäßig mit diesem Thema be-
schäftigen. Meist finden sich allgemeine For-
mulierungen, die etwa auf die demokratische
Gestaltung in Form einer Beteiligung von
nichtstaatlichen Akteuren hinweisen. In wel-
cher Form diese Beteiligung stattfindet und
welche Akteure beteiligt werden, wird nicht
diskutiert. Dies hat mit der Zielsetzung der
politikwissenschaftlichen Governance-Ana-
lysen zu tun, die eher an der Problemlösung
und nicht am politischen Willensbildungs-
und Entscheidungsprozess interessiert sind.

Die Bedeutung der Demokratieentwick-
lung wird indes vor allem dann offensichtlich,
wenn der Auftrag und die Rolle der Politik-
wissenschaft in ihrer historischen Entwick-
lung in den Blick genommen werden. Die
Etablierung der politischen Wissenschaft ver-
standen die Gründungsväter (Gründungs-
mütter gab es damals leider nicht) nach dem
Zweiten Weltkrieg als politische Aufgabe, die
an historischen Ereignissen anknüpfen und
als umfassender Auftrag zur demokratischen
Bildung der Bevölkerung angesehen werden
sollte. Politikwissenschaft und pluralistische
Demokratie standen in einem wechselseitigen
Verhältnis: Die meisten Professoren der er-
sten Generation traten deutlich und öffentlich
für eine partizipative und pluralistische Poli-
tik ein. Ernst Fraenkel formulierte: „Eine
funktionierende Demokratie erfordert, dass

der Prozess der Gestaltung politischer Ent-
scheidungen öffentlich kontrolliert wird.
Kontrolle der Regierung durch öffentliche
Meinung setzt eine systematische Analyse
der einzelnen Phasen des Prozesses der politi-
schen Entscheidung voraus.“ 8

Was die Forschungsgebiete dieser ersten Ge-
neration der Politikwissenschaftler anbelangte,
so standen die Auseinandersetzung mit der
deutschen Zeitgeschichte, also die Analyse des
Scheiterns der ersten Demokratie, die „Macht-
ergreifung“ der Nationalsozialisten sowie
Herrschaft und Geschichte des „Dritten
Reichs“ an erster Stelle. 9 Bezeichnenderweise
wurde die Frage ins Zentrum der Diskussion
gerückt, ob das Mehrheits- oder das Verhält-
niswahlrecht größere demokratische Gerech-
tigkeit und zugleich die politische Stabilität ge-
währleisten kann. Darüber hinaus etablierte
sich als zweites Teilgebiet der Politikwissen-
schaft die Theorie und Empirie der Demokra-
tie. Die normativen Vorstellungen einer reprä-
sentativ-pluralistischen Demokratie, in der
neben Regierung und Parteien auch den Ver-
bänden und der öffentlichen Meinung eine
zentrale Funktion im gesellschaftlichen Wil-
lensbildungsprozess zukommen sollte, prägte
die empirische Demokratieforschung. Die äl-
teren und gefestigten Demokratien wurden im
Rahmen der vergleichenden Regierungslehre
zum Vorbild für die westdeutsche Demokra-
tieforschung. Dabei standen sich zwei Positio-
nen gegenüber: Die eine Position konzen-
trierte sich auf eine empirische Forschung, die
den Erwerb und Gebrauch von Macht analy-
sierte, die andere arbeitete mit dem normativen
Begriff von Politik als „guter Ordnung“.

Prägend für die zweite Phase der Politikwis-
senschaft war eine Denkschrift von M. Rainer
Lepsius, in der er auf die Notwendigkeit einer
umfassenden Etablierung, Institutionalisie-
rung und Internationalisierung der Politikwis-
senschaft hinwies. 10 Was die Lehr- und For-
schungsgebiete dieser zweiten Phase anbe-
langte, so erweiterte sich die Analyse der
internationalen Beziehungen zunächst auf die
Gebiete der Sicherheits- und Entspannungspo-

8 Zit. nach: Wilhelm Bleek, Geschichte der Poli-
tikwissenschaft, München 2001, S. 281.
9 Vgl. ebd.
10 Vgl. M. Rainer Lepsius, Denkschrift zur Lage der
Soziologie und der Politischen Wissenschaft, Wiesba-
den 1961.
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litik. Darüber hinaus intensivierte sich im Rah-
men der Forschung über die Entwicklungslän-
der eine Theoriedebatte über Erklärungsmo-
delle für die Ursachen der Unterentwicklung
und der strukturellen Abhängigkeit der „Drit-
ten Welt“. Als Stichworte seien genannt: De-
pendenz- und Modernisierungstheorien,
Wachstums- und Imperialismustheorien. In
der Friedensforschung schlug sich der politi-
sche Wille zur Entspannungspolitik nieder.

Gleichzeitig bildeten sich drei Theorieströ-
mungen bzw. Metatheorien, und mit ihnen
auch unterschiedliche Schulen oder auch
Lager. Wolf-Dieter Narr entwickelte für
diese metatheoretischen Strömungen folgen-
de Trias: erstens eine normativ-ontologische
Theorie, die sich der ideengeschichtlich be-
gründeten Herausarbeitung von klassischen
Ordnungsvorstellungen und der Überprü-
fung der aktuellen Politik an übergeordneten
Werten wie dem Gemeinwohl verpflichtet
fühlte; zweitens eine empirisch-analytische
Theorie, welche die Wissenschaft als Heraus-
arbeitung von allgemeingültigen Sätzen durch
die empirische Überprüfung der Wirklichkeit
verstand; drittens eine dialektisch-kritische
Theorie, die sich an Hegels Dialektik von
These, Antithese und Synthese orientierte
und die Kritik des Kapitalismus in der politi-
schen Ökonomie aufgehen lassen wollte. 11

Die zweite Phase der Expansion ging ein-
her mit einer Krise der Politikwissenschaft.
Diese wurde ausgelöst durch den Wunsch
vieler reformgesinnter Politikwissenschaftler
und -wissenschaftlerinnen (die Zahl der Pro-
fessorinnen erhöhte sich langsam), ihr Fach
nicht nur als Demokratie-, sondern als De-
mokratisierungswissenschaft im Sinne einer
Ausweitung der Freiheit und Selbstbestim-
mung in allen Bereichen der Gesellschaft zu
sehen. Die bisherige Wissenschaft wurde als
unkritische Herrschaftswissenschaft gesehen,
und dementsprechend wurden Forderungen
nach einer kritischen Emanzipationswissen-
schaft formuliert. Diese sollte die Ordnung
des Wirtschaftssystems überwinden und zur
Entwicklung eines kritischen Bewusstseins in
der Öffentlichkeit beitragen.

Die dritte Phase der Politikwissenschaft
war dadurch gekennzeichnet, dass der Ver-

such unternommen wurde, der Krise und
auch der Vielfältigkeit der Ansätze entgegen-
zuwirken. Dazu wurden systematische Defi-
nitionen der Theorien der Politikwissenschaft
und der von ihr angewandten Methoden auf-
gestellt. In Anlehnung an die angelsächsi-
schen social sciences wurde der Begriff der So-
zialwissenschaft von den Universitäten über-
nommen. Arbeitsbereiche wie Wahlanalyse,
Parteien- und Verbändeforschung sowie Un-
tersuchungen von Eliten nahmen eine Schar-
nierfunktion zwischen der Politikwissen-
schaft und der Soziologie ein.

Eine weitere Besonderheit dieser Phase
war die Entdeckung der Politikfelder und die
damit einhergehende Orientierung auf den
Problemlösungsprozess. Ein policy-Modell
bzw. Politikzyklus sollte den Ablauf von
Problemlösungsprozessen in idealtypisch zu
verlaufende Phasen erklärbar machen: Darin
stand am Anfang die Agendagestaltung und
die Auswahl einer bestimmten Politik, deren
Umsetzung in der Implementationsphase er-
folgte und schließlich mit der Evaluation wie-
der in ein neues Modell überführt wurde.
Seine Bekanntheit erhielt die policy-For-
schung bzw. Politikfeldanalyse also durch die
empirischen und praxisbezogenen Arbeiten
in den Politikfeldern. 12 Mit der Orientierung
auf den Problemlösungsprozess verband sich
auch die Intensivierung der politikberatenden
Funktion der Politikwissenschaft. Zuneh-
mend wurden Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler von der Regierung für die Erstel-
lung von Gutachten beauftragt und zur Teil-
nahme in Beratergremien berufen. Der
Auftrag, zur demokratischen Bildung der Ge-
sellschaft beizutragen, verlor damit seinen
zentralen Stellenwert für viele Politikwissen-
schaftlerinnen und -wissenschaftler.

Fazit

Wie ist die Analyse der demokratischen Pro-
bleme moderner Governance-Systeme in die-
sem historischen politikwissenschaftlichen
Rückblick zu verorten? Zweifelsohne kann
die Governance-Forschung der dritten Phase
zugeordnet werden. Häufig geht es in den
Analysen um die Untersuchung einzelner Po-
litikfelder. Dabei konzentrieren sich die meis-

11 Vgl. Wolf Dieter Narr, Theoriebegriffe und Sys-
temtheorie, Stuttgart-Mainz 1969.

12 Vgl. Volker Schneider/Frank Janning, Politikfeld-
analyse. Akteure, Diskurse und Netzwerke in der öf-
fentlichen Politik, Wiesbaden 2006.
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ten Governance-Untersuchungen ebenso wie
die Politikfeldanalysen auf die Problemlö-
sung. Eine Vergleichsstudie des Verhältnisses
der Politikfeldanalyse und der Governance-
Forschung steht noch aus.

Offensichtlich ist aber, dass demokratische
Probleme und die Demokratieentwicklung
nicht mehr im Zentrum der neueren politik-
wissenschaftlichen Studien stehen. Heidrun
Abromeit mahnte in ihrer Abschiedsvorle-
sung an, dass die Politikwissenschaft mehr
und mehr zu „einem selbstreferentiellen Sys-
tem geworden ist (. . .). Immer dieselben Au-
toren zitieren sich gegenseitig und erzählen
einander immer dieselben Sachen.“ 13 Der kri-
tische Impuls der Politikwissenschaft ver-
kommt zum affirmativen Diskurs.

Dabei könnte das Nachdenken der Politik-
wissenschaft über Möglichkeiten der Revitali-
sierung der Demokratie dem politischen Dis-
kurs neue Impulse geben und dem schwin-
denden Vertrauen in die Demokratie, gerade
angesichts der aktuellen und globalen Finanz-
krise, entgegenwirken. Denn demokratische
Institutionen werden schnell unwirksam,
wenn Menschen sie nicht mit Leben füllen
und demokratisch handeln. Anregungen über
Möglichkeiten und Grenzen demokratischer
Strukturen sind deshalb gefragter denn je.
Die getrennt laufenden wissenschaftliche Dis-
kurse über gesellschaftliche und ökonomische
Entwicklungen und damit zusammenhängen-
de Fragen der Demokratie auf der einen Seite
und die problemlösungsorientierten politik-
wissenschaftlichen Analysen auf der anderen
Seite sollten schleunigst wieder zusammenge-
führt und mit dem normativen Leitbild einer
solidarischen, sozialen und partizipativen De-
mokratie versehen werden. Mit anderen Wor-
ten: Auch Governance-Analysen sollten nicht
nur die Problemlösung in den Blick nehmen,
sondern verstärkt die Gestaltungsbeteiligung
auf den unterschiedlichen Ebenen vorantrei-
ben.

Stephan Lessenich

Krise des
Sozialen?

Die Frage nach dem Sozialen und seiner
Konstitution stellt sich in der Moderne

auf gänzlich neuartige Weise. Erst in der Mo-
derne, mit dem Auf-
stieg und der Durch-
setzung von Ideen der
Selbstbestimmung des
Individuums und der
Gestaltbarkeit der
Gesellschaft, müssen
das Soziale und seine
Struktur überhaupt
sozial bestimmt wer-
den. Im vormoder-
nen, traditionalen Weltbild waren es wahl-
weise der Gesellschaft äußerliche oder aber
in ihr absolut und als zentral (voraus)ge-
setzte Positionen göttlicher bzw. weltlicher
Herrschaft, von denen aus das Soziale seine
Gestalt gewann und Gestaltung erfuhr. Erst
mit der Überwindung dieses Weltbildes kann
die Frage, wie Gesellschaft geordnet sein
soll, wie gesellschaftliche Ordnung zualler-
erst zustande kommt und wie sie auf Dauer
gewahrt werden kann, überhaupt als frag-
würdig erscheinen – als in der Gesellschaft
und aus ihr selbst heraus immer wieder neu
zu klärendes Rätsel und zu lösendes Pro-
blem. Erst jetzt kann – und muss – die
Frage, wie sich die Menschen als soziale
Wesen untereinander in Beziehung setzen
und in welchen Verhältnissen sie miteinander
leben wollen, ernsthaft gesellschaftlich ver-
handelt werden. 1

Das Soziale und sein Ort

Wird die Gesellschaft selbst zum Ort der
Produktion und Reproduktion des Sozialen,

Stephan Lessenich
Dr. rer. pol., geb. 1965; Profes-
sor für Vergleichende Gesell-
schafts- und Kulturanalyse am
Institut für Soziologie der Fried-
rich-Schiller-Universität Jena,
Carl-Zeiss-Straße 2, 07743 Jena.
stephan.lessenich@uni-jena.de

13 Heidrun Abromeit, Gesellschaften ohne Al-
ternativen. Zur Zukunftsunfähigkeit kapitalistischer
Demokratien, in: Jens Sambale/Volker Eick/Heike
Walk, Das Elend der Universitäten. Neoliberalisierung
deutscher Hochschulpolitik, Münster 2008, S. 57.

1 Vgl. Georg Vobruba, Die Gesellschaft der Leute.
Kritik und Gestaltung der sozialen Verhältnisse, Wies-
baden 2009; Günter Dux, Historisch-genetische Theo-
rie der Kultur. Instabile Welten – Zur prozessualen
Logik im kulturellen Wandel, Weilerswist 2000; Adal-
bert Evers/Helga Nowotny, Über den Umgang mit
Unsicherheit. Die Entdeckung der Gestaltbarkeit von
Gesellschaft, Frankfurt/M. 1987.
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so bleibt dessen gesellschaftliche Verortung
damit gleichwohl noch unterbestimmt. Die
gesellschaftlichen Positionen, Projektionen
und Programme bezüglich der Frage, wo der
Ort des Sozialen ist bzw. sein sollte, von wo
also die Herstellung von Sozialität, sozialem
Zusammenhalt und gesellschaftlicher Integra-
tion auszugehen habe, lassen sich logisch wie
historisch zwei „Lagern“ zuordnen. Auf der
einen Seite wird die kollektive gesellschaftli-
che Verantwortlichkeit für das Soziale betont:
Seine Schöpfung und Bewahrung müsse
grundsätzlich in öffentliche Hände gelegt
werden, in die Hand eines Staates, über des-
sen Institutionen die Gesellschaft sich als So-
zialwesen demokratisch selbst bestimme und
steuere. Auf der anderen Seite wird die Ver-
antwortlichkeit für das Soziale den einzelnen
Gesellschaftsmitgliedern selbst übertragen:
Demnach sind es die vielen gesellschaftlichen
Individuen, aus deren unzähligen Einzel-
handlungen – wie durch eine unsichtbare
Hand gelenkt oder aber aus ungesteuerten
und nicht zu steuernden Prozessen erwach-
send – das Soziale entsteht.

Auf diese beiden konträren Positionen
kann sich eine historische Soziologie des mo-
dernen Sozialstaats beziehen, will sie dessen
Entstehung und Entwicklung bis hin zu den
aktuellen Prozessen seiner gesellschaftlichen
Umgestaltung rekonstruieren. Es ist das
westliche Europa des mittleren und späten
19. Jahrhunderts, in dem die „Erfindung“
des Sozialen stattfindet, verstanden als politi-
sche Anerkennung und Durchsetzung einer
Verantwortung „der Gesellschaft“ für das
Wohlergehen „ihrer“ Individuen. 2 Und es
sind die fortgeschrittenen Wohlfahrtsstaaten
der (mittlerweile expandierten) „westlichen
Welt“, die am Übergang ins 21. Jahrhundert
zu einer „Neuerfindung“ des Sozialen
schreiten, deren Grundzug in der politischen
Übertragung von Sozialverantwortung an
jeden einzelnen Bürger besteht, in dessen
(bzw. deren) Hände das Wohlergehen des ge-
sellschaftlichen Ganzen gelegt wird. 3

Wir befinden uns, so die These dieses Bei-
trages, mitten in einer „Krise“ des Sozialen –

im Sinne der endgültigen Abwendung von
seiner im 19. Jahrhundert eingeleiteten, im
Verlauf des 20. Jahrhunderts etablierten ge-
sellschaftlichen Verortung und institutionel-
len Gestaltung. Diese Strukturkrise wird von
der finanzmarktgetriebenen Akutkrise der
Weltwirtschaft (weiter) beschleunigt werden
und den Weg in eine neue Gesellschaftsfor-
mation bahnen: in eine Aktivgesellschaft, wel-
che die Sorge um das Soziale an die Subjekte
verweist und in diese hinein verlagert – und
damit das Soziale wie auch die Subjekte
grundlegend verändert. 4

Erfindung des Sozialen

Inwiefern kann die Entstehung des modernen
Sozialstaats als Akt der „Erfindung“ des So-
zialen gelten? Der Aufbau sozialstaatlicher
Institutionen bringt eine fundamentale Um-
gestaltung des Verhältnisses von Individuum
und Gesellschaft mit sich. Die elementare
Unsicherheit der Einzelexistenz im Zeichen
der sich durchsetzenden Marktgesellschaft
wird in der sozialstaatlichen Logik als soziales
– überindividuell auftretendes und daher kol-
lektiv zu bewältigendes – Risiko gedeutet. 5

Die der frühkapitalistischen „Teufelsmühle“
geschuldeten gesellschaftlichen Verwerfungen
sensibilisieren die Menschen für „ihr kollekti-
ves Sein, als hätten sie dessen Existenz vorher
völlig übersehen“. 6 Der Sozialstaat entsteht
aus jenem kollektiven Sein, gründet auf
einem gesellschaftlichen Kollektivbewusst-
sein – und prägt dieses mit jedem Schritt sei-
ner Expansion. In gewisser Weise sucht (und
findet) die Gesellschaft das Soziale in und an
sich selbst, indem sie die Sicherung des indi-
viduellen Wohlergehens in die Verantwortung
einer öffentlichen Instanz legt, es unter deren
Schutz (und damit zugleich auch Kontrolle)

2 Vgl. Jacques Donzelot, L’invention du social. Essai
sur le déclin des passions politiques, Paris 1984.
3 Stephan Lessenich, Die Neuerfindung des Sozialen.
Der Sozialstaat im flexiblen Kapitalismus, Bielefeld
2008.

4 Vgl. Mitchell Dean, Governing the Unemployed Self
in an Active Society, in: Economy and Society, 24
(1995) 4, S. 559–583; William Walters, The „Active
Society“: New Designs for Social Policy, in: Policy and
Politics, 25 (1997) 3, S. 221–234; Stephan Lessenich,
Soziale Subjektivität. Die neue Regierung der Gesell-
schaft, in: Mittelweg 36, 12 (2003) 4, S. 80–93.
5 Vgl. François Ewald, Der Vorsorgestaat, Frankfurt/
M. 1993; Friedbert W. Rüb, Risiko: Versicherung als
riskantes Geschäft, in: Stephan Lessenich (Hrsg.),
Wohlfahrtsstaatliche Grundbegriffe. Historische und
aktuelle Diskurse, Frankfurt/M.–New York 2003.
6 Karl Polanyi, The Great Transformation. Politische
und ökonomische Ursprünge von Gesellschaften und
Wirtschaftssystemen, Frankfurt/M. 2004 [zuerst 1944],
S. 122.
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stellt. Die öffentliche Hand des Sozialstaats
webt das Netz des Sozialen. Der Sozialstaat
wird Zug um Zug zum Adressaten von
Schutzerwartungen, Unterstützungsansprü-
chen und Hilfsanrufungen, welche die Gesell-
schaft an sich selbst richtet – und über den
Sozialstaat prozessiert.

Die sozialintegrative Großtat des sogenann-
ten keynesianischen Sozialstaats hoch indus-
trialisierter Nachkriegsgesellschaften bestand
darin, die gegensätzlichen und tendenziell
konfliktreichen, durch die Interessenorganisa-
tionen von Kapital und Arbeit vertretenen Lo-
giken der Gestaltung des wirtschaftlichen Pro-
duktionsprozesses vermittelnd in sich aufzu-
heben – oder diese jedenfalls als miteinander
kompatibel erscheinen zu lassen. Das „goldene
Zeitalter“ des Sozialstaatskapitalismus gründe-
te auf dem historischen Kompromiss „between
the economic and the social“: 7 zwischen der
ökonomischen Rationalität der Profitabilität
auf der einen und der sozialen Rationalität der
Partizipation auf der anderen Seite. Der Staat
übernimmt in diesem Kompromissarrange-
ment eine doppelte gesellschaftliche Verant-
wortung: für die Regulierung des Ökonomi-
schen in sozialer sowie des Sozialen in ökono-
mischer Absicht. In beiderlei Hinsicht wird er
zum Sozial-Staat: Indem er den Marktmecha-
nismen Grenzen setzt und die Dispositions-
rechte der unternehmerisch Handelnden ein-
schränkt, ergreift er Partei für „die Arbeit“
bzw. für die Interessen der breiten Masse der
Arbeitenden; indem er deren Bedienung und
Befriedigung zugleich jedoch unter Finanzie-
rungsvorbehalt stellt und damit in ökonomisch
„vernünftige“ Bahnen lenkt, bedient er glei-
chermaßen die Interessen „des Kapitals“ –
aber auch der Lohnabhängigen selbst – an der
Stabilisierung des wirtschaftlichen Wertschöp-
fungsprozesses.

Es ist diese doppelte, ökonomisch-soziale
Verantwortungsübernahme des keynesianisch
inspirierten Interventionsstaats, die zur per-
manenten Ausweitung der Staatstätigkeit
führt, mehr noch: die diese Ausweitung not-
wendig werden lässt, ja geradezu erzwingt. 8

Die ihm gesellschaftlich auferlegte Rolle des

Vermittlers zwischen den Interessen von Ka-
pital und Arbeit lässt den Sozialstaat zwi-
schen die sozialen Fronten geraten – und in-
sofern er sich gerade dadurch konstituiert
und legitimiert, dass er die Interessen beider
Seiten zu bedienen vermag und miteinander
zu vereinbaren versteht, gerät er geradezu un-
ausweichlich in die (nicht bloß fiskalische)
Klemme. „There is a considerable price to be
paid then for this clever move“: 9 für den so-
zialstaatlichen Anspruch nämlich, gleichsam
„jedermanns Liebling“ sein, das Ökonomi-
sche in sozialer und das Soziale in ökonomi-
scher Absicht regulieren zu wollen.

Wie weit muss der moderne Staat seine po-
litische „Beförderung des Sozialen“ trei-
ben? 10 Die Antwort lautet, allen gängigen
Redensweisen von „Sozialabbau“ (wenn es
um Kürzungen öffentlicher Leistungen geht)
zum Trotz: Sozial-Politik, die staatliche Poli-
tik mit dem Sozialen, muss prinzipiell immer
weiter getrieben werden – der moderne, de-
mokratisch-kapitalistische Sozialstaat kann
gar nicht anders. Die eigentliche, politisch-
soziologisch problemaufschließende Frage ist
eine andere: Wie, in welcher Weise, sucht der
moderne Staat als Sozialstaat das Soziale zu
befördern? Die Formen und Mechanismen
seiner Sozial-Politik wandeln sich nämlich
historisch – in welche Richtung weisen sie
heute? Wir erleben gegenwärtig, so die hier
zu vertretende These, eine grundlegende Um-
orientierung der staatlichen Politik mit dem
Sozialen – eine fundamentale Sozial-Reform,
die im Kern darin besteht, die ehedem öffent-
liche Verantwortung für das Soziale zu priva-
tisieren, oder genauer: jedem und jeder Ein-
zelnen selbst zuzuweisen, die Sorge um das
Soziale jedem einzelnen Selbst in dessen sub-
jektive Handlungsorientierungen und alltägli-
che Lebensführungsmuster einzuschreiben.
Diese sozialpolitische Umorientierung be-
zeichne ich als die zeitgenössische „Neuerfin-
dung des Sozialen“. 11

7 Jacques Donzelot, The Promotion of the Social, in:
Economy and Society, 17 (1988) 3, S. 395–427, hier:
S. 421.
8 Vgl. Georg Vobruba, Politik mit dem Wohlfahrts-
staat, Frankfurt/M. 1983.

9 J. Donzelot (Anm. 7), S. 425.
10 Vgl. ebd.
11 Vgl. zum Folgenden ausführlich S. Lessenich
(Anm. 3), S. 73 ff.; weiterführend auch ders., Mobilität
und Kontrolle. Zur Dialektik der Aktivgesellschaft, in:
Klaus Dörre/Stephan Lessenich/Hartmut Rosa, So-
ziologie – Kapitalismus – Kritik. Eine Debatte, Frank-
furt/M. 2009; ders., Aktivierungspolitik und Aner-
kennungsökonomie. Der Wandel des Sozialen im
Umbau des Sozialstaats, in: Soziale Passagen, 1 (2009) 2
[i. E.].
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Neuerfindung des Sozialen

Wie kommt es zu dieser (neuerlichen) Trans-
formation, wodurch zeichnet sie sich aus,
welche Haupt- und Nebenwirkungen zeitigt
sie? Im Hintergrund des Umbaus des Sozial-
staats in „aktivierender“ Absicht stehen min-
destens zwei gesellschaftliche Makrotrends,
welche die Entwicklung der spätindustriellen
Gesellschaften in den vergangenen drei Jahr-
zehnten gekennzeichnet haben. Zum einen
hat das System der Marktwirtschaft spätes-
tens mit dem Untergang des Staatssozialismus
zu einer neuerlichen, nunmehr globalen
Runde kapitalistischer „Landnahme“ ange-
setzt. 12 Deren Dynamik hat aus nationalen
Sozialwesen mehr denn je ökonomische
„Standorte“ werden lassen, deren politische
Eliten sich – angetrieben durch die von ihnen
entfesselten Finanzmärkte – maßgeblich an
den Renditeerwartungen von Anlegern und
Investoren orientieren. Dementsprechend
heftig und nachhaltig sind diese politischen
Akteure geneigt, die vermeintlich bloß kon-
sumtiven Ausgaben der öffentlichen Hand –
sprich: den sogenannten Sozialhaushalt – auf
den permanenten Prüfstand gelingender
Standortkonkurrenz zu stellen.

Zum anderen erleben wir einen nicht nur
durch die kapitalistische Wirtschaftsdynamik
selbst, sondern wesentlich auch durch die Ent-
wicklungszyklen technologischer Neuerungen
sowie durch die Ausweitung und Multiplizie-
rung sozialer Erfahrungs- und Entscheidungs-
räume befeuerten Prozess der „Beschleuni-
gung“ des gesellschaftlichen Lebens. 13 Ten-
denziell alle individuellen wie kollektiven
gesellschaftlichen Lebensvollzüge sind in der
jüngeren Vergangenheit unter verstärkten und
sich selbst verstärkenden Verkürzungs- und
Dynamisierungsdruck geraten – ob nun Stu-
dium oder Städtereise, vom heute unabdingba-
ren Zugang zum „schnellen Internet“ bis zum
gängig werdenden Karrieremuster des schlüs-
selqualifikationsbewehrten „Quereinsteigers“.
Im Kern handelt es sich in all diesen Fällen be-

schleunigter Lebensführung um Prozesse öko-
nomischer Landnahme, um einen gesellschaft-
lich vermittelten Druck zur effizienten Nut-
zung und produktiven Verwertung sämtlicher,
bislang noch ungenutzter und nicht verwerte-
ter menschlicher Ressourcen und Potenziale –
seien es freie Zeit, schlummernde Talente oder
brachliegende Arbeitskraft.

Die ökonomische Verschlankung des So-
zialstaats einerseits, seine strategische Aus-
richtung auf die Mobilisierung des gesell-
schaftlich verfügbaren Humankapitals ande-
rerseits: Diese beiden Grundtendenzen
sozialpolitischer Entwicklung sind die Trieb-
kräfte eines neuen sozialstaatlichen Arrange-
ments. Der Sozialstaat soll nicht mehr die um
das Wohlergehen ihrer Schutzbefohlenen be-
sorgte Instanz sein, nicht mehr primär markt-
bedingte Ungleichheiten und Unterversor-
gungslagen kompensieren. 14 Er soll nicht
mehr eine soziale Stellvertreterpolitik betrei-
ben, welche die Einzelnen eigener Sorgean-
strengungen enthebt. Der Sozialstaat soll viel-
mehr vorrangig die Marktfähigkeit seiner
Bürgerinnen und Bürger gewährleisten, soll
durch Investitionen „in die Menschen“ deren
aktive, eigentätige, marktvermittelte Sorge
um sich selbst ermöglichen. Die Umstellung
öffentlicher Sozialleistungsprogramme auf
nur mehr Mindestsicherungen gewährende
Anreizsysteme individueller Arbeitsmarkt-
partizipation stellt den gemeinsamen institu-
tionellen Nenner einer Politik der „Aktivie-
rung“ dar, wie sie im Verlauf des vergangenen
Jahrzehnts nicht nur in Deutschland, sondern
– teilweise mit längerem Vorlauf – auch in an-
deren entwickelten Wohlfahrtsstaaten einge-
leitet worden ist.

Doch wäre der Sozialstaat der Aktivgesell-
schaft soziologisch nicht hinlänglich verstan-
den, wenn nur die Individualisierung und
(Teil-)Privatisierung von ehemals als sozial
erachteten – und demgemäß in kollektiv-öf-
fentlicher Anstrengung zu bewältigenden –
Risiken in den Blick geriete; dies ist nur seine
halbe Wahrheit. Der aktivierende Sozialstaat
wird von einem normativen Überschuss ge-

12 Vgl. Klaus Dörre, Die neue Landnahme. Dyna-
miken und Grenzen des Finanzmarktkapitalismus, in:
ders. u. a. (Anm. 11).
13 Vgl. Hartmut Rosa, Beschleunigung. Die Verän-
derung der Zeitstrukturen in der Moderne, Frankfurt/
M. 2005; ders., Kapitalismus als Dynamisierungsspirale
– Soziologie als Gesellschaftskritik, in: K. Dörre u. a.
(Anm. 11).

14 Vgl. Abram de Swaan, Der sorgende Staat. Wohl-
fahrt, Gesundheit und Bildung in Europa und den
USA der Neuzeit, Frankfurt/M.–New York 1993;
Berthold Vogel, Der Nachmittag des Wohlfahrtsstaats.
Zur politischen Ordnung gesellschaftlicher Ungleich-
heit, in: Mittelweg 36, 13 (2004) 4, S. 36–55.
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tragen, der über den gängigen und bereits seit
längerem praktizierten Verweis auf möglichst
große „Eigenverantwortung“ hinausweist.
Verantwortung tragen die Subjekte der Ak-
tivgesellschaft eben nicht nur für sich selbst,
sondern zugleich – und darüber vermittelt –
für das gesellschaftliche Ganze. Eigenverant-
wortung als und aus Sozialverantwortung
lautet der aktivierungsstaatliche Wahlspruch,
das Credo der Aktivgesellschaft. Eigeninte-
resse und Gesamtinteresse, Selbstsorge und
Gemeinwohl werden auf eine Weise kurzge-
schlossen, welche die Subjekte in eine dienen-
de Beziehung zu sich selbst und zur gesell-
schaftlichen Gemeinschaft setzt. Man könnte
diesen Modus der politischen Produktion
von der Gesellschaft bzw. dem Sozialen ver-
pflichteten Subjekten als neosozial bezeich-
nen – denn das Soziale wird nicht etwa „ab-
gebaut“ oder liquidiert, sondern vielmehr
umgesteuert und transferiert. Der Ort des So-
zialen wird verlagert: in die Subjekte, in jede
und jeden Einzelnen hinein. 15

Ein Blick auf die sozialpolitische Entwick-
lung zeigt, dass sich der Trend zur Verschie-
bung der Verantwortung für das Soziale nicht
auf ausgewählte Bereiche sozialstaatlicher In-
tervention beschränkt, sondern nach und
nach das sozialpolitische Feld in seiner gan-
zen Breite erfasst hat. Als besonders markant
– weil politisch am stärksten umstritten und
in besonderer Weise gesellschaftlich folgen-
reich, bis hin zur nachhaltigen Restrukturie-
rung des deutschen Parteiensystems – stellt
sich in diesem Zusammenhang die unter der
Formel „Hartz IV“ verhandelte Reform der
Arbeitslosensicherung dar. Die Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu
einem einzigen Sicherungsregime für er-
werbsfähige Erwerbslose war zum einen der
Absicht einer Verschlankung des sozialstaatli-
chen Verwaltungsapparats geschuldet. Zum
anderen aber ging es wesentlich auch um die
Mobilisierung der Arbeitssuchenden, um
stärkere Eigenaktivitäten der von Arbeits-
losigkeit Betroffenen bei der Rückkehr ins
Erwerbsleben – und um deren (nicht nur rhe-
torische) Erinnerung an ihre Mitwirkungs-
pflichten bei der Produktion des Kollektiv-
guts Arbeitsmarktintegration. In der Begrün-
dung der späteren „Hartz-Gesetze“ durch die
zuständige Expertenkommission liest sich
dies als politische Erwartungshaltung gegen-

über im Sozialleistungsbezug stehenden Er-
werbslosen, „den materiellen und nichtmate-
riellen Leistungen des Arbeitsamtes im Sinne
der Schadensminderungspflicht durch ein an-
gemessenes, zielführendes Verhalten zu be-
gegnen“. 16

Zwei Elemente dieser arbeitsmarktpoliti-
schen Neuausrichtung sind von systematischer
Bedeutung. Zum einen ist dies die Betonung
der individuellen Verpflichtung zur gesell-
schaftlichen Schadensvermeidung. Die Verhin-
derung des Schadensfalls Arbeitslosigkeit bzw.
seiner ungebührlichen Verstetigung liegt dem-
nach zwar sicherlich auch, nicht jedoch in er-
ster Linie im Eigeninteresse des Betroffenen,
seiner aktuellen Lebensqualität oder seiner zu-
künftigen Lebenschancen, sondern vorrangig
im Interesse des Versichertenkollektivs. Das
soziale Recht auf Unterstützung erscheint
nicht nur durch vorherige Beitrags- oder Steu-
erzahlungen des Leistungsbeziehers konditio-
niert, sondern durch eine grundsätzliche und
andauernde Pflicht des Einzelnen zur Berück-
sichtigung des gemeinschaftlichen, allgemei-
nen Wohls. 17 Zum anderen wird deutlich, dass
es bei sozialpolitischer Intervention vor allen
Dingen um Fragen der Verhaltenssteuerung
geht, um die institutionelle Anleitung zur indi-
viduellen Verhaltensänderung – in der offen-
kundigen Überzeugung, dass ein Fehlverhal-
ten vorliegt (hier: die Überzeugung von einem
mangelnden Engagement bei der Arbeitssu-
che, dokumentiert in der Rede von „faulen“
und „überversorgten“ Arbeitslosen) und dass
eben dieses Fehlverhalten die Quelle gegen-
wärtiger sozialer Probleme ist. Sozialpolitik
„nach Hartz“ lässt sich insofern als öffentliche
Verhaltenstherapie verstehen und der aktivie-
rende Sozialstaat als Institution gewordener
Verhaltenstherapeut, der die fehlgeleiteten
Subjekte zu gemeinwohldienlichem Handeln
(zurück)führt.

In gewisser Weise lässt sich die sozialpoliti-
sche Trendwende zur Einforderung sozialver-
antwortlicher Eigenverantwortung der So-
zialstaatsbürger und -bürgerinnen hierzulan-
de allerdings auch schon „vor Hartz“

15 Vgl. S. Lessenich (Anm. 4).

16 Peter Hartz u. a., Moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt. Vorschläge der Kommission zum Ab-
bau der Arbeitslosigkeit und zur Umstrukturierung
der Bundesanstalt für Arbeit, Berlin 2002, S. 45.
17 Vgl. Stephan Lessenich, Der Arme in der Aktivge-
sellschaft – zum sozialen Sinn des „Förderns und For-
derns“, in: WSI-Mitteilungen, 56 (2003) 4, S. 214–220.
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registrieren – etwa in der Alterssicherung,
und interessanter Weise in einer besonderen,
nicht auf gegenwärtige, sondern auf zukünfti-
ge Unterstützungsbedarfe zielenden Variante.
Was „Hartz“ für die Arbeitslosen, war „Ries-
ter“ für die Rentner, genauer: für die Rentner
der Zukunft. Der statistisch prognostizierte,
medial in düstersten Farben gezeichnete de-
mographische Wandel hat einen Diskurs dra-
matischer „Überalterung“ der Gesellschaft
und unausweichlicher Überforderung der So-
zialkassen befördert, in dessen Fluchtpunkt
folgerichtig die Unabdingbarkeit individuel-
ler Verhaltensänderungen steht.

Wirtschaft, Politik und Wissenschaft sind
sich einig: Die Menschen müssen einsehen,
dass sie – neben den laufenden Beitragsleis-
tungen für die gesetzliche Rente – privat
vorzusorgen haben, wenn sie im Alter nicht
in Armut leben wollen, oder anders: damit
sie im Alter den Sozialstaat (Sprachregelung:
„die nachwachsenden Generationen“) nicht
zusätzlich belasten. Und sie müssen lernen,
frühzeitig damit anzufangen – Sozialpolitik
als Anleitung zum sozialverträglichen Alt-
werden. Dazu passen die massiven Anstren-
gungen, die der sozialpolitische Betrieb un-
ternimmt, um die Alten der Zukunft, jen-
seits der Notwendigkeit zur (immer)
stärkeren materiellen Selbstsorge, auf ein
grundlegend gewandeltes Altersbild einzu-
stellen: das Bild eines Alters, das aktiv
bleibt, in dem man sich weiterhin produktiv
einbringt, das fast schon stereotyp als Zeit
des „Unruhestands“ erscheint. In einem Be-
gleittext der Expertenkommission zum der-
zeit entstehenden Sechsten Altenbericht der
Bundesregierung heißt es: „Bei aller Verant-
wortung der Gesellschaft darf aber nicht
übersehen werden, dass die Rechte des ein-
zelnen Menschen mit Verpflichtungen ge-
genüber der Gemeinschaft einhergehen. Ins-
gesamt sind die heute älteren Menschen im
Vergleich zu früheren Generationen gesün-
der, sie verfügen über einen höheren Bil-
dungsstand und über bessere finanzielle Res-
sourcen. Nach Auffassung der Kommission
leitet sich daraus die Verpflichtung ab, vor-
handene Ressourcen verantwortungsvoll ein-
zusetzen.“ 18 Die Verpflichtung des Einzel-

nen zur sozialverantwortlichen Nutzung sei-
ner Ressourcen: Knapper kann man das
neue, aktivgesellschaftliche Bild vom Al-
ter(n) nicht auf den Punkt bringen. 19

Wollte man die – selbstverständlich irre-
führende – Personalisierung der politischen
Tendenz zur Sozialresponsibilisierung des
Einzelnen weitertreiben, so könnte man aktu-
ell darüber sinnieren, ob nach „Hartz“ in der
Arbeitslosen- und „Riester“ in der Renten-
versicherung in der Krankenversicherung
dereinst womöglich „Rösler“ zur Metapher
ihres aktivierenden Umbaus geworden sein
wird. Dagegen spricht, dass sich dieser
Umbau – von der Ausweitung von Selbstbe-
teiligungsregelungen bis zur Forcierung von
Vorsorgeanreizprogrammen – bereits seit län-
gerer Zeit vollzieht. Dafür spricht allerdings,
dass mit der geplanten Umstellung auf ein-
kommensunabhängige Pauschalbeiträge der
vermutlich entscheidende Schritt in Richtung
auf ein Basisversorgungssystem getan wäre,
das die gesetzlich Krankenversicherten zu
einem die „Solidargemeinschaft“ schonenden
Abschluss privater Zusatzversicherungen
zwingen würde.

Die Verbreitung der Aktivierungsidee inner-
halb der Sozialversicherungssysteme schreitet
voran, und ihre Diffusion auch über die Gren-
zen dieses institutionellen Kernbereichs des
Sozialstaats hinaus ist unverkennbar. In der
Bildungspolitik wird spätestens seit dem
PISA-Schock die soziale Elternpflicht zur
möglichst frühzeitigen und intensiven vor-
schulischen Schlüsselkompetenzvermittlung
an das gesellschaftliche Investitionsgut Kinder
– „unser“ Fachkräftepotenzial von morgen –
eingeklagt. Und in der Familienpolitik wird
Kinderlosen – allerdings vorrangig solchen aus
vernünftige Sozialisationsrenditen verspre-
chenden Akademikerhaushalten – als poten-
ziellen Eltern die doppelte Sinnstiftung ver-
mittelt, durch ihre Familiengründungsent-
scheidung nicht nur sich selbst glücklich zu
machen, sondern zugleich in einem gemein-
schaftsdienlichen Akt den Volkskörper vor der
drohenden Schrumpfung und Vergreisung be-

18 Geschäftsstelle der Sachverständigenkommission
zur Erstellung des Sechsten Altenberichts der Bundes-
regierung am Deutschen Zentrum für Altersfragen
(Hrsg.), Altersbilder in der Gesellschaft. Themen und

Ziele des Sechsten Altenberichts der Bundesregierung,
Berlin (Flyer, o. J.).
19 Vgl. Stephan Lessenich, Lohn und Leistung, Schuld
und Verantwortung: Das Alter in der Aktivgesell-
schaft, in: Silke van Dyk/ders. (Hrsg.), Die jungen Al-
ten. Analysen einer neuen Sozialfigur, Frankfurt/M.–
New York 2009.
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wahren zu können. 20 Immer aber – von der
Erwerbsbeteiligung bis zur Kinderentschei-
dung – geht es um Eigenaktivität in sozialer
Absicht, um gemeinwohlfördernde Übernah-
me von Selbstverantwortung, um vorsorgli-
chen Schutz der Versicherten-, Steuerzahler-
oder sonstiger Leistungsgemeinschaften vor
übermäßiger Inanspruchnahme. In immer wei-
teren Lebensbereichen wird zur aktivgesell-
schaftlichen Umschulung der Sozialstaatskli-
entel geschritten, auf dass sie ihr Humankapi-
tal zum größten Nutzen der großen Zahl
einsetze. So ist maßgeblich auch durch aktivie-
rungsstaatliche Intervention ein „Humankapi-
talismus“ 21 im Entstehen begriffen, der –
durch mal mehr, mal weniger zwanglosen
Zwang – die Subjekte in den Bann der neu ver-
standenen sozialen Idee zieht.

Das Soziale in der Krise

Dass in diesem neosozialen – die Subjekte zu
eigenaktiven Sozialinvestitionen anhaltenden –
Sozialstaat eine „Krise des Sozialen“ herrsche,
wird man ohne Weiteres also nicht behaupten
können. Eine „Krise“ erlebt das Soziale derzeit
hingegen im Sinne eines Prozesses der Stand-
ortverlagerung seiner Produktionsstätte: Die
Verantwortung für die Herstellung des Sozia-
len verschiebt sich vom System sozialstaatli-
cher Institutionen auf die Subjektivität sozial-
dienlicher Individuen. Dieser Ortswechsel des
Sozialen (im eingangs beschriebenen Sinn)
wird erwartbar befördert werden durch die
kaum zu überschätzenden fiskalischen Lang-
fristeffekte der ansonsten von ihren zentralen
Akteuren fast schon wieder vergessen gemach-
ten Finanzmarktkrise. Dass daher auf mittle-
re Sicht eine neuerliche Schlankheitskur des
Sozialstaats ansteht, die wiederum zu einer
erweiterten Dynamik aktivierungspolitischer
Inanspruchnahme bislang ungenutzter Hu-
manressourcen und Sozialverantwortungspo-
tenziale führen wird, erscheint als realistische
Prognose.

Realistisch erscheint aber ebenso die An-
nahme, dass sich diese aktivgesellschaftliche

Dynamik keineswegs ungebrochen und wi-
derspruchsfrei Bahn brechen wird. Schon der
strukturelle Passivitätsverdacht, unter den die
aufziehende Aktivgesellschaft einen Großteil
ihrer Bürgerinnen und Bürger stellt, wird von
diesen nicht ohne Weiteres hingenommen
werden – zumal wenn diese Passivitätsdia-
gnose in eigentümlicher Weise mit der gleich-
zeitigen Behauptung einer tendenziell gren-
zenlosen Aktivierungsfähigkeit der als passiv
Dargestellten kontrastiert. Ein Sozialstaat,
der das soziale Problem unserer Zeit in der
Passivität und mangelnden Eigenverantwor-
tung der Subjekte verortet; der praktisch im
selben Atemzug aber in denselben Subjekten
eine innere, zu Aktivierung und Selbststeue-
rung fähige und bereite Konstitution (er)fin-
det; und der diese neue Subjektivität wieder-
um unvermittelt mit politischen Imperativen
sozialer Verantwortung und Gemeinwohl-
dienlichkeit ausstattet – 22 ein solcher Sozial-
staat wird zwangsläufig neue, ganz anders ge-
lagerte soziale Probleme schaffen.

Diese Probleme speisen sich nicht nur aus
neuen sozialen Spaltungslinien mit Blick auf
die ungleich verteilten Möglichkeiten zur Er-
füllung neosozialer Aktivitätsnormen oder
aus den Kosten der notwendigen Kontrolle
einer normgerechten Nutzung individueller
Aktivitätspotenziale. 23 Sie resultieren auch
aus der nie zu verhindernden, unbotmäßigen
(weil immer eigensinnigen, politisch nicht
steuerbaren) Umdeutung von öffentlichen
Aktivitätsanrufungen – oder schlicht und ein-
fach aus dem unwillkürlichen Widerwillen
und spontanen Widerstand der Menschen
gegen sinnlose Aktivitätszwänge und gegen
die verquere Suggestion, dass das Soziale in
der immerwährenden Bereitschaft zur Bewe-
gung liege. Die Transformation des Sozial-
staats öffnet Räume für das eine wie auch das
andere gesellschaftliche Problemszenario. Es
scheint keineswegs ausgemacht, wohin die
Reise geht.

20 Vgl. zum Hintergrund Thomas Etzemüller, Ein
ewigwährender Untergang. Der apokalyptische Be-
völkerungsdiskurs im 20. Jahrhundert, Bielefeld 2007.
21 Detlef Gürtler, Der Humankapitalismus, in: Welt
Online vom 22. 12. 2005, www.welt.de/print-welt/arti
cle365823/Der_Humankapitalismus.html
(18. 11. 2009).

22 Vgl. Thomas Lemke, Eine Kritik der politischen
Vernunft. Foucaults Analyse der modernen Gouver-
nementalität, Berlin 1997, S. 256.
23 Vgl. Stephan Lessenich, Beweglich – Unbeweglich,
in: ders./Frank Nullmeier (Hrsg.), Deutschland – eine
gespaltene Gesellschaft, Frankfurt/M.–New York
2006; S. Lessenich, Mobilität (Anm. 11), S. 167 ff.
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Friederike E. L. Otto

Auf dem Weg
in die Klima-
katastrophe?

Im Schatten der aktuellen Wirtschafts- und
Finanzkrise ist die Problematik des vom

Menschen verursachten Klimawandels in den
vergangenen Monaten
kurzfristig in den
Hintergrund getreten
– trotz des jüngsten
Weltklimagipfels von
Kopenhagen. Doch
der anthropogene Kli-
mawandel existiert
und hat längst begon-
nen, soviel steht außer
Frage. Ob das nun be-
deutet, dass unsere
Gesellschaft sich auf

direktem Wege in eine Klimakatastrophe be-
findet, hängt davon ab, welche Auswirkungen
des Klimawandels als „katastrophal“ zu be-
zeichnen sind und wie der Klimawandel wei-
ter voranschreitet. Ob das Fragezeichen am
Ende der Überschrift umgehend in ein Aus-
rufezeichen zu verwandeln ist, hängt von der
Interpretation aktueller Forschungsergebnis-
se, der Definition einer Klimakatastrophe
und von den künftigen Treibhausgasemissio-
nen ab. Je länger die Weltgemeinschaft jedoch
wartet, konkrete Ziele in der Klimapolitik zu
bestimmen und auch umzusetzen, desto we-
niger mögliche Entwicklungen des Klimasys-
tems bleiben übrig, die nicht als Katastrophe
interpretiert werden müssten.

Klimawandel –
die wissenschaftliche Basis

Drei messbare Tatsachen bilden die Grundla-
ge des globalen Klimawandels. 1 Erstens
steigt die Kohlendioxidkonzentration in der
Atmosphäre weiter an, und zwar, im Ver-
gleich zu den vergangenen rund 800 000 Jah-
ren, sehr schnell. Die derzeitige Konzentrati-
on von 387 ppmv 2 liegt bereits wesentlich
über den höchsten Werten vergangener

Warmzeiten. Diese Erhöhung der Kohlen-
dioxidkonzentration ist anthropogenen Ur-
sprungs, das ist die zweite wissenschaftlich
nicht zu bezweifelnde Tatsache. Wir wissen
ziemlich genau, wie viel Kohlendioxid (CO2)
die Menschheit seit Beginn der Industrialisie-
rung emittiert hat; 56 Prozent dieser Menge
sind heute in der Atmosphäre messbar. Das
bedeutet, die Erhöhung der Kohlendioxid-
konzentration ist nicht nur nicht natürlichen
Ursprungs, sondern das natürliche Klima-
system sorgt sogar für eine Reduktion des
CO2-Gehalts der Atmosphäre. Außerdem ist
es möglich, anhand der Isotopenzusammen-
setzung des atmosphärischen Kohlendioxids
nachzuweisen, dass diese CO2-Moleküle fos-
silen Ursprungs sind.

Darüber hinaus ist seit langem bekannt,
dass CO2 ein Treibhausgas ist, denn langwel-
lige Strahlung, also Wärme, wird von den
CO2-Molekülen reflektiert. Sie haben damit
denselben Effekt wie das Glasdach eines Ge-
wächshauses. Aufgrund dieser dritten Tatsa-
che lässt sich ein direkter Zusammenhang
zwischen dem Kohlendioxidgehalt der Atmo-
sphäre und der globalen Mitteltemperatur
herstellen. Diese als Klimasensitivität be-
zeichnete Größe gibt die Erhöhung der Tem-
peratur bei einer Verdopplung des vorindus-
triellen CO2-Gehalts der Atmosphäre an.

Dieser Zusammenhang ist keine neue wis-
senschaftliche Erkenntnis. Bereits im Jahre
1896 publizierte der dänische Nobelpreisträ-
ger Svante Arrhenius eine Studie, in der er
den Zusammenhang zwischen globaler Tem-
peratur und atmosphärischem Kohlendi-
oxidgehalt darstellte. Er berechnete eine Kli-
masensitivität von 4 bis 6 Grad Celsius; das
liegt im Bereich der heutigen konservativen
Schätzung von 361 Grad C. Kohlendioxid ist
nicht das einzige Treibhausgas anthropogenen
Ursprungs, es gilt aber stellvertretend, da alle
anderen üblicherweise in Kohlendioxid-
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1 Zahlen und Fakten zu bisher gemessenen Klimaver-
änderungen sind, wenn nicht anders angegeben, dem 4.
Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC, AR4, Februar 2007) ent-
nommen. Vgl. Susan Solomon u. a. (eds.), Contribution
of Working Group I to the Fourth Assessment Report
of the Intergovernmental Panel on Climate Change,
Cambridge-New York 2007.
2 Die Messeinheit ppmv (volume parts per million)
gibt die Teile einer Million an. In einem Volumen von
einer Million Teilchen sind 387 CO2-Moleküle.
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äquivalente umgerechnet werden. Eine Folge
dieser Tatsachen ist der bereits messbare An-
stieg der globalen Mitteltemperatur, der wäh-
rend des 20. Jahrhunderts ungefähr 0,8 Grad
Celsius betrug. In Zukunft wird dieser An-
stieg wesentlich deutlicher werden.

Abgesehen vom Zusammenführen dieser
Fakten ist es möglich, alternative Ursachen
für die globale Erwärmung auszuschließen.
Keine mögliche Quelle natürlicher Klimaer-
wärmung, wie beispielsweise die Sonnenakti-
vität, die Orbitalparameter oder kosmische
Strahlung, weist einen derartigen Trend auf.
Darüber hinaus entspricht das Ausmaß der
Erwärmung exakt der aufgrund der CO2-
Konzentration erwarteten. Auch ist es nicht
möglich, die Entwicklung des Klimas ohne
einen dominanten anthropogenen Treibhaus-
effekt zu modellieren.

Konsequenzen

Die Tatsache, dass es eine globale Klimaer-
wärmung gibt und diese fortschreiten wird,
so denn auch deren Ursache, die Erhöhung
der Kohlendioxidkonzentration in der At-
mosphäre, weiterhin erfolgt, ist nicht sinn-
voll zu bezweifeln. Sie beruht auf grundle-
genden physikalischen Zusammenhängen
und Messungen. Diese anzuzweifeln, bedeu-
tete, wesentliche Grundlagen des modernen
Lebens in Frage zu stellen. Die bisher er-
folgte Erhöhung der globalen Temperatur
um 0,8 Grad C ist, verglichen mit der künf-
tig zu erwartenden Temperaturerhöhung,
noch gering – jedoch stark, gemessen an ver-
gangenen Klimaveränderungen.

Einige direkte Folgen lassen sich heute
schon beobachten. Die Erwärmung der Erde
führt nicht nur zu einem Anstieg der Tempe-
ratur in der erdnahen Atmosphäre, sondern
auch zur Erwärmung der Ozeane um unge-
fähr den gleichen Wert. Da wärmeres Wasser
eine geringere Dichte hat, also mehr Platz be-
nötigt, resultiert daraus ein Anstieg des Mee-
resspiegels. Eine weitere unmittelbare Folge
der Erwärmung ist das Abschmelzen großer
Eismassen. Nahezu alle Gletscher der Erde
sind in den vergangenen Jahrzehnten erheb-
lich kleiner geworden. Zusammen mit der
thermischen Ausdehnung des Wassers führt
dies zu einem Meeresspiegelanstieg um 15 bis
20 Zentimeter. Auch die Eisbedeckung des

arktischen Ozeans ist von diesem Abschmel-
zen betroffen. Während vor 1980 die im Som-
mer durchschnittlich von Eis bedeckte Fläche
ungefähr sieben Millionen Quadratkilometer
betrug, lag sie im Sommer 2007 bei weniger
als vier Millionen. Der diesjährige Tiefpunkt
war am 12. September erreicht und betrug
5,1 Millionen Quadratkilometer.

Der negative Trend der Meereisbedeckung
zeigt sich zunehmend deutlich seit Beginn
der Satellitenmessungen 1979. Die Erwär-
mung der Arktis ist damit bis zu vier Mal
stärker als die globale Erwärmung. Aufgrund
des sogenannten Eis-Albedo-Rückkopp-
lungseffekts reagieren Eismassen besonders
sensibel auf Temperaturerhöhungen. Durch
das Schmelzen des Eises wird dunkler Unter-
grund freigelegt, der im Gegensatz zu weißen
Eisflächen die Sonnenstrahlung nicht reflek-
tiert, sondern absorbiert. Daher verstärkt sich
die Erwärmung der Region durch die Verän-
derung des Reflektionsvermögens, der Albe-
do, des Untergrunds. Das Ökosystem der
Arktis ist durch diese erhebliche Veränderung
des Lebensraums schon jetzt stark gefähr-
det. 3

Künftige Risiken

Neben diesen direkten, eindeutig auf die glo-
bale Erwärmung zurückzuführenden Folgen
gibt es viele weitere Veränderungen des Kli-
mas, die wahrscheinlich ebenfalls Folgen der
Temperaturerhöhung sind. Ein Beispiel hier-
für ist die Zunahme in Häufigkeit und Inten-
sität tropischer Stürme und Hurrikane. Diese
ziehen ihre Energie aus warmem Ozeanwas-
ser. Eine der wichtigsten Voraussetzungen
zur Entstehung eines Hurrikans ist die
Ozeanoberflächentemperatur. Diese muss
mindestens 26,5 Grad C betragen. Aufgrund
der globalen Erwärmung ist diese Vorausset-
zung häufiger gegeben. 4 Die Zunahme ge-
fährlicher Wirbelstürme ist jedoch keine si-
chere Folge der Erderwärmung, da auch an-
dere Faktoren, wie beispielsweise der
Temperaturgradient der Luft oberhalb des
Wassers, eine Rolle bei deren Entstehung
spielen.

3 Vgl. IPCC (Anm. 1), S. 1.
4 Vgl. Peter J. Webster u. a., Changes in tropical cy-
clone number, duration, and intensity in a warming
environment, in: Science, 309 (2005) 5742, S. 1844–
1846.
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Trotzdem ist die Wahrscheinlichkeit hoch,
dass es in Zukunft mehr und stärkere Wir-
belstürme geben wird. Da Hurrikane verhee-
rende Folgen haben können, spricht man von
einem hohen Risiko einer Zunahme dieser
Stürme als Teil des globalen Klimawandels.
Das Risiko eines bestimmten Ereignisses be-
stimmt sich aus den Folgen beziehungsweise
Schäden des Ereignisses und der Wahrschein-
lichkeit, dass es eintrifft. Die das Risiko be-
stimmende Wahrscheinlichkeit hängt ent-
scheidend davon ab, wie stark sich die globale
Temperatur erhöhen wird, und wie viel Koh-
lendioxidemissionen in die Atmosphäre ge-
langen. Im schlimmsten Fall, wenn sich der
globale Energieverbrauch in derselben Rich-
tung und Geschwindigkeit wie bisher entwik-
kelt, wird ein Großteil der heute bekannten
fossilen Brennstoffvorkommen verbrannt.
Damit würde sich der atmosphärische CO2-
Gehalt von heute 387 ppmv bis zum Jahr
2200 bei einer Klimasensitivität von 3 Grad C
auf nahezu 1900 ppmv erhöhen. 5 Da CO2

nur sehr langsam abgebaut wird, wäre die at-
mosphärische Kohlendioxidkonzentration
über mehrere tausend Jahre extrem hoch. Ein
derartiges Szenario wäre wahrscheinlich mit
einer Temperaturerhöhung von über 6 Grad
C globaler Mitteltemperatur verbunden. Än-
dert sich in absehbarer Zeit nichts am welt-
weiten Emissionsverhalten, ist der Weg in
eine katastrophale Entwicklung des Klimas
nahezu sicher. Aber auch wenn die Emissio-
nen zurückgehen würden, wird sich die glo-
bale Temperatur weiter erhöhen. Eine Stabili-
sierung der derzeitigen Temperatur wäre nur
durch den Stopp aller Emissionen zu errei-
chen.

Das erklärte Ziel der Bundesregierung und
der Europäischen Union, die globale Erwär-
mung auf 2 Grad C zu beschränken, bedeutet
eine Reduktion der Emissionen um mindes-
tens 50 Prozent bis zum Jahr 2050. Im Anbe-
tracht der Tatsache, dass diese Emissionen
global zu senken sind, ist dies ein politisch
sehr ehrgeiziges Ziel. Denn entweder müssen
die Reduktionen global einheitlich erfolgen,
unabhängig davon, ob der Emittent ein Ent-
wicklungs-, ein Schwellen- oder ein Indus-
trieland ist: Da der Lebensstandard in den In-
dustrieländern sehr hoch ist und diese den

Klimawandel in den vergangenen Jahrzehn-
ten überhaupt erst verursacht haben, wäre
dies eine Forderung, die als extrem ungerecht
von allen sich derzeit stark entwickelnden
Ländern, allen voran China und Indien, emp-
funden wird und daher von diesen Ländern
nicht mitgetragen würde. Oder aber eine Re-
duktion soll „gerechter“ erfolgen: Dann
müssten die derzeitigen Hauptverursacher,
die traditionellen Industriestaaten, ihre Emis-
sionen überproportional verringern, während
Indien seine Emissionen lediglich stabilisieren
müsste. Der Verteilungsschlüssel der weltwei-
ten Emissionen könnte sich danach richten,
dass jedem Menschen das Recht auf gleiche
Emissionen zugestanden wird. Dies bedeutet,
dass in vielen afrikanischen Ländern die
Emissionen für eine Übergangszeit sogar stei-
gen dürften, Europa und die USA aber 90
Prozent ihrer Emissionen bis zum Jahr 2050
einsparen müssten. Diese mathematische Tat-
sache macht die Durchsetzung dieses Ziels zu
einer enormen politischen Herausforderung.

Nichtsdestotrotz würde auch die Errei-
chung dieses ehrgeizigen Zieles eine Erwär-
mung der Erde um 2 Grad C bedeuten. Die
Temperaturerhöhung von 0,8 Grad C, die
bisher eingetreten ist, wird sich daher in
jedem politisch denkbaren Fall mehr als ver-
doppeln. Das Klima wird sich also in jedem
Fall verändern. Der Klimawandel ist folglich
keine eventuelle zukünftige Herausforde-
rung, sondern eine Tatsache, mit deren Fol-
gen die Menschheit umgehen muss.

Kippschalter

Das Klimasystem der Erde ist ein komplexes,
nichtlineares System. Auch kleine Störungen,
beispielsweise durch Treibhausgase ausgelöst,
können große Auswirkungen haben. Wäh-
rend des Holozäns, der Warmzeit, in der wir
uns seit etwa 10 000 Jahren befinden, war das
Klima außergewöhnlich stabil. Ob dies in Zu-
kunft so bleiben wird, ist ungewiss. Denn in-
nerhalb des Klimasystems gibt es Regime und
Prozesse, die besonders sensibel auf Klima-
veränderungen reagieren. Diese sogenannten
Kippelemente könnten durch den Klimawan-
del derart gestört werden, dass sie in einen
grundlegend anderen Zustand „kippen“. 6 Da

5 Vgl. David Archer u. a. Atmospheric Lifetime of
Fossil Fuel Carbon Dioxide, in: Annual Review of
Earth and Planetary Sciences, 37 (2009), S. 117–134.

6 Vgl. Timothy M. Lenton u. a., Tipping elements in the
Earth‘s climate system, in: Proceedings of the National
Academy of Sciences, 105 (2008) 6, S. 1786–1793.
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es sich um wichtige Prozesse im globalen Kli-
masystem handelt, würde ein solches Umkip-
pen gravierende Auswirkungen haben. Dies
enthält auch die Möglichkeit eines irrever-
siblen Verschiebens des Systems in einen an-
deren Zustand. Ein wichtiges Kriterium zur
Identifikation eines Kippelements ist neben
dessen zentraler Bedeutung für das gesamte
Klimasystem das Vorhandensein eines sich
selbst verstärkenden Rückkopplungsmecha-
nismus. Der oben beschriebene Eis-Albedo-
Effekt ist das bekannteste Beispiel für einen
derartigen Mechanismus.

Deshalb gehören sowohl das arktische
Meereis als auch das grönländische und das
westantarktische Eisschild zu den bisher ein-
deutig identifizierten Kippschaltern. Das Ab-
schmelzen des arktischen Meereises ist außer-
dem ein Beispiel für ein Kippelement, dessen
Umkippen bereits eindeutig begonnen hat.
Unter anderem aufgrund des Eis-Albedo-
Mechanismus‘ ist die Erderwärmung im Be-
reich der Arktis deutlich höher als die durch-
schnittlichen 0,8 Grad C und erhöht sich mit
fortschreitendem Rückgang des Eises. Dies
hat zur Folge, dass auch die Temperaturerhö-
hung in Europa größer ist als im globalen
Durchschnitt. In Folge einer weiteren Zunah-
me von Kohlendioxidemissionen beschleu-
nigt sich dieser Prozess bis hin zu einer eis-
freien Arktis im Sommer. Das System wäre
gekippt, wenn auch die Meereisbedeckung im
arktischen Winter so gering ist, dass der fol-
gende Sommer wiederum eisfrei ist. Neben
den offensichtlichen Konsequenzen für das
arktische Ökosystem könnte eine eisfreie
Arktis zu starken Veränderungen der groß-
skaligen nordatlantischen Zirkulation, des
Zusammenspiels der arktischen Hochdruck-
zone mit den atlantischen Tiefdruckgebieten,
führen. Diese Zirkulation ist bestimmend für
das europäische und nordamerikanische Wet-
ter, und sie verändert sich bereits eindeutig.

Ein weiteres Element, das mit relativ hoher
Wahrscheinlichkeit bereits bei einer Erder-
wärmung von bis zu 2 Grad C kippt, ist das
grönländische Eisschild. Ein komplettes Ab-
schmelzen des grönländischen Eises würde
einen globalen Meeresspiegelanstieg von un-
gefähr sieben Metern bedeuten. Die Dauer
eines solchen Abschmelzens ist derzeit aller-
dings hochgradig unsicher. Schätzungen rei-
chen von wenigen Jahrzehnten bis zu einem
Jahrtausend. Länder wie Bangladesch oder die

Niederlande lägen dann zu großen Teilen un-
terhalb des Meeresspiegels. Die Wahrschein-
lichkeit für das Kippen anderer wichtiger
Komponenten des Klimasystems, wie eine
Veränderung der thermohalinen Ozeanzirku-
lation, 7 die das Klima in vielen Regionen der
Welt bestimmt, ein Absterben des Amazonas-
Regenwaldes oder das Abschmelzen des west-
antarktischen Eisschildes, betrachten Exper-
ten erst ab einer Erhöhung von 2 Grad C als
relevant und ab 4 Grad C als hoch. 8

Auch wenn viele der identifizierten Kipp-
schalter, ihr Kipppotential und die Folgen
eines tatsächlichen Kippens betreffend, sehr
unsicher sind, zeigt ihr Vorhandensein und
die Tatsache, dass einige bereits im Wandel
begriffen sind, dass wir das Klimasystem
massiv verändert haben und weiterhin verän-
dern. Ob es sich bei diesen Änderungen tat-
sächlich um eine irreversible Verschiebung
des Klimasystems aus seinem stabilen Zu-
stand heraus handelt, ist derzeit nicht festzu-
stellen. Einige Wissenschaftler, etwa Nobel-
preisträger Paul Crutzen, sprechen jedoch
davon, dass bereits ein neues Erdzeitalter, das
Anthropozen, begonnen habe. 9 Denn dass
wir das Klima, insbesondere was die Konzen-
tration von Treibhausgasen in der Atmosphä-
re betrifft, in einen bisher nicht erreichten
Zustand gebracht haben, ist unstrittig.

Die Folgen einer irreversiblen Verschie-
bung des Systems Erde wird unabsehbare
Folgen für das Leben auf der Erde haben. Ist
das System aus dem Gleichgewicht gebracht,
wird es einen neuen Gleichgewichtszustand
anstreben. Ob dieser dann immer noch ein
annehmbares Leben auf der Erde ermöglicht
und wie der Weg zu einem neuen Gleichge-
wicht aussieht, vermag derzeit niemand vor-
herzusagen. Eine gute Definition dessen, was
unter dem Begriff Klimakatastrophe sinnvoll
verstanden werden kann, erscheint daher die
nachhaltige Verschiebung des gesamten Kli-
masystems aus seinem derzeitigen stabilen

7 Die thermohaline Ozeanzirkulation wird umgangs-
sprachlich auch „globales Förderband“ genannt. Sie
verbindet die Ozeane miteinander; ein Teil dieser Zir-
kulation ist der Golfstrom.
8 Vgl. Elmar Kriegler u. a., Imprecise probability as-
sessment of tipping points in the climate system, in:
Proceedings of the National Academy of Sciences, 106
(2009) 13, S. 5041–5046.
9 Vgl. Paul J. Crutzen, Geology of mankind, in: Na-
ture, 415 (2002), S. 23.
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Zustand heraus. Eine solche Verschiebung be-
deutet in jedem Fall, dass die Folgen mensch-
lichen Handelns nicht mehr abzuschätzen
wären. Schäden für Mensch und Natur sind
dann nicht mehr abzuwenden. Unabhängig
vom Systembegriff ist demnach auch eine
globale Erwärmung von mehreren Grad als
Katastrophe zu bezeichnen, denn auch dabei
übersteigen die auftretenden Schäden die
Möglichkeiten der Anpassung.

Planetare Grenzen

Haben wir mit dem „Antippen“ einiger
Kippschalter Grenzen überschritten, die
nicht hätten überschritten werden dürfen?
Eine Gruppe bedeutender Klimaforscher hat
diese Frage am 24. September 2009 folgender-
maßen beantwortet: Wir haben bereits Gren-
zen überschritten, innerhalb derer ein siche-
rer Handlungsspielraum für die Menschheit
besteht. 10 Auch wenn bisher abrupte Reak-
tionen des Systems Erde auf die anthropoge-
nen Veränderungen ausgeblieben sind, so ist
nicht zu erwarten, dass dies auch in Zukunft
der Fall sein wird.

Die Autoren haben neun Grenzbereiche
identifiziert, deren Überschreitung ein großes
Risiko für die Stabilität des Erdsystems dar-
stellt: Klimawandel; Verlust des biologischen
Artenreichtums; Versauerung der Ozeane;
Wechselwirkungen mit den Stickstoff- und
Phosphorkreisläufen; Veränderungen der
Landnutzung; globaler Frischwasserver-
brauch; stratosphärischer Ozonverlust; chemi-
sche Verschmutzung; atmosphärischer Aero-
solgehalt. Für alle diese Prozesse werden
Grenzwerte festgelegt, deren Überschreitung
den Schritt aus einem sicheren Handlungs-
spielraum heraus darstellt. Die Überschreitung
der Schwellenwerte verändert das Erdsystem
und damit die Umwelt in inakzeptabler und
nicht beherrschbarer Art und Weise. Die Fest-
legung der Grenzwerte erfolgt anhand norma-

tiver Überlegungen, welches Risiko die
Menschheit tragen kann, und anhand der be-
kannten Risiken und Unsicherheiten einer
hohen atmosphärischen Kohlendioxidkonzen-
tration. Alle identifizierten Prozesse hängen
direkt oder indirekt von der intensiven Nut-
zung fossiler Brennstoffe sowie der Landnut-
zung ab. Orientierungs- und Referenzwerte
stellen daher immer die vorindustriellen
Werte der jeweils betrachteten Größen dar.

Die Grenze der globalen Erwärmung wird
auf eine Kohlendioxidkonzentration von 350
ppmv festgelegt. Diese ist mit dem heutigen
Wert von 387 ppmv bereits überschritten. Sehr
viel dramatischer ist bisher die Überschreitung
des Grenzwertes der jährlich aussterbenden
Arten. Während im vorindustriellen Zeitraum
jährlich weniger als eine von einer Million
Arten ausstarb, sind es heute mehr als hundert.
Damit ist der Grenzwert von zehn Arten pro
Jahr um ein Zehnfaches überschritten. Die
Hauptursachen für dieses massive Artenster-
ben sind die landwirtschaftliche Nutzung oder
Urbanisierung ehemals ungenutzten Landes,
die Ausbreitung von Wald- und Steppenbrän-
den sowie die Verschleppung von Arten in
neue Umgebungen. Mit dem Fortschreiten
und der Beschleunigung des Klimawandels
werden auch diese Prozesse weiter zunehmen.
Der angegebene Grenzwert für das Aussterben
von Arten ist mit hohen Unsicherheiten belegt
und kann sich aufgrund neuer Forschungser-
gebnisse durchaus ändern. Sicher ist jedoch,
dass für den Bestand und die Stabilität des glo-
balen Ökosystems unter sich verändernden
Klimabedingungen eine hohe Anzahl verschie-
dener biologischer Arten notwendig ist.

Für die anderen identifizierten planetaren
Grenzen sind die kritischen Werte noch nicht
überschritten. In jedem Fall sind die heutigen
Werte jedoch weit entfernt von den vorindus-
triellen und nahe an den Grenzwerten. Än-
dert sich das Emissionsverhalten der Mensch-
heit nicht, werden diese mit hoher Wahr-
scheinlichkeit früher oder später erreicht.

Auf dem Weg in die Klimakatastrophe

Bedeutet die Identifizierung systemrelevanter
Kippschalter und die Analyse der planetaren
Grenzen, dass aus Sicht der Wissenschaft –
im Gegensatz zur Politik und insbesondere
zur Wirtschaft – die Klimakatastrophe bereits

10 Vgl. Johan Rockström/Will Steffen/Kevin Noone/
Åsa Persson/F. Stuart Chapin/Eric F. Lambin/Timothy
M. Lenton/Marten Scheffer/Carl Folke/Hans Joachim
Schellnhuber/Björn Nykvist/Cynthia A. de Wit/Terry
Hughes/Sander van der Leeuw/Henning Rodhe/Sver-
ker Sörlin/Peter K. Snyder/Robert Costanza/Uno
Svedin/Malin Falkenmark/Louise Karlberg/Robert W.
Corell/Victoria J. Fabry/James Hansen/Brian Walker/
Diana Liverman/Katherine Richardson/Paul Crutzen/
Jonathan A. Foley, A safe operating space for humani-
ty, in: Nature, 461 (2009), S. 472–475.
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begonnen hat? Ja und nein. Sollte sich an der
derzeitigen Emissions- und Landnutzungs-
entwicklung nichts ändern, wird sich das
Klima in der Tat katastrophal verändern.
Noch haben wir es in der Hand, diese Ent-
wicklung zu verändern.

Sowohl das Ziel, die Erwärmung auf 2
Grad C zu begrenzen, als auch die planetaren
Grenzen sind aufgrund wissenschaftlicher
Überlegungen zustande gekommen, die
Wahrscheinlichkeiten und Unsicherheiten ab-
wägen. Die festgelegten kritischen Werte der
systemrelevanten Prozesse sind so gewählt,
dass ein sicherer Handlungsspielraum und
damit Lebensraum für die Menschheit ge-
wahrt wird, wenn diese Werte nicht über-
schritten werden. Das bedeutet, die Abschät-
zungen der Werte erfolgen konservativ; die
Bereitschaft, Risiken einzugehen, wird als
sehr gering interpretiert.

Im Gegensatz dazu birgt das Ziel von 2
Grad C eine gewisse Wahrscheinlichkeit, dass
sich zumindest Teile des Klimasystems katas-
trophal verändern können. Das Abschmelzen
wichtiger Eismassen, insbesondere auch großer
Gebirgsgletscher, deren Einfluss auf die Trink-
wasserversorgung weiter Teile der Menschheit
nicht zu unterschätzen ist, sei als Beispiel ge-
nannt. Eine globale Erwärmung von maximal
2 Grad C ist die Grenze, die sowohl die Wahr-
scheinlichkeit für großskalige dramatische Kli-
maveränderungen gering hält und gleichzeitig
das weltweite Wirtschaftswachstum nicht er-
heblich begrenzt. Das Risiko der Zunahme ex-
tremer Wetterereignisse und starker Verände-
rungen sensibler Subsysteme ist jedoch auch bei
einer vergleichsweise moderaten Erwärmung
hoch. 11 Aufgrund der Nichtlinearität des Kli-
masystems sind die hohen Risiken ein starker
Anlass zur Beunruhigung. Steigt die globale
Mitteltemperatur um mehr als 2 Grad C an,
steigen die Risiken für katastrophale Klimaver-
änderungen auf allen Skalen dramatisch.

Auch die ökonomischen Kosten eines katas-
trophalen Klimawandels sind extrem hoch. Wie
Sir Nicolas Stern, ehemaliger Chefökonom der
Weltbank, in seinem Report zur Ökonomie des

Klimawandels berechnet hat, würden effektive
Maßnahmen zur Verhinderung eines unge-
bremsten Klimawandels ein bis drei Prozent
des weltweiten Bruttoinlandprodukts kosten,
und zwar verteilt auf die nächsten hundert
Jahre. Dagegen beliefen sich die Kosten für den
Klimawandel, der ohne Gegenmaßnahmen ein-
treten wird, auf das Fünf- bis Zwanzigfache. 12

Nicht alle Forscher folgen dieser Einschätzung,
aber alle aktuellen Analysen zeigen, dass eine
Verminderung von Emissionen billiger ist als
ungebremstes Wachstum. 13

Je mehr Zeit verstreicht, desto eher muss
die Frage am Anfang dieses Abschnitts mit ja
beantwortet werden. Dies liegt einerseits
daran, dass viele Modellrechnungen die Lang-
zeitwirkungen der Kohlendioxidemissionen
unterschätzt haben und die Berechnung der
Klimasensitivität ohne Einbeziehung starker
positiver Rückkopplungsmechanismen, wie
sie beispielsweise beim Schmelzen des arkti-
schen Meereises auftreten, erfolgte. Es ist
daher anzunehmen, dass die Temperaturerhö-
hung bei einer Verdopplung der CO2-Kon-
zentration eher bei 4 Grad C liegt. Anderer-
seits werden die notwendigen Reduktionen
der Treibhausgasemissionen größer, je länger
diese ansteigen. Außerdem müssen sie in kür-
zerer Zeit erfolgen um noch die berechneten
Effekte zu haben.

Wir befinden uns auf dem Weg in eine Kli-
makatastrophe. Ob wir dort auch ankommen
werden, hängt entscheidend von der politi-
schen Bereitschaft und Fähigkeit ab, notwen-
dige Maßnahmen zu beschließen und umzu-
setzen. Darüber hinaus brauchen wir auch
Glück, dass katastrophale Ereignisse mit ge-
ringen Wahrscheinlichkeiten nicht eintreffen.
Ohne konsequente Maßnahmen hin zu einer
Welt, die weitgehend ohne Treibhausgasemis-
sionen auskommt, nützt jedoch auch Glück
nichts mehr.

11 Vgl. Joel B. Smith u. a., Assessing dangerous climate
change through an update of the Intergovernmental
Panel on Climate Change (IPCC) „reasons for con-
cern“, in: Proceedings of the National Academy of
Sciences, 106 (2009) 11, S. 4133–4137.

12 Vgl. Nicolas T. Stern, The Economics of Climate
Change. The Stern Review, Cambridge 2007.
13 Vgl. William D. Nordhaus, A review of the Stern
Review, in: Journal of Economic Literature, 45 (2007)
3, S. 686–702.
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Alexander S. Kekulé

Was wir aus der
Schweinegrippe

lernen können

Vielen Menschen auf dem Planeten wird
das „Krisenjahr 2009“ als „Jahr der

Schweinegrippe“ in Erinnerung bleiben.
Offen ist allerdings
noch, in welchem Ka-
pitel des Geschichts-
buches die Viruser-
krankung stehen soll:
Wird sie tatsächlich
bei den großen Seu-
chen der Menschheit
eingereiht, wie es die
Generaldirektorin der
Weltgesundheitsorga-
nisation bereits im
Juni düster verkünde-
te? Oder wird sie eher
als Pseudo-Pandemie,
als abschreckendes

Lehrstück von epidemischer Hysterie und
staatlicher Überreaktion in die Medizin- und
Sozialgeschichte eingehen?

Es ist noch zu früh, um die langfristige
Entwicklung der „Neuen Influenza“, wie die
Schweinegrippe in Deutschland offiziell
heißt, zuverlässig abzusehen (international
gilt die Bezeichnung „Influenzapandemie
[H1N1] 2009“). Doch hat uns die neue
Krankheit bereits jetzt zahlreiche Schwach-
stellen bei der Seuchenbekämpfung aufge-
zeigt. Darüber hinaus können wir von dem
Virus einiges über den Umgang unserer Zivi-
lisation mit globalen Risiken lernen.

Aus einem kleinen Dorf in Mexiko

Bevor wir uns den großen Fragen zuwenden,
müssen wir uns in ein kleines Dorf in Mittel-
amerika begeben. In der Arbeitersiedlung La
Gloria („Freude“), 150 Kilometer östlich von
Mexico City, waren Anfang 2009 immer wieder
mysteriöse Fälle von Atemwegserkrankungen
mit gleichzeitigem Durchfall aufgetreten. Als

schließlich über die Hälfte der rund 3000 Ein-
wohner erkrankt und zwei Kinder gestorben
waren, gingen die Menschen von La Gloria am
5. April auf die Straße. Sie waren sich sicher:
Die Krankheit kommt vom benachbarten
Schweinemastbetrieb eines amerikanisch-mexi-
kanischen Konzerns, dessen stinkende Abwäs-
ser das Trinkwasser verunreinigen. Einer der
Demonstranten, ein kleiner Junge, trug ein
selbstgemaltes Plakat mit einem durchgestri-
chenen Schwein vor sich her. Darüber stand in
krakeligen Buchstaben: Peligro, das spanische
Wort für Gefahr.

Die Behörden wiegelten zunächst ab und un-
ternahmen nichts. Die Schweinemastbetriebe
im Osten Mexikos gehören zu den größten der
Welt, der gesamte amerikanische Kontinent
wird von hier aus beliefert. Die Eigentümer
sind mächtige Konzerne, die eine Gesundheits-
gefahr durch die Abwässer bestreiten. Für die
Bevölkerung war jedoch bereits damals klar,
woher die merkwürdige Krankheit kam. Sie
nannte sie La gripe porcina – Schweinegrippe.
Am 11. Juni 2009, erklärte die Generaldirekto-
rin der Weltgesundheitsorganisation (WHO),
Margaret Chan, die Schweinegrippe zur „ersten
Influenza-Pandemie des 21. Jahrhunderts“ –
das Virus aus dem mexikanischen Dorf hatte
sich in die ganze Welt ausgebreitet.

Vorbereitung auf den Tag X

Der neue Erreger kam für die WHO und die
nationalen Gesundheitsbehörden nicht uner-
wartet. Etwa dreimal pro Jahrhundert wird
die Menschheit von neuen Influenzaviren
heimgesucht, die sich über mehrere Konti-
nente („pandemisch“) ausbreiten. Die letzten
beiden Pandemien, die Asiatische Grippe von
1957 und die Hongkong-Grippe von 1968,
hatten jeweils ein bis zwei Millionen Todes-
opfer gefordert, einige hundert Millionen
waren erkrankt. Und dann gab es da noch das
Mysterium der Spanischen Grippe von 1918,
die alle anderen Pandemien in den Schatten
stellte: Gegen Ende des Ersten Weltkriegs in-
fizierte ein Influenzavirus rund 600 Millionen
Menschen, ein Drittel der damaligen Erdbe-
völkerung. Rund 50 Millionen starben an der
Spanischen Grippe, die Sterblichkeit (Letali-
tät) war mindestens zehnmal so hoch wie bei
den beiden späteren Pandemien und hundert-
mal so hoch wie bei der saisonalen Grippe.
Ein neuer Virusausbruch nach Art der Spani-
schen Grippe, darin waren sich die Fachleute
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einig, könnte im 21. Jahrhundert über hun-
dert Millionen Todesopfer fordern. Ob sich
die Katastrophe von 1918 oder „nur“ das Sze-
nario von 1957 oder das von 1968 wiederho-
len würde, konnte niemand vorhersagen.
Dass es eine nächste Pandemie geben würde,
galt jedoch als sicher – die Frage war nicht
ob, sondern wann sie kommt.

Bereits 1993 forderte deshalb eine internatio-
nale Konferenz in Berlin die Ausarbeitung na-
tionaler Pandemiepläne; die WHO gab 1999
einen Musterplan für ihre Mitgliedstaaten her-
aus. Passiert ist jedoch lange Zeit nur wenig.
Die Pandemieplanung war Thema in speziali-
sierten Arbeitsgruppen, die von der Politik
kaum beachtet wurden. Das Robert-Koch-Ins-
titut legte 2005 zwar Teile eines nationalen Pan-
demieplanes vor. Dieser ließ jedoch wichtige
Fragen offen und blieb in den Handlungsemp-
fehlungen vage, weil Pandemieplanung eigent-
lich Ländersache ist. Die Bundesländer setzten
den nationalen Rahmenplan nur schleppend um
und hatten lange Zeit keine eigenen Pandemie-
pläne. Die von Fachleuten geforderte Bevorra-
tung antiviraler Medikamente (TamifluH, Re-
lenzaH) und Impfstoffe galt als viel zu teuer.

Die Politik reagiert auf wissenschaftlich
vorhergesagte Katastrophen in der Regel erst,
wenn sie bereits spürbare Auswirkungen zei-
gen – oder wenn Dinge passieren, welche die
Bürger für Vorboten der Katastrophe halten.
Beim Klimawandel waren das die schweren
Wirbelstürme in den USA, Überschwem-
mungen in Mitteleuropa und schneefreie Ski-
hänge in den Alpen. Doch durch welche
bösen Boten sollte sich eine globale Seuche
ankündigen? Weissager und Auguren achten
seit jeher auf das Verhalten der Vögel, wenn
sie die Zukunft vorhersagen wollten. In
Deutschland tauchten die Unglücksvögel im
Februar 2006 mit weißem Gefieder auf:
Höckerschwäne verendeten reihenweise an
den Stränden der Urlaubsinsel Rügen. Das ge-
fürchtete Vogelgrippevirus vom Typ „H5N1-
Asia“, das seit mindestens 1997 in Ostasien
grassierte, hatte Deutschland erreicht. Wie es
aus Asien nach Rügen kam, ist bis heute unge-
klärt – die Theorien reichen von der Ein-
schleppung durch Singschwäne über die nörd-
liche Vogelroute bis zur illegalen Einfuhr infi-
zierter Lebensmittel über den Balkan.

Deutschland begann, sich ernsthaft auf eine
Influenzapandemie vorzubereiten. Die Bun-

desländer, die für die Seuchenbekämpfung im
Rahmen der föderalen Aufgabenverteilung
zuständig sind, erstellten Pandemiepläne und
lagerten antivirale Medikamente ein. Im
Herbst 2007 fand unter Leitung des Bundes-
innenministeriums und des Bundesgesund-
heitsministeriums eine LÜKEX-Übung
(Länderübergreifende Krisenmanagement-
Exercise) für den Pandemiefall statt, an der
sich sieben Bundesländer beteiligten.

Die Maschinerie rollt an

Als im April 2009 in Mexiko ein bis dahin unbe-
kanntes Grippevirus ausbrach, wusste nahezu
jeder Funktionsträger vom Bund bis zu den
Kommunen, worum es ging. Für einen Zeit-
raum von nur acht Wochen sagte der nationale
Pandemieplan 6,5 bis 21,8 Millionen Arztbesu-
che, 187 000 bis 624 000 Klinikeinweisungen
und mindestens 51 500 Todesfälle voraus. Für
Krankenhäuser, Apotheken und Pharmafirmen
gab es Notfallpläne – man hatte sogar an Poli-
zeischutz von Apotheken für den Fall gedacht,
dass sich eine panische Bevölkerung antivirale
Medikamente mit Gewalt beschaffen will. Die
Bahn und regionale Verkehrsunternehmen er-
stellten Ersatzfahrpläne, um den Zusammen-
bruch des Personenverkehrs zu verhindern.
Auch Energieversorger, Telekommunikations-
unternehmen und andere Privatfirmen hatten
Pläne für den Fall der Fälle in der Schublade.

Die ersten Nachrichten aus Mexiko klangen
tatsächlich so, als würde man diese Gegenmaß-
nahmen brauchen. Alleine in Mexico City sollte
es Tausende Erkrankte und einige hundert Tote
innerhalb weniger Tage gegeben haben. Die
Menschen waren in Panik und wagten sich nur
mit Gesichtsmasken auf die Straße. Viele Ge-
schäfte waren geschlossen, die Gottesdienste
fielen aus. Es wurde überlegt, die Hauptstadt
durch das Militär abriegeln zu lassen.

Die WHO hatte schon seit einigen Jahren
Phase 3 der sechsstufigen Pandemie-Warnskala
ausgegeben. Das bedeutet, dass ein neues, von
Tieren stammendes Influenzavirus in Ausnah-
mefällen auch Menschen infiziert – Grund
waren die seltenen menschlichen Infektionen
durch das Vogelgrippevirus H5N1-Asia, die be-
sonders in Südostasien aufgetreten waren. An-
gesichts des Ausbruchs eines neuen Influenza-
virus, diesmal des Schweinegrippe-Erregers
vom Typ H1N1, erhöhte die WHO am Abend
des 27. April 2009 die Pandemie-Warnstufe von
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3 auf 4. Bereits drei Tage später erklärte sie Stufe
5 – die letzte Warnstufe vor Phase 6, der eigent-
lichen Pandemie. Spätestens jetzt war klar, dass
eine weltweite Pandemie durch das Schweine-
grippe-Virus unmittelbar bevorstand.

In Deutschland traten die Krisenstäbe zu-
sammen und versuchten, die vorher entwickel-
ten Pläne abzuarbeiten. Doch bereits jetzt
wurde klar, dass die streng an den WHO-Pha-
sen orientierte Pandemieplanung von Bund und
Ländern im Falle der Schweinegrippe nicht
funktionierte. Der Grund war nicht etwa die
Gefährlichkeit des neuen Virus, im Gegenteil:
Für eine so langsame Ausbreitung eines Pande-
mievirus bei fast immer harmlosen Krankheits-
verläufen waren die Pläne nicht vorgesehen.

Virus ist nicht gleich Virus

Wie konnte es geschehen, dass die Pandemie-
planer ausgerechnet von der Harmlosigkeit des
Schweinegrippe-Erregers überrumpelt wur-
den? Der Grund für diesen Widerspruch liegt in
einer Besonderheit der Influenzaviren, die Ähn-
lichkeit mit der Domestizierung von Wildtieren
zu Haustieren hat. Die natürlichen Wirte, bei
denen Influenzaviren ursprünglich zu Hause
sind, sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand
Wasservögel in Zentralasien. Hier verhalten
sich die Viren wie harmlose Haustiere, ihre
Wirte (insbesondere Enten- und Gänsearten)
werden nicht krank und kaum geschädigt. Als
Gegenleistung transportieren sie ihre Passagiere
über große Strecken und helfen ihnen dabei, auf
andere Tierarten überzuspringen. Im neuen
Wirtstier kommt es dann zunächst zu schweren
Erkrankungen, weil dessen Immunsystem das
Virus noch nicht kennt und es deshalb nicht
wirksam abwehren kann. Im Laufe einiger
Jahre passen sich jedoch die Immunabwehr des
neuen Wirtes und das Virus einander an, bis der
einst aggressive Erreger nur noch harmlose
Symptome hervorruft – das Virus hat sich in ein
domestiziertes Haustier verwandelt.

Aus diesem Grund sind Influenzaviren be-
sonders gefährlich, wenn sie direkt von Vö-
geln auf den Menschen überspringen. Weil sie
sich noch nicht an ein Säugetier angepasst
haben, ist das menschliche Immunsystem
ihnen gegenüber mehr oder minder machtlos.
Was in diesem Fall passiert, demonstriert die
Vogelgrippe H5N1-Asia, wenn sie ausnahms-
weise einen Menschen befällt: Von den (bis

Ende November 2009) der WHO gemeldeten
444 menschlichen Infektionen endeten 262
tödlich, das entspricht einer Letalität von
rund 60 Prozent – die Vogelgrippe ist beim
Menschen beinahe so tödlich wie das Ebola-
Fieber (Letalität etwa 70 Prozent).

Bis vor kurzem vermutete man, dass Influen-
zaviren der Vögel, von denen insbesondere in
Zentralasien ständig neue Varianten entstehen,
beim Menschen nicht unmittelbar zu einer Pan-
demie führen können. Falls ein Vogelvirus aus-
nahmsweise einen Menschen (durch Aufnahme
von Blut oder Kot eines Vogels) infiziert, könne
es sich trotzdem nicht in größerem Umfang von
Mensch zu Mensch verbreiten, weil es an diesen
neuen Wirt nicht angepasst ist. Zu dieser Theo-
rie passte, dass die Auslöser der letzten beiden
großen Pandemien von 1957 und 1968 (die In-
fluenzavirustypen H2N2 und H3N2) geneti-
sche Mischungen aus Vogel- und Menschenvi-
ren waren. Diese Chimären waren offenbar in
einem dem Menschen immunologisch ähnli-
chen Säugetier entstanden, in dem sich die bei-
den Virusarten vermischen konnten. Die neu
entstandenen Mischviren kombinierten die
stark pathogenen Eigenschaften eines Vogelvi-
rus mit der Fähigkeit, effektiv von Mensch zu
Mensch springen. Als „Mischgefäß“ (mixing
vessel) fungierten bei der Asiatischen und der
Hongkong-Grippe höchstwahrscheinlich
Hausschweine, die zugleich von einem Vogel
(durch Aufnahme von Vogelkot) und einem
Menschen (etwa einem hustenden Tierpfleger)
angesteckt wurden. Durch die Anpassung an
das Schwein, ein dem Menschen immunolo-
gisch sehr ähnliches Säugetier, verlieren Vogel-
viren ihre ursprüngliche Aggressivität. Dadurch
kommt es nicht mehr so oft zu schweren Er-
krankungen, und die Letalität liegt rund hun-
dertmal niedriger als bei Infektionen durch das
Vogelgrippevirus (Asiatische Grippe: 0,4 Pro-
zent, Vogelgrippe H5N1: 60 Prozent).

Im Jahre 2005 machten amerikanische Wis-
senschaftler jedoch eine beängstigende Ent-
deckung. Aus der im ewigen Eis konservier-
ten Leiche einer Inuit-Frau, die 1918 an der
Spanischen Grippe gestorben war, stellten Vi-
rologen das berüchtigte Influenzavirus von
damals wieder her. Wie sich herausstellte, war
dieser schrecklichste Grippeerreger aller Zei-
ten, im Gegensatz zu den Pandemieerregern
von 1957 und 1968, nicht aus einer Mischung
aus Vogel- und Menschenviren hervorgegan-
gen. Das Schreckensvirus entstand durch di-
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rekte Übertragung von einem Vogel auf den
Menschen. Durch eine überraschend geringe
Zahl genetischer Veränderungen (adaptive
Mutationen) hatte damals ein Vogelgrippevi-
rus die Fähigkeit erworben, mit großer Effizi-
enz von Mensch zu Mensch zu springen.

Damit war im Frühjahr 2005 klar, dass es
(mindestens) zwei Arten der Entstehung von
Pandemieviren gibt: Wenn das Virus durch Mi-
schung im Schwein entsteht, gibt es eine „nor-
male“ Pandemie wie 1957 und 1968. Wenn da-
gegen ein aggressives Vogelgrippevirus mutiert
und direkt auf den Menschen überspringt, ent-
steht eine verheerende Pandemie wie die von
1918. Für das zweite, horrende Szenario gab es
obendrein einen perfekten Kandidaten: das in
Asien und Europa bei Vögeln weit verbreitete
Vogelgrippevirus H5N1-Asia.

Tiger oder Kätzchen?

Als im April 2009 die ersten Nachrichten vom
Ausbruch der Schweinegrippe aus Mexiko ein-
trafen, hatten die Seuchenexperten in aller Welt
das Schreckensszenario der Spanischen Grippe
vor Augen. Die Pandemiepläne der meisten
Staaten waren nicht von einer Wiederholung
der Katastrophe von 1918 ausgegangen, son-
dern basierten auf einem moderateren Erreger,
der etwa so gefährlich wie der Auslöser der
Asiatischen Grippe wäre. Dass ein neues Pan-
demievirus deutlich gefährlicher als die Asiati-
sche Grippe sein könnte, war allen klar. Man
machte dieses Szenario jedoch nicht zur Pla-
nungsgrundlage, weil sich daraus ein kaum fi-
nanzierbarer Aufwand für die Vorbereitung des
Gesundheitssystems und der staatlichen Infra-
struktur ergeben hätte. Also rechnete man auf
Basis der Pandemie von 1957 für Infektionsra-
ten von 15, 30 und 50 Prozent der Bevölkerung
aus, wie viele Arztbesuche, Krankenhausein-
weisungen und Tote zu erwarten seien. Die
Möglichkeit, dass ein Pandemievirus auch viel
harmloser als der Erreger von 1957 sein könnte,
wurde in den Plänen nicht berücksichtigt.

So hatte man sich auf einen gefährlichen
Tiger vorbereitet – doch aus dem Urwald kam
nur ein Kätzchen. Bereits im April 2009 äußer-
ten Wissenschaftler Zweifel an der Gefähr-
lichkeit der Schweinegrippe. Meine Vermu-
tung war damals, dass man bei den hohen To-
deszahlen aus Mexiko auch Menschen
mitgezählt hatte, die an „normalen“ Lungen-
entzündungen gestorben waren, die in einem

Schwellenland leider keine Seltenheit sind.
Zudem werden gerade leichte Verläufe in
einem Land mit eher schlechter medizinischer
Versorgung kaum erfasst, sodass sich eine zu
hohe Letalität (Anteil der Todesfälle an den
Erkrankten) der Schweinegrippe errechnet.

Genetische Untersuchungen deuteten in die
gleiche Richtung. Bereits Ende April 2009 war
klar, dass das Schweinegrippevirus deutlich we-
niger gefährlich ist als die Pandemieviren von
1957 und 1968 und schon gar nicht mit dem
Horrorvirus von 1918 verglichen werden kann.
Es sprang nämlich weder direkt vom Vogel auf
den Menschen über, noch entstand es durch
Vermischung eines Vogel- und eines Menschen-
virus im Schwein. Vielmehr ging das Schweine-
grippevirus durch genetische Mischung aus
zwei bis drei Schweine-Influenzaviren hervor,
die bereits seit Jahrzehnten in Hausschweinen
zirkuliert hatten. Durch diese lange Anpassung
an ein dem Menschen immunologisch ähnliches
Säugetier ist das Virus der Schweinegrippe weit
weniger gefährlich als Influenzaviren, die erst
kürzlich vom Vogel übergesprungen sind.

Darüber hinaus war das Virus der „Neuen
Grippe“ auch in anderer Hinsicht nicht neu für
das menschliche Immunsystem. Die für die Im-
munabwehr wichtigen Proteine auf der Virus-
oberfläche „H“ (Hämagglutinin) und „N“
(Neuraminidase) sind nämlich vom Typ H1N1
und damit einem saisonalen Influenzavirus sehr
ähnlich, das ebenfalls zum Typ H1N1 gehört.
Im Gegensatz dazu waren die letzten Influen-
zapandemien immer durch das Auftreten eines
neuen H-Typs gekennzeichnet (1957: H2N2;
1968: H3N2). Einige Virologen stuften deshalb
bereits im Mai 2009 die Schweinegrippe als
„Pseudopandemie“ ein.

Wettlauf um den (richtigen) Impfstoff

In dieser Situation war es schwierig, Entschei-
dungen in Bezug auf die Herstellung eines Pan-
demie-Impfstoffes zu treffen. Mit dem Über-
greifen der Epidemie auf den Süden der USA
wurde anhand der dort erhobenen, verlässli-
chen Zahlen deutlich, dass die Schweinegrippe
tatsächlich meist harmlos verläuft und selten zu
Todesfällen führt. Auch gab es spätestens seit
Mai Hinweise auf eine gewisse Grundimmuni-
tät bei Teilen der Bevölkerung. Insbesondere
Menschen über 60 Jahren schienen durch frühe-
re Influenzainfektionen oder -impfungen teil-
weise geschützt zu sein. Sollte man also über-
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haupt für die ganze Welt einen Impfstoff gegen
Schweinegrippe herstellen? Und falls ja, wie
sollte der Impfstoff beschaffen sein?

Die Pandemiepläne der WHO und der mei-
sten Staaten sahen vor, spätestens in Phase 6
mit der Impfstoffproduktion zu beginnen.
Aufgrund der genannten Unsicherheiten zö-
gerte die WHO jedoch lange, den Startschuss
für die Umstellung der globalen Produktion
auf den Pandemieimpfstoff, den so genannten
switch, zu geben. Da die Schweinegrippe nur
relativ wenige Opfer forderte, sollte zuerst die
Produktion der regulären Impfstoffe gegen die
saisonale Influenza der Nordhalbkugel abge-
schlossen werden – tatsächlich sterben an sai-
sonaler Grippe jährlich weit mehr Menschen
als bisher der Schweinegrippe zum Opfer fie-
len. Damit stand bereits Anfang Mai 2009 fest,
dass der Impfstoff gegen die Schweinegrippe
knapp wird, wenn alle Staaten auf die Ent-
scheidung der WHO zum switch der Impf-
stoffproduktion warten und erst dann bestel-
len. Die USA gingen in dieser Lage einen prag-
matischen Weg und orderten bereits Anfang
Mai 2009 Impfstoff (Vakzine) für die gesamte
Bevölkerung, und zwar unabhängig vom
switch der WHO. Die Vakzine wird dort nach
dem seit Jahrzehnten erprobten Verfahren her-
gestellt, das auch für die saisonalen Influenza-
Impfstoffe eingesetzt wird, und enthält keine
Wirkverstärker (Adjuvanzien). Auch in
Deutschland gab es Fachleute, die ein Vorge-
hen wie in den USA empfahlen. Die Schutz-
kommission beim Bundesminister des Innern,
welche die Bundesregierung in Fragen des Be-
völkerungsschutzes berät, empfahl bereits am
22. Mai 2009, umgehend Impfstoff für die ge-
samte Bevölkerung zu bestellen und nicht auf
eine Entscheidung der WHO zu warten.

In Europa waren jedoch die Gesundheitsbe-
hörden mehrheitlich davon überzeugt, dass die
amerikanische Strategie nicht funktionieren
würde, weil man gegen ein Pandemievirus nur
mit einem adjuvanzierten Impfstoff ausrei-
chenden Schutz erzielen könnte. Das Gegenar-
gument, wonach dem Schweinegrippevirus
viele Eigenschaften „echter“ Pandemieviren
fehlen und deshalb ein Immunschutz auch
durch einen nicht wirkungsverstärkten, nach
saisonalem Muster hergestellten Impfstoff zu
erwarten sei, ließen die Behörden nicht gelten.

So rollte in Europa ein Plan an, den man ei-
gentlich für den Fall einer schweren Pande-

mie mit einem gefährlichen, mehr oder min-
der direkt von Vogelgrippeviren abstammen-
den Erreger entwickelt hatte. Dafür hatte die
Europäische Arzneimittelbehörde (EMEA)
ein Eilverfahren entwickelt, das die Zulassung
eines pandemischen Impfstoffes in nur drei
Tagen ermöglichen sollte. Die Hersteller hat-
ten Studien zur Wirksamkeit, Sicherheit und
Verträglichkeit mit einem Modellimpfstoff
(mock-up) gemacht, der gegen das Vogelgrip-
pevirus H5N1-Asia gerichtet war. Weil das
menschliche Immunsystem gegen vollkom-
men neue, von Vögeln stammende Viren nur
schlecht anspringt, enthielten die meisten
Modellimpfstoffe einen Wirkverstärker (Ad-
juvans). Im Falle einer Pandemie, so das vom
Eilverfahren verfolgte Ziel, sollte die H5N1-
Komponente des Modellimpfstoffes gegen
das aktuelle Pandemievirus ausgetauscht wer-
den. Weil die Sicherheitsdaten aus den Stu-
dien mit dem mock-up übernommen werden,
entfällt die zeitaufwendige Untersuchung der
Nebenwirkungen des eigentlichen Impfstoffs.

Informationschaos

Am 11. Juni 2009 rief die WHO Phase 6 der
Pandemie aus, und kurz darauf forderte sie zur
Produktion des Pandemieimpfstoffes auf. Statt
besonders früh zu bestellen, gab Deutschland
seine Order als einer der letzten reichen Staaten
ab: Erst im September, als die erste Welle der
Schweinegrippe schon zu verzeichnen war, ei-
nigten sich die Bundesländer auf eine gemeinsa-
me Impfstoffbestellung. Zu diesem Zeitpunkt
lagen zwar bereits Daten aus den USA vor, wo-
nach man auf den Wirkverstärker verzichten
und eine normale, nach saisonalem Verfahren
hergestellte Vakzine gegen Schweinegrippe ein-
setzen kann. Aber für die adjuvanzierten, neu
zugelassenen Impfstoffe hatte Deutschland seit
Jahren eine Option vereinbart; für die Bestel-
lung einer konventionellen Vakzine für alle
Bürger war es zu spät.

Zugleich änderten die Bundesländer unver-
sehens die Strategie der Pandemiebekämp-
fung. Statt wie im Pandemieplan vorgesehen
Impfstoff für alle 82 Millionen Einwohner zu
besorgen, wollten sie nur für 25 Millionen
Menschen Serum einkaufen. Das ist die
Menge, die für Schlüsselpersonal (Gesund-
heitswesen, Polizei, Feuerwehr usw.) und
Personen mit besonderem gesundheitlichem
Risiko (Schwangere und chronisch Kranke)
benötigt wird. Das Ziel, die Ausbreitung des
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Virus durch Impfung eines möglichst großen
Teils der Bevölkerung einzudämmen, wurde
damit klammheimlich aufgegeben – sonst
hätte man insbesondere auch Kita- und
Schulkinder impfen müssen. Für diese Grup-
pe reichte die bestellte Menge aber nicht.

Spätestens jetzt wäre es an der Zeit gewesen,
die Bevölkerung offen über die Strategie zu in-
formieren und zu erklären, dass die bestellte
Vakzine mehr Nebenwirkungen hat als die übli-
che Influenzaimpfung und an Schwangeren und
Kindern noch nicht erprobt wurde. Doch von
den Behörden hörte man kaum mehr als stereo-
type Formeln wie „der Impfstoff ist absolut si-
cher“ und „häufiges Händewaschen hilft“. Zu-
sätzlich erklärten hochrangige Fachleute, es
sollten sich möglichst viele Menschen impfen
lassen, damit die Virusausbreitung gehemmt
und die Entstehung einer „gefährlicheren Mu-
tante“ verhindert würde – dabei war Einge-
weihten längst klar, dass die Eindämmung der
Virusausbreitung nicht mehr die Strategie
Deutschlands ist.

So kam es, dass selbst renommierte Ärzte
und ganze Fachgesellschaften sich gegen die
Impfung aussprachen. In diesem Klima der Ver-
unsicherung schlug die Stunde der „Impfkriti-
ker“, die schon immer alle Schutzimpfungen als
Teufelszeug ansehen und für ihre Kinder Ma-
sernpartys veranstalten, um sie „natürlich“ zu
immunisieren. Schließlich zirkulierten Ketten-
briefe im Internet, die den Wirkverstärkern hor-
rende Nebenwirkungen andichteten, von Ge-
lenkrheuma über Nervenlähmung bis zum
„Golfkriegssyndrom“ der US-Kriegsveteranen.

Vom Umgang mit Risiken

Im Ergebnis hat sich ein Großteil der Schwan-
geren und Menschen mit chronischen Grund-
erkrankungen, die davon besonders profitiert
hätten, gegen die Impfung entschieden. Ande-
rerseits ließen sich viele impfen, für die es gar
nicht angeraten war. Die Ausbreitung des
Virus wurde, jedenfalls bis zum Nachlassen
der zweiten Welle vor Weihnachten 2009,
durch die Impfaktion nicht gebremst. Ob es
im bevorstehenden Winter in Deutschland
eine dritte Welle der Schweinegrippe geben
wird, kann nicht vorhergesagt werden. Dass
die Impfaktion auch diese gegebenenfalls nicht
aufhalten wird, muss leider als sehr wahr-
scheinlich angesehen werden.

Offensichtlich ist es nicht gelungen, bei der
Bevölkerung Vertrauen in die Maßnahmen der
Behörden zu wecken. Jedenfalls hielten viele
die Risiken der Impfung für gravierender als die
Risiken der Schweinegrippe. So wurde die Ge-
fahr zu Anfang der Pandemie lange hochge-
spielt; die Steigerung der WHO-Phasen wirkte
wie ein Countdown für die globale Katastro-
phe. Als sich dann herausstellte, wie harmlos
die Schweinegrippe zumeist verläuft, beschwo-
ren die Gesundheitsbehörden die Gefahr künf-
tiger Mutationen herauf; sogar eine „tödliche
Hochzeit“ mit dem gefürchteten Vogelgrippe-
virus H5N1-Asia sollte möglich sein. Zugleich
wurden die (wenn auch vorübergehenden) Ne-
benwirkungen des Impfstoffes lange verschwie-
gen. Dass er ein Adjuvans enthält und ganz an-
ders funktioniert als die bekannten saisonalen
Vakzinen, erfuhr die Öffentlichkeit erst durch
Stellungnahmen unabhängiger Fachleute. Aus
Sicht des Laien war der neuartige Impfstoff
damit ein Unbekannter, dem man nicht trauen
kann. Die Neue Influenza dagegen konnte spä-
testens im November 2009 jeder in seinem per-
sönlichen Umfeld erleben; sie unterscheidet
sich kaum von dem alten Bekannten, der uns
alle Jahre wieder als gemeine Grippe plagt.

Es ist unverkennbar, dass man die Reaktion
der Bevölkerung falsch eingeschätzt hat. Die
Menschen können mit komplizierten Wahr-
heiten besser umgehen, als dies mancher Poli-
tiker vermutet. Dagegen verursachen Halb-
wahrheiten eher Misstrauen und Angst – und
führen bisweilen zur Hysterie, die durch die
zurückhaltende Informationspolitik gerade
verhindert werden sollte. Wenn es um ge-
sundheitliche Gefahren geht, ist es besser, die
Karten auf den Tisch zu legen, statt in falsch
verstandener Fürsorge für die Bevölkerung
zu entscheiden, auf welche Risiken sie sich
einlassen muss. Bei der ersten Influenzapan-
demie des 21. Jahrhunderts, die offiziell Neue
Grippe heißen soll, hat die Bevölkerung
längst entschieden, was sie von behördlicher
Bevormundung hält: Die Menschen nennen
die Krankheit weltweit und in nahezu allen
Sprachen „Schweinegrippe“ – so wie sie von
den Einwohnern eines kleinen mexikanischen
Dorfes getauft wurde.
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